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1. Ueberslcht über die Verhandlungen - Resume des deliberations 

00.059 s "Solidarität schafft Sicherheit. Für 
einen freiwilligen Zivilen Friedensdienst 
(ZFD)". Volksinitiative 
Botschaft vom 5. Juli 2000 zur Volksinitiative 
"Solidarität schafft Sicherheit. Für einen 
freiwillligen Zivilen Friedensdienst (ZFD)" (BBI 
2000 4879) 
NR/SR Sicherheitspolitische Kommission 
Bundesbeschluss zur Volksinitiative "Solidarität 
schafft Sicherheit. Für einen freiwilligen Zivilen 
Friedensdienst (ZFD)" 
22.03.2001 Ständerat. Beschluss nach Entwurf 
des Bundesrates. 
19.06.2001 Nationalrat. Zustimmung. 
22.06.2001 Ständerat. Der Bundesbeschluss wird 
in der Schlussabstimmung angenommen. 
22.06.2001 Nationalrat. Der Bundesbeschluss 
wird in der Schlussabstimmung angenommen. 
Bundesblatt 2001 2868 

00.059 e "La solidarite cree la securite: pour un 
servlce civil volontaire pour la palx (SCP)". 
Initiative populaire 
Message du 5 juillet 2000 concemant !'initiative 
populaire federale "La solidarite cree la securite: 
pour un service civil volontaire pour la paix (SCP)" 
(FF 2000 4511) 
CN/CE Commission de Ja politique de securite 
Arrete federal concernant !'initiative populaire "La 
solidarite cree la securite: pour un service civil 
volontaire pour la paix (SCP)" 
22.03.2001 Conseil des Etats. Decision 
conforme au projet du Conseil federal. 
19.06.2001 Conseil national. f\dhesion. 
22.06.2001 Conseil des Etats. L'arräte est 
adopte en votation finale. 
22.06.2001 Conseil national. L'arräte est adopte 
en votation finale. 
Feuille federale 2001 2731 
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00.059 Solidarität schafft Sicherheit. Für einen freiwilligen Zivilen 
Friedensdienst (ZFD)". Volksinitiative 

Botschaft vom 5. Juli 2000 zur Volksinitiative 0 Solidarität schafft Sicherheit. F0r einen freiwilligen 
Zivilen Friedensdienst (ZFD)0 (BBI 2000 4879) 

Ausgangslage 
Am 1 0. September 1999 wurde die Eidgenössische Volksinitiative «Solidarität schafft Sicherheit: F0r 
einen freiwilligen Zivilen Friedensdienst (ZFD)» von der «Gruppe für eine Schweiz ohne Armee» 
(GSoA) mit 113 299 gültigen Unterschriften eingereicht. Die GSoA hat die ZFD-lnitiative gleichzeitig 
mit der Volksinitiative «FQr eine glaubw0rdige Sicherheitspolitik und eine Schweiz ohne Armee» 
eingereicht, die mit 11 0 108 Unterschriften zustande gekommen ist. Der ZFD soll im In- und Ausland 
dazu beitragen, Gewaltverhältnisse abzubauen sowie deren Neuentstehung zu verhindern, und auf 
Anfrage von Nichtregierungsorganisationen, staatlichen Institutionen und internationalen 
Organisationen unbewaffnete Friedenseinsätze organisieren. 
Im Kern will die Initiative einen freiwilligen Zivilen Friedensdienst einfahren. Dienstleistende sollen 
sowohl fOr Einsätze im In- und Ausland als auch für die Aus und Weiterbildung «angemessen» 
entschädigt werden. Die Grundausbildung soll allen in der Schweiz wohnhaften Personen kostenlos 
offen stehen. · Gemäss den Übergangsbestimmungen sollen die freiwilligen Einsätze als 
unverschuldete Verhinderung der Arbeitsleistung gelten, was bedeutet, dass keiner Person, die einen 
ZFD-Einsatz leisten möchte, gekündigt werden könnte. Solange der parallel eingereichten 
Armeeabschaffungs-lnitiative kein Erfolg beschieden ist, sollen die ZFD-Grund- und Weiterausbildung 
und die ZFD-Einsätze als Zivildiensttage angerechnet werden. 
Die Förderung von Frieden und Sicherheit ist eines der Hauptziele der schweizerischen Aussen- und . 
Sicherheitspolitik, und der Bundesrat begrQsst grundsätzlich das Bestreben der Initianten, hierzu 
einen weiteren Beitrag zu leisten. Dennoch lehnt er die Initiative aus folgenden Granden ab: 
Erstens sind die Zielsetzungen, die in Absatz 2 des vorgeschlagenen neuen Artikels 8 bis zum 
Ausdruck kommen, bereits wesentlicher Bestandteil der Bemühungen der Schweiz. im Bereich der 
Internationalen Zusammenarbeit sowie der Friedensförderung. zweitens wäre bei einer allfälligen 
Realisierung des ZFD mit zahlreichen negativen Auswirkungen auf die gewachsenen, bewährten und 
auch international beachteten Aktivitäten der Internationalen Zusammenarbeit der offiziellen Schweiz 
zu rechnen. 
Drittens zeigen die Erfahrungen, dass der Grad der Professionalisierung der eingesetzten Personen 
ständig zunimmt. Viertens ist bereits heute gewährleistet, dass Personen, die den obligatorischen 
Militärdienst nicht mit ihrem Gewissen vereinbaren können, Zivildienst leisten können und somit die 
Möglichkeit haben, auf Gebieten tätig zu sein, die den Förderungsbereichen der ZFD-lnitiatlve 
entsprechen: Fünftens übernähme der Staat bei der Gutheissung der ZFD-lnitiative nicht selber neue 
Aufgaben, sondern müsste neu für bestehende Aktivitäten aufkommen, die bereits heute erfolgreich 
von Nichtregierungsorganisationen ausgeführt werden. Die ZFD-lnitiative würde zudem eine 
bestehende Institution - den Zivildienst - durch eine andere ersetzen, deren Konturen nicht klar 
erkennbar sind und bezüglich welcher der Staat keine Kostenkontrolle hätte. 

Verhandlungen 
22.03.2001 SR Beschluss nach Entwurf des Bundesrates. 
19.06.2001 NR Zustimmung. 
22.06.2001 SR Der Bundesbeschluss wird in der Schlussabstimmung angenommen. (36:5) 
22.06.2001 NR Der Bundesbeschluss wird in der Schlussabstimmung angenommen. (120:68) 

Die Volksinitiativen „Für eine glaubwürdige Sicherheitspolitik und eine Schweiz ohne Armee" und 
„Solidarität schafft Sicherheit. Für einen freiwilligen zivilen Friedensdienst" wurden im Ständerat 
gemeinsam behandelt. Er lehnte beide Initiativen ab - die erste mit 38 zu 0 Stimmen und die zweite 
mit 31 zu 5 Stimmen. 
Während die Armeeabschaffung keine Fürsprecher fand, setzte sich zugunsten der 
Friedensdienstinitiative Christiane Brunner (S, GE) ein. Sie warb für den neuen Dienst als 
Verstetigung der zivilen schweizerischen Friedensmassnahmen im Ausland und als Ergänzung des 
bestehenden Zivildienstes. In einer kurzen Debatte erklärten · Bundesrat und die 
Kommissionssprecher, eine Armee gehöre unverzichtbar zu der von den Initianten geforderten 
glaubw0rdigen Sicherheitspolitik. Kein vergleichbares Land verzichte darauf, erklärt Bundesrat 
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Samuel Schmid, der auch die Rolle der Armee in den Konzepten fOr zivile Krisenfälle ins Spiel 
brachte. Alle Sprecher verwiesen auf fortbestehende Konflikte und Gewaltpotentiale in der Welt. 

Die geforderte Grundausbildung zur Gewaltprävention gab im Nationalrat Anlass für ein Ja zur 
Initiative zu werben. Ausgehend von Schlagzeilen über die fortschreitende Abwendung vom 
überforderten Lehrerberuf und die wachsenden Gewalt an den Schulen, sprachen einzelne Redner 
von einer Möglichkeit zur Entlastung der Lehrer. Für die Gegner der Initiative war und ist die 
Gewaltprävention im eigenen Land nicht der Rede wert. Bürgerliche Redner machten zudem klar, 
dass sie die Initiative nicht nur wegen ihres konkreten Inhaltes, sondern wegen ihrer Urheberin 
(GSoA) ablehnen. Jacqueline Fahr (S, ZH) forderte, dass die Initiative ohne ideologische 
Scheuklappen beurteilt werden müsse. Sie erinnerte daran, dass mittlerweile ein breites Bündnis 
hinter der Initiative stehe. Grüne und Sozialdemokraten stimmten geschlossen dem Volk ein Ja zur 
Initiative zu empfehlen. Die Empfehlung wurde jedoch mit 99 zu 64 Stimmen abgelehnt. Begründet 
wurde das Nein auch mit den hohen Kosten in unbekannter Höhe. Zudem könnten die privaten 
Organisationen, welche die zivilen Freiwilligeneinsätze mit Bundesgeld organisieren sollten, nicht 
kontrolliert werden. Schliesslich brauche es in der internationalen Konfliktlösung zunehmend 
professionelle Spezialisten. Bundesrat Samuel Schmid hielt der diskutablen Initiative die viel 
tauglicheren Mittel des Bundesrates entgegen: Der Bundesrat hat einen Expertenpool für zivile 
Friedensförderung gebildet, mit privaten Friedensorganisationen ein gemeinsames 
Kompetenzzentrum initiiert und eine Gesetzesrevision vorgeschlagen, die friedensfördernde 
Auslandeinsätze im Rahmen des Zivildienstes erleichtern soll. 
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00.059 "La solidarite cree la securite: pour un service civil volontaire 
pour la paix (SCP)". Initiative populaire 

Message du 5 juillet 2000 concernant !'initiative populalre federale 0 La solidarite cree la securite: pour 
un service civil volontaire pour la palx (SCP)0 (FF 2000 4511) 

Situation initiale 

Le 1 0 septembre 1999, le «Groupe pour une Sulsse sans armee» (GSsA) a depose !'initiative 
populalre federale «La solldarite cree la securite: pour un service civil volontaire pour la paix (SCP)» 
avec 113 299 signatures valables. Le GSsA a depose l'initlatlve SCP en mAme temps que !'initiative 
populaire federale «pour une politique de securite credible et une Suisse sans armee» qui a abouti 
avec 11 o 108 signatures. Le SCP doit contribuer a la reduction et a la prevention des situations de 
violence, a l'interieur et a l'exterieur du pays. A la demande d'organisations non gouvernementales, 
d'institutions de l'Etat et d'organisations internationales, il organisera des engagements non armes 
pour la paix. Pour l'essentiel, !'initiative veut introduire un service clvil volontaire pour la paix. Les 
personnes accomplissant un tel service seront lndemnisees «de maniere equitable» pour les 
engagements en Suisse et a l'etranger, et pour la formation et le perfectionnement. La formation de 
base doit &tre offerte gratuitement a toute personne residant en Suisse. Salon les dispositions 
transitoires, les engagements volontaires seront consideres comme un empAchement de travailler 
sans faute de la part du travailleur. Ainsi, toute personne souhaitant effectuer un engagement dans un 
SCP ne pourrait pas Atre licenciee. En supposant que !'initiative relative a une suppression de l'armee 
ne sera pas acceptee, les formations de base et de perfectionnement et les engagements du SCP 
seront pris en compte a titre d'accomplissement du service civil. La promotion de la palx et de la 
securite est l'un des objectlfs prlncipaux de la politique exterieure et de la politique de securite de la 
Suisse. Le Conseil federal accueille en principe favorablement l'effort des auteurs de !'initiative visant 
a apporter une contribution supplementaire dans ce but. Cependant, il re~tte !'initiative pour les motifs 
sulvants: Premierement, les objectifs exprlmes a l'al. 2 du nouvel art. 8 18 propose representent deja 
une partie essentielle des efforts consentis par la Suisse dans le domaine de la cooperation 
Internationale et de la promotion de la paix. Deuxiemement, en cas d'une eventuelle realisation du 
SCP, il faudralt s'attendre a de nombreuses consequences negatives sur la cooperation internationale 
offlclelle de la Suisse, qui est bien developpee et a fait ses preuves, et dont les activites jouissent de 
l'estlme internationale. 
Troislemement, les experiences montrent que le professionnallsme des personnes engagees s'accroit 
regulierement. Quatriemement, il est aujourd'hui garantl que les personnes qui ne peuvent concilier le 
service militaire obligatoire avec leur conscience peuvent accomplir un servlce civil qui leur offre la 
possibilite de s'engager dans des domaines qui repondent aux exigences de !'initiative SCP. 
Cinq1:1iemement, en cas d'approbation de !'Initiative SCP, l'Etat n'assumerait pas lui m&me de 
nouvelles täches mais devrait desormais prendre en charge des activites qu'assument actuellement 
avec succes les organisations non gouvernementales. Par allleurs, l'initlative SCP remplacerait 
l'actuelle Institution du service civil par une autre dont l'identite n'est pas clairement reconnaissable et 
au sujet de laquelle l'Etat perdrait le contröle des coats. 

Deliberations 

22-03-2001 CE Decision conforme au projet du Conseil federal. 
19-06-2001 CN Adhesion. 
22-06-2001 CE L'arr&te est adopte en votation finale. (36:5) 
22-06-2001 CN L'arr&te est adopte en votatlon finale. (120:68) 

Les initiatives populaires « pour une politique de securite credible et une Suisse sans armee » et « La 
solidarlte cree la securite: pour un service civil volontaire pour la paix (SCP)» ont ete examinees 
ensemble au Conseil des Etats, qui les a rejetees toutes les deux, la premiere par 38 voix contre 0 et 
la deuxleme par 31 voix contre 5. 
Si !'initiative visant a supprimer l'armee n'a trouve aucun defenseur, l'lnitiatlve demandant la creatlon 
d'un service civll a trouve un soutien en la personne de Christiane Brunner (S, GE). Celle-ci a vante le 
nouveau service comme etant une valorisation des mesures civiles mlses en oeuvre par la Suisse en 
faveur de la paix a l'etranger et comme completant l'actuel Service clvll. Dans un debat succinct, le 
conseiller federal et les rapporteurs de la commisslon ont explique que l'existence de l'armee falt 
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obligatoirement partie d'une politique de securite credible telle qua la conc;olvent les initiateurs du 
projet. Aucun pays comparable a. la Suisse ne saurait y renoncer, devait declarer le conseiller federal 
Samuel Schmid, qui a egalement releve le röle de l'armee dans la gestion des crises civiles. Taus les 
orateurs ont fait allusion aux conflits en cours et aux foyers potentiels de violence dans le monde. 

Au Conseil national, la revendication d'une formatlon de base consacree a. la prevention contre la 
violence a donne lieu a. une campagne pour le oui a. !'initiative. Se referant aux gros titres de la presse 
sur la desaffection croissante du metier de professeur et sur la multiplication des actes de violence a. 
l'ecole, certalns orateurs ont evoque ce projet comme un moyen de faciliter quelque peu la täche des 
enseignants. En revanche, pour les opposants a. l'inltiatlve, la prevention de la violence etait et 
demeure une question dont il n'est pas besoin de debattre en Suisse. Des orateurs de droite ont en 
outre explique qu'ils rejetaient !'initiative non seulement a. cause de son contenu, mais aussi a. cause 
du groupe qui en est l'auteur, c'est-a.-dlre le GSsA. Jacqueline Fahr (S, ZH) a toutefois appele ses 
collegues a examiner !'initiative « sans ooilleres ideologiques », rappelant que le projet etait parvenu a. 
gagner le soutien d'une alliance importante. Les Verts et les socialistes ont en effet decide a. 
l'unanimite de recommander au peuple l'approbation de !'initiative. Cette recommandation a 
cependant ete rejetee par 99 voix contre 64, le non ayant ete justifie par les coOts eleves et 
difficilement chiffrables, l'impossibilite de contrOler les organisations privees chargees de coordonner 
les engagements volontaires avec les subventions federales, et enfin la necessite croissante de faire 
appel a des professlonnels pour le reglement des conflits internationaux. Par ailleurs, le conseiller 
federal Samuel Schmida oppose a. l'initiative controversee las moyens beaucoup plus efficaces mls 
oouvre par le Conseil federal, a. savoir la formation d'un groupe d'experts pour la promotion civile de la 
paix, la creation d'un centre de competences en collaboration avec des organisations privees pour la 
paix et la proposition d'une revision de loi destinee a. faciliter las engagements pour la paix a. l'etranger 
dans le cadre du service clvll. 

-V\\\ 



22. März 2001 

00.059 

Solidarität schafft Sicherheit. 
Für einen frelwilllgen 
zivilen Friedensdienst. 
Volkslnltlative 
La solldarlte cree la securlte. 
Pour un servlce civll volontalre 
pour la palx. 
Initiative populalre 

Erstrat - Premier Conseil 
Botschaft des Bundesrates 05.07.00 (BBI 2000 4879) 
Message du Conseil fed6ral05.o7.00 (FF20004511) 
Berichtigung zur Botschaft 14.11.00 (BBI 2000 5509) 
(La correctlon ne conceme que le texte atlemend) 
Stinderal/Consell des Etats 22.03.01 (Erstrat - Premier Consell) 

Langenberger Christiane (R, VD), pour la commlsslon: !.!Ini­
tiative populalre «La solldarlte cree la securlte: pour un ser­
vice clvll volontalre pour 1a palx» a ete deposee en 1999 par 
le Groupe pour une Suisse sans armee - dont nous venons 
d'apprendre les mlssions - avec 113 299 signatures vala­
bles. Elle est une sulte loglque ä la phllosophle du groupe 
qui estlme qu'il vaut mleux prevenlr les confllts et promouvolr 
la palx plutöt que d'entralner une armee, mAme defensive. 
Salon cette Initiative, le servlce clvll pour 1a palx pourralt con­
trlbuer ä la reductlon et lt la preventlon de violences ä l'exte­
rleur comme ä l'lnterleur du pays, ä la resolutlon paciflque 
des confllts et ä la reconstructlon soclale. II partlclperalt ä 
des engagements ä la demande d'organlsatlons Internatio­
nales. Les personnes servant volontalrement dans ce ser­
vlce seralent lndemnlsees equltablement pour leur formatlon 
et leur engagement equlvaudralt ä un empAchement de tra­
valller sans qu'II y alt taute. 
Les lnitlants estlment qu'II exlste certes des Instruments 
d'alde humanltalre, mals que des Instruments de preventlon 
des confllts et de promotlon de la palx font encore defaut II 
est Indispensable d'accorder plus d'lmportance ä l'apprentts-
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sage de 1a gestion des confllts et des crlses, et cela dolt 
commencer dans notre propre pays car la violence y est 
quand m~me importante. II sufflt de se referer aux manifes­
tatlons raclstes pour s'en convalncre. 
Les lnltlants souhaltent pouvolr soutenlr des organlsatlons 
partenaires dans des r4glons ä rlsques et evlter alnsl que 
des confllts d'lnter~ts ne degen~rent en crlse ou en guerre. 
La palx et la securlte etant trlbutalres de la stablllte soclale, 
lls estlment pouvolr y contrlbuer. Salon eux, la promotion de 
la palx par l'armee dolt rester l'exception, la r~gle etant que 
la soclete solt en mesure de garer seule les confllts et d'en 
venlr ä bout sans violence. 
l.!lnttlatlve dolt Atre pen;ue comme un malllon entre l'alde hu­
manltalre et le travall de nos dlplomates. Une formatlon 
pourralt avolr Heu ä l'ecole ou dans le cadre de formatlon des 
adultes. Un pool seralt cree dans lequel des speclallstes de 
la palx - «Frledensfachleute» - seralent formes en vue de 
leur engagement 
Les lnltlants se sont aussl lnsplres d'exemples de servlce cl­
vll pour la palx tel que le connalssent l'Autrlche ou l'Allema­
gne. Je vous rappelle qu'en Allemagne, II exlste un servlce 
cMI elargl de Jeunes qui se consacrent ä l'alde aux handlca­
pes et aux malades, aldes dans ce domalne par les grandes 
assoclations carltatives d' Allemagne, mals que ces jeunes 
peuvent aussl s'engager dans des servlces pour la palx. 
Les lnltlants travalllent ä un projet «Publlc Private Partner­
shlp» et preconlsent que la Sulsse pourralt jouer un röle lm­
portant dans le cadre de la promotlon de la paix au nlveau 
lntematlonal. 
Lors du traltement de l'inltlatlve par notre commlsslon, nous 
avons · egalement entendu une representante . du «Christli­
cher Friedensdienst», laquelle a lnsiste sur la necesslte pour 
notre Etat de mettre a dlsposltlon des Instruments permet­
tant de transmettre une formatlon sur les orlglnes complexes 
de la vlolence. II arrlve frequemment, selon elle, qu'on leur 
demande de servlr de medlateurs dans le cadre de proces­
sus de palx et qu'lls ne dlsposent pas de speclallstes en 
nombre voulu. 
Tout en reconnalssant l'lnter&t de l'objectlf prlnclpal des lni­
tlants, solt la preventlon des confllts et la promotlon de la 
paix, la commlsslon a emls de nombreuses crltlques a 
l'egard de cette Initiative. D'abord, l'lnltlatlve sous-estime 
grandement les efforts que la Sulsse consent dans le do­
malne de la promotlon de ia palx. Nous avons nous-m&mes, 
dans le cadre du rapport sur la polltlque de securlte de la 
Sulsse, afflrme notre volonte de cooperer ä des mlsslons de 
palx. Plusleurs departements y partlclpent: le Departement 
federal des affalres etrangeres collabore avec les ONG lt 
des mlsslons d'alde au developpement, de lutte contre la mi­
s~re, qul sont tout de m&me des elements fondamentaux de 
mani~re ä prevenlr des confllts. Lutter contre la misere, c'est 
une des premleres choses que l'on pulsse faire sl l'on veut 
eviter des guerres, sans parler blen s0r du travall de nos dl­
plomates. 
Le Departement federal de la defense, de la protectlon de la 
populatlon et des sports est engage depuls de longues an­
nees dans des zones ä crlses et partlcipe a des actlons de 
malntlen de la palx. Nous en avons des exemples recents 
dans le cadre de notre engagement en Bosnle et au Kosovo, 
par le blals aussl de la creatlon ä GenM de trols centres 
d'enseignement - de la democratie pour les pays en vole de 
developpement, de formatlon en matlere de politlque de se­
curlte pour ces m&mes pays et pour les dlplomates de tous 
les pays du monde et de lutte aussl contre les mlnes antlper­
sonnel. 
Les Interventions Internationales en matl~re de paix dolvent 
pouvolr compter sur des speclallstes de haut nlveau, des 
speclallstes qul acceptent des affectlons de longue duree. II 
est lnutlle d'lmaglner que l'on pourra partlr ä l'etranger et 
particlper ä des actlons de palx durant quelques semalnes. 
C'est tout ä falt lnsufflsant pour martrlser et connartre le ter­
raln. C'est la ralson pour laquelle le Conseil federal est en 
traln de creer un pool d'experts dans le domalne de la palx 
susceptlbles de particlper lt des engagements en faveur de 
la palx. C'est preclsement ce pool qul correspond ä un des 
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objectlfs de ce servlce clvll avec cette fols-cl, je le repete, 
des experts tout ä falt blen form~. 
Nous preferons prlvllegler les actions coordonnees avec du 
personnel ayant une experlence de vle et d'excellentes con­
nalssances plutOt que de repondre ä des asplratlons somme 
toute d'ldeallstes - mAme sl nous n'avons rlen contre les 
ldeallstes. 
On a utlllse dans notre groupe le terme de «Sozlalromantl­
ker». La formatlon de base demandee par l'lnltlatlve ne per­
mettrait pas de repondre ä des exlgences de quallte. II 
sembleralt mAme que blen des ONG refuseralent l'lnltlatlve, 
cralgnant de creer des actlvlt~ paralleles, des actlvltes non 
coordonnees que notre dlplomatle, en plus de CiEl, auralt tou­
tes les pelnes du monde a garer, tout en afflrmant que ces 
ONG ont effectlvement besoln d'un grand nombre de spe­
clallstes dans le domalne de la paix. 
M. Blerl fera tout a l'heure une proposltion non pas en faveur 
d'un article constltutlonnel, mals d'un artlcle de iol permet­
tant de combler une lacune dans le domaine de la promotlon 
clvlle de la palx. Cela pourralt repondre egalement ä une re­
flexlon de notre propre servlce clvll actuel, qul espere verlta­
blement pouvolr etendre ses actlvlt~ dans le domalne de la 
promotlon de la pabc - pulsque, pour !'Instant, ses actlvlt~ 
sont fort redultes - notamment avec des personnes plus 
ägees, donc pas des gamlns de vlngt ans, mals des person­
nes ayant une experlence de vle. Pour ma part, je soutlen­
dral cette Idee, estlmant que nous repondrions alnsl a un 
besoln evident, ce qul nous permettralt de completer l'offre 
des ONG sur le terraln. 
Estlmant que la Sulsse repond alnsl aux objectlfs de l'lnltia­
tlve populalre en empruntant peut-Atre des votes differentes, 
mals plus ä mAme de rempllr leur mlsslon, l'arrAte a ete ac­
cepte par notre commlsslon, par 11 volx contre 1. 

Brunner Christiane (S, GE): C'est une dlmenslon nouvelle 
qu'II s'aglt maintenant de conferer a l'instltutlon du servlce cl­
vll. La dynamlque Internationale actuelle qul prevaut en ma• 
tlere de polltlque de securlte, de relatlons entre Etats, mals 
aussl de mlse ä contrlbutlon de nos forces vives, nous mon• 
tre clalrement que nous sommes passablement en retard en 
matlere de servlce clvll, que ce soft sur le plan de l'instltutlon 
mAme ou encore des mlssions qul lul sont devolues. 
N'oubllons pas que le systeme de la cooperatlon, alnsl que 
la rapporteure l'a mentlonne, la cooperatlon en tant qu'lns­
trument de la polltlque de palx 8ldste et est plelnement re­
connu dans un certaln nombre de pays qul nous entourent 
Dans ce contexte, ta notlon de pabc est ta juste asplratlon a 
laquelle chacun pretend. Cependant, les moyens pour y par­
venlr font souvent l'objet de polemlques manlcheennes. Or, 
la pr~ente Initiative n'a pas pour but d'empAcher des actlvl­
t~ armees ou de l'armee en faveur de la palx a l'etranger. 
Elle propose slmplement une actlon nouvelle et supplemen­
taire pour notre conceptlon de polltlque de securtte. 
D'une manlere generaie, l'lnltlatlve permettralt une concep­
tlon efflclente et globale de la polltlque de securlte, et non 
pas la polltique du coup par coup disparate et peu concertee 
au nlveau International telle qu'elle prevaut a l'heure ac­
tuelle. Nous devons ä pr~ent vlser autant le long terme que 
l'lnterventlon dans l'urgence. Alnsl, un tel servlce clvll mo­
derne pourralt Atre complementalre d'actlons ä mAme voca­
tlon et qul existent deja. 
l!lnltlatlve nous donne l'oc:caslon de valorlser un Instrument 
qul est encore Mlas consldere comme une vole de garage 
pour ceux qul n'entendent pas s'lnvesttr dans un servlce ml­
lltalre. L:artlcle 2 de la lol sur le servlce clvll le dlt d'allleurs 
expllcltement le servlce clvll se substltue au servlce mlll­
talre. Or la notlon d'lnterAt publlc deflnl a l'artlcle 3 de la 
mAme lol se dolt d'Atre elargle a une conceptlon moderne et 
dynamlque du terme. 
l!lnltlatlve ne vlse pas ä supprlmer le servlce clvll 8ldstant, 
mals en quelque sorte ä le completer. De surcroit, beaucoup 
de jeunes gens cholslssent dejä, a tltre d'expE\rlence person• 
nelle et d'enrlchlssement, la vole d'une alde ponctuelle et 
clblee en faveur de ceux et celles qui souffrent de par le 
monde. 

Un servlce clvll moderne permettralt de canallser et d'optl­
mallser ce type de besoin. l!accompllssement des obliga­
tions mllltalres a toujours eu une connotatlon d'engagement 
de l'lndlvldu pour la defense de la patrle, mals aussl d'lns­
tructlon specmque pour y parvenlr. Le servlce clvll, dans sa 
forme actuelle, ne met pas sufflsamment en avant cette 
composante - essentielle soclalement - qu'est la formatlon. 
Le modele propose par cette Initiative propose de combler 
cette carence, partlcullerement sur le plan de l'apprentls­
sage de la gestlon non vlolente des confllts. Chaque crlse 
armee lmpllque pour les pays tlers et la communaute Inter­
nationale en general la mlse en oeuvre de l'accuell de retu­
gfes, la mlse en place d'une polltique dlplomatlque de regle­
ment des confllts, l'envol eventual des forces d'lnterposltlon, 
le rapatrlement de refugl~ et l'octrol de fonds en faveur de 
la reconstructlon. Ces mesures, sl alles appartlennent aux 
fondements de notre polltlque exterleure et lnterleure, dol­
vent aussl lalsser enfln emerger un Instrument supplemen­
talre dont la vocatlon est d'empAcher l'emergence de trou­
bles et qul permet une actlon en aval, en amont et a long 
terme en mattere de polltlque de securlte. 
C'est pourquol je vous lnvlte a recommander au peuple et 
aux cantons d'accepter cette Initiative populalre. 

Blerl Peter (C, ZG): Die Volkslnltlatlve Ist In der zwar ausfor• 
mullerten, aber unklaren und wenig durchsichtigen Form ab­
zulehnen. ZWar Ist das generelle Anliegen der Initiative, die 
zlvlle Friedensförderung zu stärken und zu konkretisieren, 
vom Grundsatz her unterstOtzungsWOrdlg. Sowohl die Ab­
grenzung zum Militärdienst und neu zum BevOlkerungs­
schutz sowie die Leistung des zivilen Friedensdienstes 
Innerhalb des zivilen Ersatzdienstes als auch der generelle 
Anspruch auf Ausbildung, Elnsatzmögllchkelten Im In- und 
Ausland sowie der Entschädigungsanspruch sind von der 
Form und vom Inhalt her unausgegoren und mangelhaft. Bel 
der Beurteilung kommt man nicht um den Eindruck herum, 
dass die lnltlanten der Armeeabschaffungs-lnltlatlve, die wir 
soeben behandelt haben, noch einen zweiten Akt nach­
schieben mussten. 
Beim Studium dieser Initiative bin Ich von einem Direktor ei­
nes grossen Hilfswerkes angesprochen worden. Es dürfte 
filr Sie nicht uninteressant sein, dass auch die meisten HIifs­
werke von einer Unterstützung dieser Initiative absehen, weil 
diese Ihrer Ansicht nach In Ihrer Taugllchkelt als fragwürdig 
betrachtet werden muss. Es wird dabei bezweifelt, dass es 
tatsächlich eine erhebliche Nachfrage von Nichtregierungs­
organisationen für frelwilllge Friedenskräfte gibt, die In Kon­
fliktregionen fOr eine begrenzte Zelt wirkungsvoll einsetzbar 
wären. Auch werden unnötige Parallelen und Doppelspurlg­
kelten vermutet, wenn der zivile Friedensdienst selber Ein­
sätze organisieren wlll. Bel dieser Ablehnung der Initiative 
weisen die HIifswerke jedoch auf eine Thematik hin, die es 
verdient, dass auf sie eingegangen wird. Ich danke der Be­
richterstatterin, Frau Langenberger, dass sie bereits In Ihrem 
Kommissionsbericht auf meine Intervention In der Kommis­
sion hingewiesen hat. 
Die grosse Bedeutung der zlvllen F'rledensförderung Ist 
heute allseits und International anerkannt. Sie steht jedoch 
In keinem Verhältnis zu den bis heute nicht vorhandenen ge­
setzlichen Grundlagen In unserem Land. Während die Ent­
wlcklungszusammenarbelt seit den Slebzlgerjahren auf dem 
Bundesgesetz über die internationale Entwicklungszusam­
menarbeit und humanitäre HIife basiert und entsprechend 
verankert Ist und das militärische Sicherheitsengagement 
mit bewaffneten Einsätzen hoffentlich Im Juni mit der Refe­
rendumsabstlmmung eine neue gesetzliche Basis erhält, 
fehlt fOr das.frledenspolltlsche Engagement der Schweiz ein 
entsprechendes gesetzliches Fundament. 
Diese gesetzliche Lücke sollte mit einem Bundesgesetz über 
die lntematlonale Friedenspolitik und die zivile Friedensför­
derung geschlossen werden. Gerade die erfolgreiche Zu­
sammenarbeit staatlicher und privater Friedensförderung 
sollte hier auf eine gesetzliche Grundlage gestellt werden, 
damit Qualität, Kontinuität und Kooperation der beiden Part­
ner - nämlich Staat und Nichtregierungsorganisationen -
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garantiert bleiben. Die Bedeutung der zivilen Friedensförde­
rung Ist auch nach dem aussenpolltlschen Bericht 2000, den 
wir In der ersten Sesslonswoche beraten haben, von heraus­
ragender Bedeutung und soll der militärischen Friedenspoll­
tlk als bedeutender Zweig Internationalen Engagements 
beigefügt werden. 
Ich welss, dass das von mir hier aufgebrachte Anliegen, eine 
gesetzliche Basis für diesen Tell des Internationalen Enga­
gements zu schaffen, beim Bundesrat und bei der Verwal­
tung nicht auf taube Ohren gestossen Ist Ich Jedenfalls 
erachte es als prOfenswert, dass nach der Entwicklungshilfe, 
der humanitären Hilfe und dem frledenspolltlsch motivierten 
militärischen Engagement Im Ausland auch die Internatio­
nale Friedenspolitik und die zMle Friedensförderung auf 
eine gute gesetzliche Grundlage gestellt werden sollten. 
In diesem Sinne bin Ich dem Bundesrat dankbar, wenn er 
bereit Ist, dieses Anliegen zu prOfen. 

Schmid Samuel, Bundesrat Der Bundesrat bittet Sie, auch 
die Initiative «Solidarität schafft Sicherheit: für einen freiwilli­
gen zivilen Friedensdienst» abzulehnen. Auch diese Initia­
tive wurde, zusammen mit der soeben behandelten Armee­
abschaffungs-lnltlatlve, von der Gruppe fOr eine Schweiz 
ohne Armee (GSoA) eingereicht Gemäss den lnltlanten Ist 
sie zwischen der humanitären Hilfe und der Diplomatie an­
zusiedeln. Die lnltlanten wollen ein zusätzliches Instrument 
zur Friedensförderung auf der Ebene der zivilen Akteure, 
wte einer der Initianten am 22. Februar 2001 vor der Slcher­
heltspolltlschen Kommission des Ständerates gesagt hat. 
Selbstverständlich teilt der Bundesrat auch hier das Ziel der 
lnltlanten, Konflikte friedlich zu lösen. Auch er will mithelfen, 
Konflikte friedlich zu lösen; aber der Rahmen, den die GSoA 
vorschlägt, Ist nach seinem Dafürhalten hierfür nicht taug­
lich. Alle In der Schweiz wohnhaften Personen sollen ge­
mäss Initiative Anspruch auf eine kostenlose Grundaus­
bildung fOr diesen Friedensdienst haben; eine Grundausbil­
dung, die Im Übrigen sehr offen umschrieben Ist. Sie soll 
Wissen und Praktiken gewaltlreler Konfliktbearbeitung ver­
mitteln. 
Die Förderung von Frieden und Sicherheit Ist eines der 
Hauptziele der schweizerischen Aussen- und Slcherheltspo­
lltlk. Parlament, Bundesrat und Volk haben sich verschie­
dentlich dazu geäussert und taugliche Grundlagen geschaf• 
fen. Ich hoffe, dass wir am 10. Juni 2001 die Zustimmung 
hlerfOr erhalten werden. 
Die Initiative wurde Im September 1999 eingereicht Nach 
unserem Dafürhalten Ist Ihr Anliegen In der Zwischenzelt 
überholt, und zwar aus folgenden GrOnden: 
1. Am 4. Dezember 2000 hat der Bundesrat das Konzept für 
einen Schweizerischen Expertenpool für zMle Friedensför­
derung sowte die gleichzeitig beantragte Anpassung der 
Verordnung Ober den Einsatz von Personal bei friedenser­
haltenden Aktionen und Guten Diensten verabschiedet. Bel 
diesem Expertenpool handelt es sich um eine Personalre­
serve aus qualifizierten, auf einen Einsatz vorbereiteten zM­
len Expertinnen und Experten, die nach dem Mlllzprlnzlp 
rasch und gezielt f0r Internationale Aktionen eingesetzt wer­
den können. 
Er umfasst unter anderem Fachleute aus den Bereichen De­
mokratie, Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechte, Presse, 
Medien, Wahlen sowte Zlvllpollzel. Damit wurden die Vor­
aussetzungen geschaffen, bei Bedarf ein Kontingent von bis 
zu hundert zivilen Expertinnen und Experten gleichzeitig In 
verschiedenen Missionen einsetzen zu können. Der Ausbil­
dung und Einsatzvorbereitung wird dabei besondere Beach­
tung geschenkt Zu diesem Zweck hat das Eidgenössische 
Departement fOr auswärtige Angelegenheiten einen speziel­
len Grundkurs für neu aufgenommene Mitglieder des Pools 
eingerichtet, der erstmals In diesem Jahr stattfindet. Sie se­
hen, dass ein wesentlicher Tell der Initiative Ober diese 
Massnahme abgedeckt Ist 
2. Am 2. März dieses Jahres hat das EDA zusammen mit 
Schweizer Nichtregierungsorganisationen und der Schwei­
zerischen Friedensstiftung das Kompetenzzentrum Frie­
densförderung gegrOndet. Das Zentrum Ist bei der Schwel-
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zerlschen Friedensstiftung angesiedelt und wird massgeb­
lich vom EDA finanziert. 
Dieses Zentrum soll erstens als Drehscheibe für den Aus­
tausch von Informationen Ober nationale und Internationale 
Aktivitäten In der Friedensförderung dienen. Es bezweckt 
zweitens die Förderung des Dialogs In Friedensfragen zwt­
schen der Verwaltung und Nichtregierungsorganisationen 
und pflegt den Kontakt zu Wirtschaft, Wissenschaft, Medien 
und privaten Akteuren. Drittens offeriert das Kompetenzzen­
trum Friedensförderung ein Dienstleistungsangebot, das die 
Analyse und Bearbeitung von Konflikten sowie den Wissens­
transfer mittels themenspezlflscher Trainings- und Welterbll­
dungskurse beinhaltet. ·Auch Friedensförderung Ist eine 
hoch professlonelle Aufgabe, wenn sie erfolgreich sein soll. 
Zur Friedensförderung braucht es eine entsprechend Inten­
sive Ausbildung. Es braucht entsprechende Spezialisten, 
und eine allgemeine Frelwllllgkelt Ist in diesem Zusammen• 
hang wenig zweckmässlg, selbst wenn auch Frelwllllge aus­
zubilden sind, wie es hier die Initiative erfordert. 
Das Kompetenzzentrum Friedensförderung bietet die 
Chance, schweizerische Aktivitäten In der Friedenspolitik 
besser zu koordinieren und kohärente, In sich abgestimmte 
Strategien zur Bearbeitung von Konflikten zu entwlckeln. 
Das bereits vorhandene zlvile frledenspolltlsche Potenzial In 
der Schweiz kann auf diese Welse Wirksamer genutzt wer­
den. Der Bundesrat hat also die Bedeutung und Notwendig­
keit der zlvilen Friedensförderung und auch die Bedeutung 
der Kooperation und Koordination mit Nichtregierungsorga­
nisationen erkannt unq entsprechend gehandelt Auch das 
Parlament hat sich Im Ubrlgen bei der Beratung verschiede­
ner Berichte In Bezug auf die Aussenpolltlk unseres Landes 
In gleicher Weise ausgesprochen. • 
Die Initiative Ist deshalb aus folgenden fünf Uberlegungen 
abzulehnen: 
1. Die Zielsetzungen dieser Initiative der GSoAslnd bereits 
heute ein wesentlicher Bestandteil der Bemühungen unse­
res Landes Im Bereich der Internationalen Zusammenarbeit 
und der Friedensförderung. 
2. Unkoordinierte Friedenseinsätze würden sich negativ auf 
die bewährte und International beachtete Zusammenarbeit 
der offiziellen Schweiz auswirken. 
3. Internationale Friedenseinsätze erfordern mehr und mehr 
hoch professlonallslerte Spezialisten; ein Erfordernis, dem 
der Bundesrat mit dem erwähnten Pool entspricht. 
4. Schon heute haben Personen, die aus Gewlssensgn1n-

. den keinen Militärdienst leisten wollen, die Möglichkeit, sich 
Im Zivildienst zu engagieren. Der Zlvlldlenst bietet Tätigkei­
ten an, die sich mit dem Abbau von Gewaltverhältnissen be­
fassen. 
5. Die Initiative erlaubt es nicht, die Kostenfolgen Im Griff zu 
halten. Die sehr breite Grundausbildung, die allen In der 
Schweiz lebenden Personen kostenlos offen stOnde, hätte 
Kosten von unbekannter Höhe zur Folge. 
BezOgllch Kostenschätzung gehen die lnltlanten In Ihrem 
Leitbild vom November 1999 von einem jährlichen Finanzbe­
darf von 47 Millionen Franken f0r die Aus- und Welterblldung 
Inklusive AnsprOche auf Erwerbsersatz aus. Dies geschieht 
unter der Annahme, dass 1500 Personen pro Jahr je zehn 
Tage Aus- und Weiterbildung belegen. Was die geschätzten 
Kosten f0r allfällige frelwtlllge Friedenseinsätze betrifft, kom­
men die Initianten In Ihrem Leitbild vom November 1999 zur 
Überlegung, dass, unter der Annahme, dass rund 100 Per­
sonen permanent Einsätze Im Rahmen des frelwllllgen zivi­
len Friedensdienstes feisten würden, eine grobe Kosten­
schätzung einen Finanzbedarf von Jährlich 36 MIiiionen 
Franken ergebe. Dazu rechnen die Initianten mit jährlichen 
Admlnlstratlons- und Verwaltungskosten In der Höhe von 
5 Millionen Franken. Sie kommen so zum Schluss, dass die 
Gesamtkosten des frelwtlllgen zMlen Friedensdienstes ge­
mäss dieser groben Kostenschätzung rund 90 Mllllonen 
Franken pro Jahr ausmachen würden. Die Grössenordnung 
dieser groben Kostenschätzung gn1ndet allerdings auf der 
unseres Erachtens willkürlichen Annahme, dass sich Jährlich 
höchstens 1500 Personen mit Anspruch auf Erwerbsersatz 
kostenlos ausbilden lassen wollen und davon dann nicht ein-
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mal 1 o Prozent - höchstens 1 oo Personen - permanente 
Einsätze leisten. Der Staat müsste fQr diese Aktivitäten auf­
kommen, die heute erfolgreich von Nichtregierungsorganisa­
tionen wahrgenommen werden. 
Ich bin mir durchaus bewusst, dass sich Friedensbemühun­
gen nicht tel quel mit Kosten aufrechnen lassen, aber im­
merhin Ist das Ganze Im Gesamtzusammenhang mit den 
übrigen bestehenden und professionellen AktMtäten zu se­
hen, die selbst bei zahlreichen Hilfswerken dazu fahren, hier 
von der Zustimmung zu dieser Initiative abzusehen und sie 
ohne Gegenvorschlag zur Ablehnung zu empfehlen. 
Zur Frage von Herrn Blerl: Es Ist richtig, dass sein Anliegen 
bereits In der Kommission aufgebracht wurde; Ich hatte 
einen diesbezüglichen Kontakt mit dem Vorsteher des De­
partementes für auswärtige Angelegenheiten, die Frage Ist 
erkannt. Wie weit eine gesetzliche Regelung von von vorn­
herein allen diesen Bedürfnissen mit den Anforderungen an 
die Vielfalt der Tätigkeiten gerecht zu werden vermag, Ist Im 
Moment offen, aber das Anliegen Ist erkannt und In diesem 
Sinn zur Prüfung entgegengenommen. 
Damit beantrage Ich Ihnen, dem Bundesbeschluss zuzu­
stimmen, d. h., die Initiative ohne Gegenvorschlag zur Ab­
lehnung zu empfehlen. 

Eintreten Ist obligatorisch 
L:entree en mattere est acqulse de ple/n drolt 

Bundesbeschluss zur Volkslnltlatlve «Solldarltät schafft 
Sicherheit: fQr einen frelwllllgen zivilen Friedensdienst» 
Arrite 1'd6ral concemant !'Initiative populalre «La soll­
darlte crcie la securlt6: pour un servlce clvll volontalre 
pour la palx» 

Detailberatung - Examen de deta/1 

Titel und Ingress, Art. 1 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Tltre et pr6ambule, art. 1 
Proposition de la commlsslon 
Adherer au proJet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Art.2 
Antrag der Kommission 
ZUstlmmung zum Entwurf des Bundesrates 

Antrag Brunner Christiane 
.... die Initiative anzunehmen. 

Art.2 
Proposition de la commlsslon 
Adherer au projet du Conseil federal 

Proposition Brunner Christiane 
..•• d'approuver l'lnltlatlve. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Kommission .... 31 Stimmen 
Für den Antrag Brunner Christiane .... 5 Stimmen 

Gesamtabstimmung - Vote sur /'ensemble 
Für Annahme des Entwurfes .... 31 Stimmen 
Dagegen .... 5 Stimmen 
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Solidarität schafft Sicherheit. 
Für einen freiwilligen 
zivilen Friedensdienst. 
Volksinitiative 
La solidarite cree la securite. 
Pour un service civil volontaire 
pour la paix. 
Initiative populaire 
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Message du ConseH flkleral 05.07.00 (FF 2000 4511) 
Berichtigung zur Botschaft 14.11.00 (BBI 2000 5509) 
(La correctlon ne concerne que le texte allemand) 
Ständerat/Conseil des Etats 22.03.01 (Erstrat - Premier ConseD) 
Nationalrat/Conseil national 19.06.01 (Zweitrat- Deuxleme Conseil) 
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Text des Erlasses (BBI 2001 2868) 
Texte de l'acte leglslatif (FF 2001 2731) 

Präsident (Hess Peter, Präsident): Ich gebe das Wort zu­
erst dem Vertreter der Redaktionskommission, Herrn Lau­
per, fOr eine einleitende Erklärung. 

Lauper Hubert (C, FR): En vertu de l'artlcle 32 alinaa 2 de 
la lol sur les rapports entre les Conseils, je me dols, en qua­
lite de presldent de la Commission de redaction de langue 
franQSlse, de faire une declaration en ce qul concerne le 
texte de !'Initiative. Je vous al fait distribuer un nouveau de­
pliant qul concerne l'article 57a alinea 6 de l'lnltlative. Vous 
trouverez en gras dans le texte franqais un bout de phrase 
qul manquait dans le message du Conseil federal. 
Le texte qui flgurait dans le message etait le suivant: «Le 
servlce civil pour la palx organise des engagements non ar­
mes pour la paix, tt la demande d'organlsatlons lnternatlona­
les.» Les termes «tt la demande d'organlsatlons non gouver­
nementales, d'institutlons de !'Etat et» manqualent dans le 
message du Conseil federal. Par contre, le texte de l'inltla­
tive qui a ete publle dans la Feullle federale apres le dep0t 
de celle-cl est conforme au texte depose. Donc, cela n'a pas 
de grande consequence, mals je me devals de faire cette 
declaratlon, et Je vous renvole au texte du nouveau depllant 
en franqais qul vous a ete dlstrlbue. 

Engelberger Eduard (R, NW), für die Kommission: Die Sl­
cherheltspolltlsche Kommission unseres Rates hat anläss­
lich Ihrer Sitzung vom 28. Mal 2001 die Volkslnltlative «Soli­
darität schafft Sicherheit: für einen frelwllllgen zivilen Frie­
densdienst» eingehend beraten. Dabei wurde eingangs der 
Sitzung das lnltiativkomltee angehört Herr Roland Brunner 
als GeschäftsfQhrer der Medienhilfe Ex-Jugoslawien und 
Frau Annemarie Sancar-FIOcklger als Vertreterin der Nicht­
regierungsorganisationen begrOndeten ausführlich den In­
halt und die Zlele der Vorlage. Sie gaben vor, auf eine glaub­
würdige Friedenspolitik hinzuzielen. 
Der zivile Friedensdienst (ZFD) will Im In- und Ausland dazu 
beitragen, Gewaltverhältnisse abzubauen sowie deren Neu­
entstehung zu verhindern. Der ZFD soll auf Anfrage von 
Nichtregierungsorganisationen, staatlichen Institutionen und 
Internationalen Organisationen unbewaffnete Friedensein­
sätze organisieren. 
Im Kern will die Initiative einen freiwilligen zivilen Friedens­
dienst einführen. Dlenstlelstende sollen sowohl fQr Einsätze 
Im In- und Ausland wie auch für Aus- und Weiterbildung an­
gemessen entschädigt werden. Dabei sollen, solange der 
parallel eingereichten Armeeabschaffungs-lnitiatlve kein Er­
folg beschieden sei, die Grund- und Welterausblldung sowie 
die Einsätze fQr den ZFD als Zlvlldiensttage angerechnet 
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werden können. Als besonders wertvoll wurde mit Nach­
druck Immer wieder auf die umfassende Grundausblldung 
hingewiesen, die allen In der Schweiz wohnhaften Personen 
kostenlos und freiwillig offen stehen soll. 
Die Mehrheit der Kommission war der Auffassung, das ge­
nerelle Anliegen der Initiative, die zivile Friedensförderung 
zu stärken und zu konkretisieren, sei vom Grundsatz her 
wohl unterstOtzungswOrdig. Die Initiative sei aber In der zwar 
ausformulierten, aber unklaren und wenig transparenten 
Form abzulehnen. Sie birgt In sich selber WidersprOche, In­
dem sie einerseits verlangt, dass das Halten militärischer 
Streitkräfte und das Durchfahren militärischer Schulungen 
generell verboten werden mOsse; andererseits fordert die 
Initiative Soldaten fOr Internationale FrledensbemOhungen. 
Die Initiative hat nach Ansicht der Mehrheit der Kommission 
namhafte Mängel In der Abgrenzung zum Militärdienst und 
neu zum Bevölkerungsschutz sowie zur Leistung des zivilen 
Friedensdienstes Innerhalb des zivilen Ersatzdienstes. 
Aber auch der generelle Anspruch auf Ausblldung, auf Ein­
satzmöglichkeiten Im In- und Ausland sowie der Entschädi­
gungsanspruch sind von Form und Inhalt her unausge­
wogen und mangelhaft. Ebenso sind die Kostenfolge und die 
Kostenkontrolle fOr den Bund nicht nachvollziehbar. Auch 
vertritt die Mehrheit der Kommission die Auffassung, dass 
Personen, die den obligatorischen Militärdienst nicht mit ih­
rem Gewissen vereinbaren können, Zivildienst leisten dOrfen 
und somit die Möglichkeit haben, auf Gebieten tätig zu sein, 
die jenen der ZFD-lnitiative entsprechen. Die ZFD-lnltiative 
wOrde zudem eine bestehende und anerkannte Institution, 
den Zivildienst, durch eine andere ersetzen, deren Konturen, 
wie schon erwähnt, nicht klar erkennbar sind - wobei noch 
zu bemerken wäre, dass jetzt das Zivildienstgesetz zusam­
men mit dem Armeeleitbild XXI und dem Bevölkerungs­
schutz-Leitbild XXI In Vernehmlassung Ist. Es besteht somit 
auch hier die Möglichkeit, sich zu äussern, dementspre­
chende Forderungen zu stellen und Anliegen zu beantragen. 
Die Mehrheit der Kommission lehnt, wie der Bundesrat und 
der Ständerat, die Initiative aus diesen Überlegungen und 
mit diesen BegrOndungen ab. 
Die Minderheit der Kommission Ist jedoch der Meinung, dass 
genOgend Grunde vorhanden seien, die Initiative zur An­
nahme zu empfehlen. Das Lippenbekenntnis des Bundesra­
tes und der Mehrheit der Kommission und des Ständerates, 
das Bestreben der Initianten wohl zu begrOssen, reiche Im 
heutigen Zeitpunkt der weltweiten FrledensbemOhungen 
nicht mehr. Ohne Zweifel wird Frau Garbanl, wie abgespro­
chen, bei der BegrOndung des Antrags der Minderheit auf 
Ihre Forderungen und Anliegen eingehen. 
Die Kommission hat die Vorlage schlussendlich mit 15 zu 
8 Stimmen bei O Enthaltungen verabschiedet. Im Namen der 
Kommissionsmehrheit empfehle Ich Ihnen, Ihrem Antrag zu 
folgen und Im Sinne von Bundesrat und Ständerat die Volks­
Initiative ccSolidarität schafft Sicherheit: fOr einen freiwilligen 
zivilen Friedensdienst» Volk und Ständen zur Ablehnung zu 
empfehlen und den Antrag der Minderheit Garbanl abzuleh­
nen. 
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Solidarität schafft Sicherheit. 
Für einen freiwilligen 
zivilen Friedensdienst. 
Volksinitiative 
La solidarite cree la securite. 
Pour un service civil volontaire 
pour la paix. 
Initiative populaire 

Fortsetzung - Suite 
Botschaft des Bundesrates 05.07.00 (BBI 2000 4879) 
Message du Conseil federal 05.07.00 (FF 2000 4511) 
Berichtigung zur Botschaft 14.11.00 (BBI 2000 5509) 
(La correctlon ne concerne que le texte allemand) 
SW.nderat/Consell des Etats 22.03.01 (Erstrat - Premier ConselQ 
Natlonalrat/Consell national 19.06.01 (Zweitrat - Deuxl~me Consell) 
Natlonalrat/Consell national 19.06.01 (Fortsetzung - Suite) 
SW.nderat/Consell des Etats 22.06.01 (Schlussabstimmung - Vota final) 
Natlonalrat/Consell national 22.06.01 (Schlussabstimmung - Vota flnaQ 
Text des Erlasses (BBI 2001 2868) 
Te_xte de l'acte leglslatlf (FF 2001 2731) 

Vaudroz Jean-Claude (C, GE), pour la commlsslon: Comme 
l'a dlt trlls clalrement mon preoplnant, c'est effectlvement par 
15 volx contre 7 et avec 1 abstention que votre commission 
vous propose de recommander au peuple et aux cantons de 
rejeter cette initiative populalre. 
Cette Initiative en effet souhalte creer un nouvel Instrument, 
un Instrument supplementalre et, veritablement, votre com­
mission pense que cela ne se justifle pas. D'ailleurs, le texte 
de l'inltiatlve va trop loln. Elle creeralt lmmanquablement des 
doubles emplols et poseralt des problllmes de coordinatlon 
entre l'Etat et les ONG, comme l'a evoque egalement mon 
preopinant. En effet, le service clvil volontalre pour la palx 
(SCP) deviendrait une Institution propre, totalement lnde­
pendante, qul pourralt d'allleurs mandater des ONG, alors 
mAme que l'Etat, la Confederation, qul financeralt le fonds, 
n'auralt aucun drolt a l'egard du SCP. 
Cette structure supplementalre pose la questlon essentielle 
des doublons, mais surtout du manque de coordlnatlon en­
tre les actlvltes de l'Etat, de la Confederatlon dans ce do­
malne. Sans oubller un rlsque d'augmenter les coOts, mals 
surtout un risque de coOts lnutlles. Actuellement, la collabo­
ratlon entre les lnstances etatlques et les ONG fonctlonne 
blen. Au DFAE, la DDC et la Dlrectlon politlque sont char­
gees de la coordlnatlon des actlvltes, aussl blen des actlvl­
tes de la Confederatlon que de celles des ONG. Ce que l'on 
peut dire avec certltude, c'est que le systllme actuel est tout 
a falt coherent. Le systllme prevu par l'lnltlatlve ne prevolt 
d'ailleurs pas d'lnstance superleure. Par consequent, nous 
devrlons a coup sOr preprogrammer des problllmes de coor­
dlnatlon. 
A tltre personnel, je constate a nouveau que l'on peut obser­
ver et retrouver a travers l'lnltlatlve cette volonte des lnltlants 
de se posltlonner dans une attltude totalement antimlllta­
rlste, une attltude opposee a l'armee, et cela quelles que 
solent les reformes entreprlses ou d'ores et deja reallsees 
par le departement. 
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La mlnorlte de la commlsslon, comme l'avalt evoque d'all­
leurs en commlsslon M. Eggly, pense qu'II y a une lncompa­
tlbllite fondamentale entre las actlons pour la palx, qul ne 
peuvent €ltre, selon las initlants, qua clvlles, et les actlons ml­
lltalres qul, alles, devraient forcement €ltre guerrl!llres, offen­
sives et, blen entendu, contre la palx. 
Mals ceia, c'est totalement faux. En reallte, vous le savez, 11 
y a une veritable complementarite d'actlon entre la politique 
de securlte et la politique de soutlen a la palx et l'actlon de 
malntien de la palx par l'engagement solidalre de notre ar­
mee. D'allleurs, un certain nombre de mesures deja prlses 
par la Confederatlon sont mleux a m€lme de repondre aux 
besolns. Par exemple, la creatlon d'un pool d'experts: ce 
pool est constitue d'experts pouvant €ltre engages raplde­
ment dans des operatlons de promotlon de la palx dans des 
domalnes tels que democratle, drolts de l'homme, presse, 
medlas, electlons, etc.; la creatlon egalement d'un centre de 
competences en mattere de promotlon de la palx, ce centre 
qul a pour but de favorlser l'echange d'lnformatlons sur le 
plan national, mals aussl International en mattere d'engage­
ment de promotlon de la palx. II doit egalement favorlser le 
dlalogue entre l'admlnlstratlon et las ONG dans ce domalne 
et permettre des contacts avec i'economle, las mllleux sclen­
tlflques, las medlas et las dlfferents acteurs prlves. 
Toutefois, la commisslon reitere son soutlen au servlce civll 
et soutlent i'idee centrale de l'initiatlve, laquelle preconise la 
participatlon de ia Sulsse aux dlfferents processus de palx et 
l'envoi d'experts clvlls dans las zones de conflits armes. La 
promotlon de la palx est et doit rester une des prlorites de la 
polltique etrangere et de ia politlque sulsse. D'allleurs, la 
commlssion est sensible egalement a tout ce qul plaide pour 
une actlon, notamment des jeunes, · en faveur de la palx. II y 
a la aussi une complementarlte dans las elements de la poli­
tique de securite dont II faut qua le peuple et las nouvelles 
generatlons solent plus conscients. On est a la fols pour la 
defense de notre pays, dans la continuite, et pour l'engage­
ment, y comprls de notre armee, pour assurer la securite a 
l'etranger et marquer notre solldarlte par tous las canaux qul 
nous sont offerts. 
Beaucoup de posslbllites existent deja. II serait blen que la 
Confederatlon et le Parlament expriment une vislon d'en­
semble a. ce suJet. C'est pourquol la commission vous pro­
pose en complement un texte de postulat (01.3268) que 
vous avez rec;u sur vos tables ce matln. La commlsslon, par 
14 volx contre 8, vous propose donc de transmettre ce pos­
tuiat qui demande au Conseil federal de presenter un rap­
port. Vous venez de recevoir ce document et Je ne repeterai 
pas son contenu, mais effectlvement, Je pense qu'un rapport 
detaHie sur las dlfferents travaux reallses dans les domaines 
servlce clvll, experts pour la palx, evaluatlon de la volonte 
des jeunes en Sulsse, etc., sera extr€lmement utlle pour 
poursuivre nos travaux en la matlere. 
Telles sont les ralsons pour lesquelles Je vous recommande 
de rejeter cette Initiative populalre, comme l'a egalement dit 
tres clairement mon preoplnant, et de transmettre le postulat 
de la commlsslon. 

Garbanl Valerle (S, NE): Le Pool d'experts suisse pour la 
promotlon clvlle de la palx, dont la creatlon a ete annoncee 
le 4 decembre 2000 par le Conseil federal et qul permettra 
de deployer slmultanement 100 experts, par rapport a. 70 ac­
tuellement, dans des domaines teis que la democratle, l'Etat 
de drolt, las drolts de l'homme, la pollce clvlle, est certes un 
projet qul m'enthouslasme. Ses defauts cependant et ses 
dlfferences par rapport au servlce clvll pour la palx sont les 
suivants: D'une part, las personnes qul pourront y €ltre enga­
gees devront presenter le profll personnel et professlonnel 
requis pour partlclper a de telles missions, alors qua l'lnltla­
tive populaire poursuit preclsement un but de formation. 
D'autre part, II ne s'aglt pas, en reailte, verltablement d'un 
nouvel Instrument au service de la preventlon clvlle des con­
flits et du malntien de la paix par vole clvlle. En effet, ce pro­
Jet se llmlte a regrouper las experts deja actlfs et Integres a 
l'admlnlstratlon federale, dans un seul pool. De plus, si un 
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Jour las elans en faveur du renforcement d'une polltlque de 
la palx devalent tomber, aucune garantle constltutlonnelle ne 
subslsterait pour ce Pool d'experts sulsse pour la promotlon 
clvile de la palx. 
Quant a la revislon partielle de la lol sur le service clvll, ac­
tu.ellement en consultatlon, eile ne condulra pas davantage a. 
permettre la creatlon d'un servlce civll pour la palx. La modl­
flcation legislative proposee de supprimer le terme «excep­
tlonnellement» pour l'engagement de clvlllstes dans des 
actlons de malntlen de la paix a l'etranger ne supprlmera 
pas pour ~utant la marglnallte de tels engagements, pulsque 
las exigences personnelles et professlonnelles elevees sub­
slsteront. Actuellement, · seul 1 pour cent des personnes 
astrelntes au service clvil peut l'effectuer ä l'etranger. 
Contralrement a la posltlon soutenue par le Conseil federal, 
on doit donc admettre qua las objectlfs de l'lnltlatlve ne sont 
pas deja realises. D'une part, las structures de formatlon du 
Pool d'experts sulsse pour Ja promotlon clvlle de la palx con­
slsteront unlquement a offrlr une formatlon complementalre 
aux personnes deja formees; d'autre part, seuls las clvlllstes 
deja. au beneflce d'une formatlon ad hoc pourront esperer ln­
tervenlr a l'etranger. Or, l'initlative veut offrlr a toutes las per­
sonnes lnteressees une formation ldolne. 
Dans le rapport sur la strategle d'actlon en faveur de la palx 
2000-2003, le DFAE pröne preclsement une approche glo­
bale et releve qu'il faut developper des capacltes et des 
competencas a l'lnterleur comme a l'exterleur de l'admlnls­
tratlon, que le savolr-faire de toutes et de tous profite a. l'ac­
tlon gouvernementale. En cela, II rejolnt l'objectlf de forma­
tion voulu par las lnltlants. Et son objectlon selon laquelle le 
servlce civll p~ur la palx feralt lntervenir des personnes plus 
jeunes et donc moins experlmentees que les speciallstes du 
Pool d'experts sulsse pour Ja promotlon clvile de la palx n'est 
pas convalncante. 
On part de la presomptlon qua les Jeunes n'ont rlen de vala­
ble a offrir a l'exterieur de la Sulsse. Elias et lls appreclerontl 
En matiere d'engagement de soldats armes a l'etranger, 
l'äge n'a Jamals ete une condltlon pour se porter volontalre 
et les exlgences de formatlon de fa Swlsscoy ne sont pas 
draconlennes, pulsque la formatlon porte sur slx semaines. 
II y a donc une certalne dlchotomle dans le discours du Con­
seil federal. 
Quant au budget, M. Schmid, conselller federal, a artlcule au 
Conseil des Etats le chlffre de 90 mllllons de francs annuel­
lement pour 1500 personnes engagees dans le cadre d'un 
servlce civll pour la palx. Pour memolre, Monsieur le Con­
selller federal, le budget accorde au DFAE pour le pool 
d'experts clvlls est de 39 mllllons de francs en 2001, 40 mll­
llons an 2002 et 41 millions en 2003, c'est-a-dlre un budget 
maigre, volre symbollque par rapport au budget mllltalre de 
4,3 mllllards de francs, et un coup de pouce au DFAE, pour 
ma part, ne seralt pas pour me deplalre. 
En tout etat de cause, II est patent qu'un engagement clvll 
est et demeurera toujours molns onereux qu'un engagement 
militalre. 
Pour ma part, Je suls par allleurs un peu comme saint Tho­
mas lorsque j'entends las membres de ce Parlament afflr­
mer leur volonte d'en faire plus pour la polltlque de palx et de 
preventlon clvlle des confllts. Jusqu'a. ce Jour, ce sont avant 
tout des declaratlons d'lntentlon. Je vous rappelle que la part 
du prodult national brut de 0,4 pour cent nous est promlse 
pour 201 o. Je suls aussl comme saint Thomas lorsque j'ap­
prends que le DFAE est an traln d'elaborer un projet de lol 
sur la promotlon de la palx et la polltlque des drolts de 
l'homme, qul devralt €ltre soumis aux Chambres avant la fln 
de cette leglslature. Je me rejouls de cette perspective, mais 
c'est une perspective et son acceptatlon par le Parlament 
n'est pas encore acqulse. 
En revanche, !'Initiative a aboutl. Elle exlste. Au Jeu d'une po­
litique de rapprochement a. des alllances mllltalres plutöt qua 
d'une polltlque lnventlve, plonnlere, dans la dlstnbutlon des 
cartes, la Suisse recoltera, a mon avls, le Plerre nolr. Quant 
au DDPS, son refus de !'Initiative ne m'etonne gu!llre. Ce­
pendant, son argumentatlon pour la reJeter peche par sa fal­
blesse. Le Conseil federai estlme que l'lnltlatlve vlderalt le 
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servlce civll de sa substance, qu'elle creeralt une lnegallte, 
puisque les personnes astrelntes au servlce mllltalre ne 
pourralent pas cholsir d'effectuer un servlce civil pour 1a 
palx. SI l'on s'en tlent strictement au texte de !'initiative, le 11-
bre cholx entre le servlce clvll et le servlce militalre n'est pas 
formeilement exigll et le texte de cette initiative ne postule 
pas davantage la suppresslon de l'obligation de servlr. En 
revanche, ce qul est souhalte, c'est que les personnes dll­
clarlles lnaptes au servlce pour des ralsons de santll, les 
femmes, les personnes llbllrees du service mllitalre pulssent 
s'engager dans le cadre d'un servlce clvil volontalre pour la 
palx. En d'autres termes, ce qul est souhaitll, c'est que plus 
de polds solt donnll au servlce clvll, dans le cadre de la poli­
tique de palx et de la sllcuritll par la coopllration. 
Cette Initiative poursuit des objectifs tant de polltlque exte­
rieure que de polltlque lntllrleure. Elle veut faire de la forma­
tion de la populatlon de ce pays a la palx un mandat de la 
Conflldllratlon. Elle veut soutenlr une polltique de gestion 
non vlolente des conflits et par la ml!me, soutenlr les organf.. 
satlons privlles qul sont dllja actives. Elle veut renforcer l'en­
gagement de citoyens en faveur de la paix. Quel beau 
mandat est alnsl donnll a la Confllderation par cette Initia­
tive, un mandat qu•on ne peut nl ne doit refuserl 

Fahr Jacquellne (S, ZH): Wir haben heute die Gelegenheit, 
zur Volkslnltlative «Solidarität schafft Sicherheit: für einen 
frelwllllgen zivilen Friedensdienst» Stellung zu nehmen. 
Diese wurde Im Herbst 1999 von einem breiten Bündnis ein­
gereicht. Das B0ndnls reicht vom Schweizerischen Katholl• 
sehen Frauenbund bis zu Terra des hommes Schweiz. 
Nehmen wir die Beurteilung ohne Ideologische Scheuklap­
pen vor, denn im Zentrum steht die schlichte, aber wichtige 
Frage: Wie kann die Schweiz einen verstärkten Beitrag zur 
zivilen und gewaitfreien Lösung der zahlreichen Konflikte 
und Krisen auf dieser Erde leisten? 
Der Bundesrat blieb In der ldeologle gefangen und ging mit 
der Volksinitiative, die Immerhin von Ober 120 000 Personen 
unterzeichnet wurde, äusserst unsorgfäitlg, Ja geradezu fahr­
lässig um. Es Ist selbstverständlich das gute Recht des Bun­
desrates, eine Initiative nach einer politischen Beurteilung 
zur Ablehnung zu empfehlen. 
Für die SP-Fraktion nicht akzeptabel Ist hingegen, dass er 
sich bei dieser Beurteilung auf eine Interpretation stotzt, die 
dem Text der eingereichten Initiative widerspricht. In weiten 
Teilen argumentiert der Bundesrat gegen eine Initiative, die 
so gar nicht eingereicht wurde. Ich gebe ein Beispiel: In sei­
ner Botschaft behauptet der Bundesrat, alle In der Schweiz 
wohnhaften Personen hätten gemäss der Initiative Anrecht 
auf einen Einsatz im Rahmen des zivilen Friedensdienstes. 
Diese Behauptung Ist absurd. Die Initiative sieht -zwar tat­
sächlich eine niederschwelllge Grundausbildung vor, diese 
könnte z. 8. Im Rahmen von Blockwochen an Mittelschulen 
erfolgen. Dieses Ausbildungsangebot soll denn auch allen 
Interessierten offen stehen. Keinen Anspruch hingegen for­
muliert die Initiative für die Einsätze. Dort stellt sie auf den 
Bedarf von möglichen Einsätzen ab. Kurz: Die Initiative Ist 
klar, Grundausblldung für alle, die sich dafür Interessieren, 
Einsätze je nach Bedarf. Entsprechend Ist die bundesrätli­
che Interpretation unzulässig. 
Solche Fehlinterpretationen des lnltlatMextes können wir 
uns nicht anders erklären, als dass sie politisch oder eben 
Ideologisch motiviert sind. Das federführende Departement 
VBS sah hinter der Initiative armeekrltlsche Kreise, dispen­
sierte sich deshalb von jeglicher Sorgfalt Im Umgang mit der 
Volksinitiative und bastelte sich eine Argumentation zusam­
men. 
Doch die Initiative lässt sich nicht in diese Ecke drängen. Sie 
entspricht offenslchtllch einem Bedürfnis. Nicht anders Ist zu 
erklären, dass sich neben frledenspolltlschen Organisatio­
nen auch Organisationen wie der Katholische Frauenbund, 
Hilfswerke wie das Schweizerische Arbeiterhilfswerk oder 
Terra des Hommes engagieren. 
Sie entspricht offenbar nicht nur einem Bedürfnis von vielen 
Menschen, die sich In der Friedensarbeit engagieren, son-

dern auch einem Bedürfnis jener Menschen, die von Konflik­
ten betroffen sind. Andere Staaten In Europa haben dies 
schon gemerkt: In Deutschland belsplelswelse Ist der zivile 
Friedensdienst Bestandteil der Reglerungspolltlk und unter­
steht direkt dem Bundesministerium für wirtschaftliche Zu­
sammenarbeit und Entwicklung. 
Es Ist kein Zufall, dass die Wichtigkeit und Notwendigkeit 
von zivilen Akteuren heute verbreitet Im Verständnis der 
Menschen anerkannt ist. Es Ist die Erkenntnis aus einem 
Jahrzehnt Krieg Im ehemaligen Jugoslawien. Immer wieder 
standen wir dabei ohnmächtig schweren Menschenrechts­
verletzungen gegenüber, ohne eine Möglichkeit, den Konflikt 
zu verhindern. 
Dass militärische Mittel, zwar einen Konflikt einfrieren, nicht 
aber lösen oder verhindern können, Ist ebenfalls eine Er­
kenntnis aus diesem Jahrzehnt Krieg. Klar geworden Ist 
auch, dass die Kriege nicht aufgrund fehlender Vorzeichen 
oder Warnungen ausgebrochen sind - Im Gegenteil: die 
Strukturen und Mechanismen, welche die Weltöffentlichkeit 
frühzeitig vor Konflikten warnen sollten, haben fast aus­
nahmslos funktioniert. Das Problem war nicht das Fehlen 
von frühzeitigen Warnungen, sondern das Fehlen von früh­
zeitigem Handeln. Vor diesem Hintergrund Ist diese lnitlatlve 
entstanden. 
Die Frage lautete, wie die Lücke, die zwischen der hervorra­
genden Arbeit der humanitären Hilfe, der Entwlcklungszu­
sammenarbeit und der offlzlellen Diplomatie besteht, ge­
schlossen werden kann. Es greift zu kurz, die Lacke der 
friedenspolltischen Defizite schllessen zu wollen, Indem man 
einfach nach einem Ausbau der humanitären Hilfe verlangt. 
Ich habe mich aus diesem Grunde während der Kampagne 
zur Revision des Militärgesetzes gegen die undifferenzierte 
Politik der SVP eingesetzt. 
Es ist aber ebenso unredlich zu behaupten, die Schweiz ma­
che schon genug f0r den Frieden und man könne die Kon­
flikte dieser Welt getrost der Diplomatie überlassen. Die 
initiative «Solldarltät schafft Sicherheit: für einen freiwilligen 
zivilen Friedensdienst» will Jene Kräfte In Konfliktregionen 
stärken, die an politischen und gewaitfrelen Lösungen Inter­
essiert sind. Das Ist langfristig die einzige wirksame Konflikt· 
lösungspolitlk. 
Eigentlich m0sste eine grosse Mehrheit in diesem Saal die­
ser Initiative zustimmen. In der Diskussion um die Mllitärge­
setzrevlslon waren sich Gegner und Befürworter In einem 
Punkt einig: Der Beitrag der Schweiz muss in erster Linie ein 
ziviler Beitrag sein, dieser muss In Zukunft ausgebaut wer­
den. Hier haben wir eine Initiative, die einen konkreten Vor­
schlag macht. Der zivile Friedensdienst kann neben 
staatlichen Aktivitäten Im Rahmen von Uno und OSZE oder 
neben der Entwlcklungszusammenarbelt eine sinnvolle Er­
gänzung sein, weil er auf die zlvllgesellschaftllchen Poten­
ziale setzt. 
Im Namen der SP-Fraktlon bitte Ich Sie, die Initiative zur An­
nahme zu empfehlen und deshalb den Minderheitsantrag 
Garbanl zu unterstützen. 

Cuche Fernand (G, NE): _Apres l'lnitlative populalre «pour 
une politlque de sllcuritll crllclble et une Sulsse sans ar­
mlle» qul a falt peur a une forte majoritll du Parlament II y a 
a peu pres 15 Jours - c'lltait la premlere semalne de la ses­
slon -, en volcl une deuxleme qul devralt crller un cllmat plus 
palslble et emporter, sans aucun doute et avec enthou­
slasme, votre adMslon pour dlre oul. 
A travers le servlce civil pour la palx, la Sulsse peut lnnover 
et renforcer sa tradltlon humanitalre. La proposltlon emane 
de groupes paciflstes, de Jeunes, d'organlsations de fem­
mes, d'organlsatlons de dllfense des droits de l'homme du 
monde entler. Le servlce civll volontalre pour la palx n'est 
pas une extravagance. Un des premlers modales de ce ser­
vlce a etll prllsentll par l'Egllse llvangllllque de Berlin-Bran­
debourg en 1991 dllja. Des concepts analogues ont lltll dls­
cutlls dans divers pays europllens. En France, en ltalle, en 
Autrlche, des Initiatives paclflstes ont lltll prlses en faveur de 
tels projets. Dans les pays nordlques et anglo-saxons, alnsl 
que dans les Etats du Benelux, c'est surtout la recherche 
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academlque pour Ja palx qul porte Je servlce clvll volontaire 
en faveur de Ja palx. Differentes rencontres europeennes ont 
tralte des posslbilltes d'un tel servlce et las Verts ont depose 
un projet au Parlament europeen. 
Dans l'hlstolre de l'evolutlon de notre concept de defense, 
de protectlon de la palx, nous avons toujours donne, et vral­
semblablement que nous le ferons encore au travers de la 
revlslon «Armee XXI», une prlorlte a l'armee. Avec !'initiative 
proposee, et 'r8 a deja ete dit, l'armee subslste. Elle n'est 
pas du tout condamnee. Elle s'est mAme vu recemment con­
fiee une nouvelle mlsslon par une consultation populalre, 
certes a une falble majorlte. 
Le projet «Armee XXI» malntlent le prlnclpe d'un servlce ml­
litaire obllgatolre, en tout cas dans ses projets. Vralsembla­
blement, cette obllgatlon va subslster au travers des discus­
sions au sein du Parlament. Cinltlative, II est vral, ne s'op­
pose pas a ce prlnclpe, en tout cas cette questlon raste 
ouverte. Cinitlatlve ne remplace pas non plus le servlce civll 
tel qua nous le connalssons, qul est actuellement en revl­
slon, en tout cas sa lol. Elle ne demande pas non plus le li­
bre cholx entre un servlce mllitalre et un servlce clvll, ce qua 
nous regrettons d'ailleurs. Clnitlatlve va mAme jusqu'a sug­
gerer qu'II est posslble qu'une personne qul a effectue son 
service mllltaire puisse, par une prise de consclence nou­
velle, declder de s'engager sur une base volontalre en fa­
veur de la paix. 
II est lmportant de preclser, au nlveau des exlgences ou des 
souhalts de l'inltlatlve, qu'elle prevolt trois degres d'lnterven­
tlon de l'Etat, en collaboratlon avec des lnstltutlons publiques 
ou des organisatlons non gouvernementales actlves en ma­
ti~re de developpement 
La preml~re Intervention, c'est d'offrlr a l'ensemble de la po­
pulatlon de ce pays la posslblllte de s'lnformer et d'avoir une 
formatlon mlnlmum dans la gestlon pacifique des conflits. 
Alors, on peut lmaginer qua cette formatlon peut se donner 
dans las ecoles, les coll~ges, las lycees, a runlverslte popu­
lalre, dans des centres de lolslr, des clubs sportlfs ou des 
etabllssements educatlfs et, pourquol pas? dans las ecoles 
de recrues. A partlr de cette formatlon, des gens qul se sen­
tlralent tres a l'alse, avec des aptltudes qul se sont revelees, 
qui sont verlflees, pourralent s'engager dans une actlon, solt 
en Sulsse, solt a l'exterleur, pour tenter de resoudre paclfi­
quement las confllts. II n'y a pas, comme cela a ete dit aussl, 
l'obllgatlon pour la populatlon suisse de sulvre des cours, 
d'entrer dans des actlons de paciflcation ou de prevention 
des confllts. Cimmense marlte de cette Initiative, c'est de re­
poser sur la base volontalre, donc sur une determinatlon 
forte de la part des personnes. 
Clnltlatlve pourralt mAme permettre a notre anclen mlnlstre 
de la defense, M. Ogl, qul s'est engage pour le renforcement 
de la palx au travers du sport, de developper une organlsa­
tion non gouvernementale de developpement, de demander 
des flnancements a la Confederatlon pour essayer de renfor­
cer l'esprlt sportlf, certes un peu competltif mals non violent, 
dans les joutes sportives. II y a donc toute une serle de pos­
slbllltes d'ouverture et d'appllcatlon qul s'adressent a des 
gens sur une base volontaire. 
II a ete question aussl, dans le message du Conseil federai, 
du contrOle de telles actlvltes. Dans les conslderatlons des 
lnltlants, le message est tr~ clalr. II est dlt que le Conseil fe­
deral nomme 1a commlsslon du servlce civil volontalre pour 
la palx, sur proposltlon des oeuvres d'entralde et des organl­
satlons actlves dans la politlque de palx, et soumet les de­
mandes de flnancement necessalres aux Chambres fede­
rales. On a mAme un contröle parlementalre sur l'evolutlon 
et l'appllcatlon du servlce volontalre en faveur de la palx. II 
est preclse qua la commlsslon de ce servlce est l'organe su­
prAme, qu'elle est nommee par le Conseil federal, qu'elle est 
composee de personnes actlves dans les domaines men­
tlonnes dans le texte de l'lnltlatlve et qu'elle statue sur las 
demandes provenant des organlsatlons executantes. II est 
clalr que les personnes qul manlfestent la volonte d'aller a 
l'etranger au servlce du malntien de la palx, de la preventlon 
des confllts, seront blen s0r aussl evaluees sur leur capaclte 
personnelle a pouvolr assumer de tels engagements. 

Amtliches Bulletln der Bundesversammlung 

En concluslon, le groupe ecologlste vous demande de dlre 
oul a cette Initiative. Elle est Intelligente; alle est raisonnable; 
alle n'est pas du tout revolutlonnatre; alle a cette capaclte 
extraordlnaire de dlre a la populatlon suisse, campte tenu du 
contexte difflclle dans lequel nous nous trouvons non seule­
ment en Sulsse, mais au nlveau lnternatlonal: «Vous pouvez 
vous responsablllser; vous pouvez vous engager pour es­
sayer d'avolr demain, pour chacun d'entre nous, un mlnl­
mum de securite, un espolr de vle securlsee.» Mals quels 
sont les arguments qul vous am~neralent a refuser un tel 
projet pour demain? 

Tschuppert Karl (R, LU): Die FDP-Fraktion lehnt die Volks­
initiative «Solidarität schafft Sicherheit: fQr einen freiwilligen 
zivilen Frledansdlenst» ab. Das helsst aber nicht, dass wir 
der Friedensförderung eine Absage erteilen wollen - Im Ge­
genteil. Das Instrument In Form einer ausformulierten Ini­
tiative, das zu diesem Zweck vorgeschlagen wird, Ist kein 
taugliches Rezept zur Lösung der Probleme Im Bereich der 
Friedensförderung. Ich will nicht wlederholen, was unsere 
Kommissionssprecher materiell zur Initiative ausgefOhrt ha­
ben. Wichtig ist zu wissen, dass die Initiative zusammen mit 
der in der ersten Sesslonswoche behandelten Volkslnltlatlve 
«für eine glaubwürdige Sicherheitspolitik und eine Schweiz 
ohne Armee» von der GSoA eingereicht worden Ist. 
Im Gegensatz zur ersten Armeeabschaffungs-lnltlatlve Ist 
die zweite mit der Bildung eines zivilen Friedensdienstes 
verquickt worden. Das Ist nicht ganz uninteressant. Die Ar­
meeabschaffer vom Dienst haben also In der ZWischenzeit 
auch begriffen, dass man mit der Abschaffung unserer Ar­
mee die Aufgabe der Friedensförderung nicht löst. Da man 
aber keine Armee wlll, die fOr den Schutz der zfvllen Hilfe am 
besten geeignet Ist, schlägt man vor, das ungel!ebte Kind zu 
verstossen und aus den frei werdenden Ressourcen etwas 
Privates aufzubauen. Da wir aber unsere Armee und den Zi­
vildienst - wo bekanntlich Personen, die den obligatorischen 
Militärdienst aus Gewissensgründen nicht leisten können, 
eingeteilt sind - kurz und mittelfristig ganz bestimmt nicht 
abschaffen, haben wir die Initiative vor diesem Hintergrund 
zu beurteilen. 
Wir sind der Meinung, dass die Zielsetzungen der Initiative 
bereits wesentlicher Bestandteil der Bemühungen der 
Schweiz Im Bereich der Internationalen ZUsammenarbelt 
sind. Im Gegensatz zur Initiative sind aber die bestehenden 
Instrumente koordiniert und erprobt. Die organisatorischen 
Mängel der Initiative würden negative Auswirkungen auf un­
sere International sehr beachtete und bewährte Zusammen­
arbeit zwischen den verschiedenen schweizerischen Akteu­
ren haben. Dazu kommt, dass wir bereits heute weltweit 
zivile Friedensexperten einsetzen und dieses Gefäss lau­
fend ausbauen. 
Was wir Freisinnigen aber unter keinen Umständen tolerie­
ren wollen, Ist Folgendes: Konkret will die Initiative eine be­
stehende Institution durch eine andere ersetzen, deren 
Konturen und Auswirkungen nicht erkennbar sind. Wir dürf­
ten dann die neue Institution selbstverständlich finanzieren, 
hätten aber keine Mögilchkelt zur Kontrolle und Mitsprache. 
Eine derartige Selbstbedienung lehnen wir Freisinnigen 
strikt ab. 
Ich betone noch einmal: Die Ablehnung der FDP-Fraktion 
richtet sich nicht gegen die Verstärkung der zivilen Friedens­
förderung und der Gewaltprävention, aber wir wollen die 
bestehenden Möglichkeiten dazu nutzen und keine neuen 
Abenteuer riskieren. 
Deshalb bitte Ich Sie, die Volksinitiative zur Ablehnung zu 
empfehlen. 

Eggly Jacques-Simon (L, GE): Le groupe liberal dolt vous 
faire un aveu: II est Indult en tentatlon. En effet, cette Initia­
tive populalre est sedulsante. Elle est sedulsante parce que, 
au fond, eile conjugue trols termes qul nous tlennent a 
coeur: la paix, la solldarlte et les jeunes. En effet, nous pen­
sons, nous las llberaux, qua les generatlons actuelles et cel­
les qul sulvront dolvent Atre engagees en faveur de la palx et 
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de la solidarlte et que cela dolt Atre un Ideal et un engage­
ment pour les Jeunes. Oserals-Je dlre, d'allleurs, que c'est 
une des ralsons prlnclpales pour lesquelies nous avons, 
avec convlction et rasolution, soutenu la ravlslon de Ja lol sur 
l'armee et l'admlnistratlon mllitalre, qul a finalement obtenu 
une falble majorlte, mals une majorlte quand mAme, lors de 
la votatlon populalre du 1 o Juln 2001. 
Mals, mAme sl nous, les llberaux, nous ne sommes pas des 
professlonnels du proces d'lntention, II ne faut pas non plus 
Atre naTf, nl Atre dupe. Que d'arrlere-pensees au travers du 
texte de cette Initiative! Comme l'a dlt le rapporteur de lan­
gue fran.,alse, on sent evldemment et constamment l'obses­
slon selon laquelie, flnalement, seule l'action clvlle auralt de 
la valeur, de !'Impact, alors que tout ce qul a une tournure, 
une allure, une etlquette mllltaire lralt ä flns contraires et ne 
seralt pas digne de se reclamer de l'actlon pour la palx. En 
falt, a travers cette Initiative et a travers les debats qul ont eu 
lleu en commfsslon ou a travers les mots prononces lcl, j'al 
blen ressentl tout le debat qul a eu lleu a l'occaslon de la vo­
tatlon populalre du 10 Juln 2001. 
Mals, sl vous le voulez blen, qulttons mAme, comme diront 
certalns, le proces d'lntention pour en revenlr au texte 
mAme. II n'y a pas de doute, et le Conseil federal l'a blen vu, 
qu'il y a un rlsque de confuslon des röles et des Intentions, 
qu'II y a un risque de double emplol. D'ailleurs, vous l'avez 
entendu tout a !'heure de la bouche de M. Cuche: mAme 
avec un contröle parlementalre, II y a, ä l'artlcle 57a chlffre 6, 
un röle polltique exagere qul est devolu a la commisslon ln­
dependante. Les actlons - et d'ailleurs la priorite dans !'or­
dre des mentlons est tres slgnfflcatlve - seront effectuees 
d'abord a la dernande des organlsatlons non gouvernemen­
tales et d'lnstltutlons de l'Etat. On volt qu'on a l'intentlon de 
mettre sur un grand pled cette commlsslon lndependante, 
qul Joueralt un röle trop grand, mAme sl eile est sous la hou­
lette du Parlament et du gouvernement. C'est d'elle que 
vlendralent toutes les Initiatives. Alors la, quand on regarde 
quelle seralt la composltlon de cette commlsslon, on se rend 
compte que les auteurs de !'Initiative ont montre plus que le 
bout de l'orellle. II y a blen evldemment la !es paclfistes, les 
femmes, enfln on se retrouve avec ce que j'appelleral 
l'ideologle. (Remarque lnterm~dlaire Grobet: Oh, /a Ja/ /es 
femmesl) 
Pourquol les femmes plutöt que les hommes? Pourquol les 
hommes plutöt que les femmes? Personnellement, Mon­
sieur Grobet, Je suls pour la mlxlte Integrale, Je n'al pas be­
soln de mentionner les uns et les autres en groupes sepa­
resl 
Et alors, en falt, toute la questlon est de savolr comment 
rnaitrlser une polltlque aux elements complementalres. Je 
ne crols pas que cette Initiative ouvre une perspectlve de 
rnaitrlse polltlque. Et puls, on per901t blen l'idee chez les 
auteurs de l'lnitlatlve de faire flnalement basculer le servlce 
clvll dans ces mlsslons pour la palx. La lol sur le service clvll, 
vous le savez, prevolt deja des posslbllltes de tels engage­
ments, mals la, et Mme Garbanl, en tant que porte-parole de 
la mlnorlte, l'a blen montre -- l'ldee, c'est que les Jeunes 
soient formes d'entree au servlce clvll lnternatlonal. Alors la, 
j'almerals vous dlre, parce que Je m'lnteresse depuls tres 
longtemps a la cooparatlon au daveloppement, que toute la 
questlon est de savolr sl nous voulons faire ce genre d'ac­
tlon ou de servlce clvll pour la palx pour nous faire plalslr a 
nous-mAmes, pour faire plalslr aux Jeunes eux-mAmes qul 
seralent des paciflstes et qul ne voudralent pas entendre 
parler de servlce mllitalre, ou blen sl nous voulons reelle­
ment envoyer des gens qul solent utlles sur place. II taut 
quand mAme blen comprendre que les pays en vole de de­
veloppement par exemple, les pays qul ont besoln d'alde, 
ont besoln de gens qul alent deja une exparlence, qul solent 
deja formes. Nous n'allons pas dans les pays du tlers 
monde pour nous faire plalslr a nous-mAmes ou pour nous 
former nous-mAmes. Nous allons dans les pays du tlers 
monde pour alder ces gens. Par consequent, II faut des 
gens qul alent de l'experience. Et c'est d'allleurs Interessant 
de savolr que, tres souvent, les gens qul ont de l'experlence 
et qul peuvent apporter de manlere clvlle quelque chose 

d'utlle a ces pays, sont des gens qul comme par hasard ont 
aussl eu une formation clvlle et mllltalre. Ce sont souvent les 
gens qui sont au benefice de cette double formatlon qul ap­
portent quelque chose a ces populatlons et non pas des jeu­
nes qul, slmplement par ldeallsme, ont envle de se former 
«dans la perspectlve de». En falt, et je le rapste, II s'aglt 
d'Atre utile aux autres et non pas de se faire plalslr a sol­
mAme, en priorlte. D'allleurs, II exlste deja un pool d'experts 
du Departement federal des affalres etrangeres, on vous l'a 
dlt. Et je crols qua l'essentiel, c'est blen cela. II faut, encore 
une fols, qu'II y alt une polltlque pour la palx, une polltlque 
d'engagement pour la paix, une polltique qul lnclut la colla­
boratlon avec fes cercles de Jeunes et les organlsations non 
gouvernementales qul sont engagees pour fa palx. Mals II 
taut que la maitrlse politique demeure l'affalre du Conseil fe­
daral, du Departement federal des affaires etrangeres et du 
Departement fedaral de la defense, de la protectlon de 1a po­
pulatlon et des sports. 
J'ai l'alr d'avoir ete un peu severe dans rna critique de cette 
initiative, alors que j'ai commence par dire que j'avals ete In­
dult en tentatlon. C'est la ralson pour laquelle, en commls­
sion, la rnaternite en revenalt d'allleurs a Mme Polla, j'al 
defendu cette Idee de postulat qul est devenu le postulat de 
la commlsslon que vous avez sous les yeux. C'est vous dlre 
que le groupe liberal est tout a falt d'accord qu'il faut encou­
rager les jeunes a s'intaresser aux actions internationales, a 
celles qul soutiennent, qul promeuvent la palx et qul aldent 
aussl a la reconstruction de certalns pays, a la cooperatlon 
au developpement, etc. N'y a-t-11 pas d'allleurs certalns pays 
comme la France qul ont eu, a tltre de service mllltalre, des 
engagements de cette sorte, mals des engagements de Jon­
gue duree? Par consequent, nous ne sommes pas fermes ä 
cette Idee. 
C'est la ralson pour iaquelle nous pensons qua le Conseil fe­
deral -- et .,a lul sera utlle, a lul aussl - dolt, davantage qu'II 
ne l'a falt dans son message qui est trop court a cet egard, 
qul ne donne pas assez de renseignements. pouvoir faire 
une sorte d'avaluation generale et nous montrer quelles sont 
les posslbiiites d'actions en synergie, a la fols publique et 
prlvee, avec la maTtrlse polltlque. 
C'est la ralson pour laquelle, en reconnalssant je dlrals les 
bonnes lntentfons et le caractere Interessant de cette Initia­
tive, pour ies ralsons que j'al dftes, le groupe liberal s'y op­
pose, mals pour les raisons que j'al dltes egalement, le 
groupe liberal pense qu'll y a quelque chose ä en retirer: en 
rejetant cette Initiative, nous devons en mAme temps accep­
ter un postulat qui lnclte le Conseil taderal ä vralment aller 
de l'avant pour volr comment - mals sous maTtrlse poll­
tlque - nous pouvons, dans ce pays, encore plus et encore 
mleux travalller pour la palx, l'alde au developpement, la so­
lidarlte Internationale, c'est-a-dire finalement pour ce qul 
correspond ä nos valeurs ethlques, alnsl qu'a nos lnterAts et 
a notre securlte. 

Cuche Fernand (G, NE): Monsleur Eggly, vous m'avez blen 
sulvl dans mon Intervention. Quand j'al donne un C!;lrtaln 
nombre d'exemples concernant l'engagement volontalre, j'al 
donne des exemples qul concernent la Sulsse. Je pense no­
tamment que, dans les ecoles, avec les rencontres culturel­
les certalnes fols differentes et avec les hlstolres d'eleves 
fort differentes, on peut avolr la des sources de confllts et 
des Interventions qui peuvent Atre judlcleuses. 
Vous avez dlt, en ce qul concerne la cooparation, qu'il taut 
Atre utlle aux autres et ne pas y aller pour son plalslr. Je suis 
plelnement d'accord. Reste qu'on peut imaglner, dans un 
engagement volontalre, qua la personne qui est vralment ac­
crochee ä un projet aura l'lntelligence de dlre: «Je suls trop 
jeune a 20 ans et je partlral quand j'aural la certltude d'avolr 
les competences.» Pensez-vous qu'on peut imaglner un en­
gagement qul ne se fera pas a 20 ou 22 ans, rnals qul peut 
se faire a 30, 40 ou 45 ans, dans le cadre de la cooperatlon? 
l.'.lnltlatlve lalsse ouverte cette possiblllte d'engagement 
dans le temps, en fonctlon de ses competences. 
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Eggly Jacques-Simon (L, GE): Je pense que l'lnltlatlve 
lalsse cela ouvert, mals la situatlon actuelle lalsse aussl 
ouverte cette posslblllte. Et, comme je l'al dit, je pense que 
ceux qul seront les plus lnteressants seront ceux, probable­
ment, qul auront la double formatlon clvlle et milltalre. La mi­
norlte de la commlsslon a beaucoup lnslste sur le fait d'une 
formatlon des l'abord et Immediate, et c'est cette ouverture­
la qul me falt peur. Par consequent, ce que vous proposez, 
pourquol pas? Mais ce qul est propose par le texte, non, pas 
forcement. 
C'est la raison pour laquelle je suls contre l'lnltiatlve, mals 
pour le postulat qul, notamment, devralt evaluer les perspec­
tlves que vous venez d'evoquer. 

Hess Walter (C, SG): Die CVP-Fraktion teilt grundsätzlich 
das Anliegen der lnltlanten, mehr für den Frieden und die zi­
vile Friedensförderung zu tun. Wir sind aber überzeugt, dass 
der vorgeschlagene Weg nicht der richtige Ist, und lehnen 
deshalb die Initiative ab, und zwar vor allem aus folgenden 
Gründen: 
1. Die Zielsetzungen dieser Initiative sind bereits heute ein 
wesentlicher Bestandteil unserer Friedensförderung. Die Ini­
tianten nehmen zu wenig zur Kenntnis, dass seit der Lancle­
rung Ihrer Initiative diesbezüglich viel oder einiges passiert 
Ist. 
2. Schon heute haben Personen, die aus Gewissensgrün­
den keinen Militärdienst leisten wollen, die Möglichkeit, sich 
Im Zivildienst zu engagieren. Der Zlvlldienst bietet ebenfalls 
Tätigkeiten an, die sich mit dem Abbau von Gewaltverhält­
nissen befassen. 
3. Die heutige Lösung des Zivildienstes betreffend Ausland­
elnsätze hat sich bewährt. Es besteht kein Bedarf, hier eine 
«Konkurrenzorganisation» aufzubauen. 
4. Die Initiative schafft Rechtsungleichheit. Ein Armeeange­
höriger, der zusätzlich Friedensdienst feisten würde, müsste 
seine volle Dienstpflicht als Armeeangehöriger absolvieren. 
Hingegen wäre ein Zlvlldienstlelstender bevorzugt, weil die 
Im Rahmen der Grundausbildung geleisteten Tage ange­
rechnet würden. 
5. Internationale Friedenseinsätze erfordern mehr und mehr 
hochprofesslonalislerte Spezialisten. Die Schweiz kommt 
diesem Erfordernis mit dem Pool zlvller Friedensexperten 
nach. Dort kann dieser Know-how-Transfer zwischen Millz­
spezlallsten und Friedensförderern optimal genützt werden. 
6. Unkoordinierte Friedenseinsätze würden sich negativ auf 
die bewährte und International beachtete Zusammenarbeit 
der offiziellen Schweiz auswirken. 
7. DI~ Initiative erlaubt es unseres Erachtens nicht, die Kos­
tenfolgen Im Griff zu haben. Nach unserem Dafürhalten hat 
die sehr bereite Grundausbildung Kosten von unbekannter 
Grösse zur Folge, Kosten, die kaum oder schlecht abschätz­
bar sind. 
Aus diesen Gründen bitten wir Sie, die Volksinltlatlve zur Ab­
lehnung zu empfehlen. 

Schliler Ulrich (V, ZH): Die SVP-Fraktlon empfiehlt Ihnen, 
die so genannte Friedensdienst-Initiative zur Ablehnung zu 
empfehlen, also die Haltung der Kommissionsmehrheit zu 
übernehmen. 
Die grundsätzlichen Argumente gegen diese Initiative sind 
weitgehend genannt worden. Lassen Sie mich einige ergän­
zende Argumente hinzufügen. Zunächst ein gewisses Be­
dauern: Es Ist gewlssermassen folgerlchtlg, dass uns diese 
Initiative, die Frelwllllgkelt für den Zlvlldlenst verlangt, auf 
den Tisch kommt, nachdem auch beim MIiitärdienst die Frel­
willlgkelt aufgewertet worden Ist. Es wäre einfacher, den 
Grundsatz zu vertreten, dass der Zlvlldlenst ein obligatorisch 
zu leistender Ersatzdienst Ist, wenn man auch beim Haupt­
dienst konsequent bliebe. 
Der Anspruch der Initianten auf Ausbildung In Friedens­
dienstaktivitäten sozusagen für jedermann muss genau 
überprüft werden. Er bedeutet, dass der Bund die Ausbil­
dung bezahlt, wobei der Einsatz der ausgeblldeten Kräfte 
anderen Organisationen überlassen wird. Diese Organlsa-
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tlonen können Im Wesentlichen allein bestimmen, wie Ihr 
Einsatz erfolgt; der Bund Ist auf die Rolle des Zahlers be­
schränkt. 
Da müssen wir doch daran erinnern, dass es In diesem 
Land - und darüber hinaus - teilweise recht merkwürdige 
Aktivitäten gibt, die unter dem Titel «Friedenseinsatz» lau­
fen. Belsplelswelse glaube Ich, dass es Gruppen gab, die 
auch Ihren nicht unbedingt so friedlichen Einsatz gegen das 
Weltwirtschaftsforum In Davos als «Friedensdienst» be­
zeichneten. Auch Im Zusammenhang mit anderen Internatio­
nalen Ereignissen fanden Auftritte statt, deren Urheber sich 
selbst als «Engagierte .Im Friedenseinsatz» deklarierten, 
auch wenn Ihr Einsatz nicht unbedingt In allen Teilen so 
friedlich war. 
Ich könnte mir vorstellen, dass wir dann bald einmal mit der 
Streitfrage konfrontiert sind, ob sich eine Gruppe, die sich 
von ihrem Pflastersteine In den Zürcher Hauptbahnhof 
schmeissenden Gefolge nicht distanzieren will, die Finanzen 
für Ihre «friedenpolitischen Aktivitäten» nicht auch beim 
Bund holen kann. Die Initiative schliesst diese Möglichkeit 
zumindest nicht aus, sobald ein Einsatz als «Friedensaktivi­
tät» etikettiert wird - oft Im Ausland oder im Inland insze­
niert. 
Sie sehen, auf welches Glatteis wir uns begeben würden, 
wenn es der Bund anderen überlassen müsste, Aktivitäten 
zu qualifizieren, für die dem Bund Rechnung gestellt werden 
kann. 
Schon solche Überlegungen müssten dazu führen, der Ini­
tiative eine Absage zu erteilen. Allerdings ist auch dabei an­
zumerken, dass In Bezug auf den Begriff des Friedens eine 
zunehmende Begriffsverwirrung um sich greift .. Da sind die 
offiziellen Stellen nicht unschuldig. Es ist heute äusserst be­
quem, gewissen Aktivitäten, die durchaus mit Macht oder mit 
anderen Ansprüchen zu tun haben, mit dem Titel «Friedens­
einsatz» zu versehen, damit sie eine höhere Rechtfertigung 
erhalten. Es ist klar, dass Gruppierungen, die solches miss­
brauchen wollen, die eingetretene Begriffsverwirrung zu Ih­
ren Gunsten zu nutzen versuchen. 
Wenn wir zu den zu erwartenden Folgen dieser Initiative zu­
rückkehren, müssen wir feststellen, dass wir bei einer An­
nahme dieser Initiative mit dem Konzept, dem Bund Rech­
nungen für Aktivitäten senden zu können, die der Bund 
selbst gar nicht beschlossen und in die Wege geleitet hat, 
letzten Endes unsere etablierten und Ihre Arbeit sehr gut 
bewältigenden humanitären Institutionen schädigen. Ich 
denke an die Deza, Ich denke insbesondere ans Schweizeri­
sche Katastrophenhilfekorps. lrgendwoher müsste das Geld 
schliesslich genommen werden, das den Organisationen, 
die es beanspruchen, bezahlt werden muss. Das Ist eine 
durchaus unerwünschte Entwicklung. 
Wir sind der Auffassung, dass Ober die Tätigkeit, welche die 
Schweiz Im Ausland im Namen der Schweiz entfaltet, auch 
die Schweiz und Ihre gewählten und zuständigen Behörden 
zu entscheiden haben. Erlauben Sie mir, diese vielleicht 
nicht ganz dem Schema der Auseinandersetzung folgenden 
Gedanken zu äussern und damit eine zusätzliche Begrün­
dung zu geben, weshalb diese Initiative abzulehnen Ist. 

Wiederkehr Roland (E, ZH): Wenn wir heute die Zeitungen 
aufschlagen, dann sehen wir die grosse Besorgnis der Kan­
tone darüber, dass Ihre Lehrer überfordert sind und dass 
man jetzt eine Offensive zur Imageverbesserung der Lehrer 
starten will. Ein ganz wichtiger Punkt, warum die Lehrer 
genug haben, warum man wenig Lehrer findet, Ist: Sie sind 
völlig überfordert, indem sie nicht nur Wissen vermitteln 
müssen, sondern sie müssen auch Psychologie studiert ha­
ben, sie müssen etwas wissen Ober Gewaltkonflikte, Ober 
Migration usw. Kurz und gut, man hat die Lehrer eigentlich 
allein gelassen, obwohl man gewusst hat, dass In unseren 
Schulen, in unserer Gesellschaft Insgesamt, die Gewaltbe­
reitschaft zunimmt. Konflikte werden nicht mehr nur verbal, 
sondern eben mit Fäusten ausgetragen. 
Ersetzen Sie jetzt einmal die Formulierung «ziviler Friedens­
dienst» Im Text der Initiative mit «Organisation». Und fast 
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jedermann wOrde, aufgrund der gegenwärtigen Situation In 
unserer Gesellschaft, Ihrem Anliegen zustimmen: eine Or­
ganisation zu bilden, die vom Bundesrat gefördert werden 
sollte, um präventiv Gewalt zu bekämpfen. Sie böte In Zu­
sammenarbeit mit staatlichen Institutionen - Nichtregie­
rungsorganisationen und Privaten - eine Grundausbildung 
an, die Wissen und Praktiken gewaltfreler Konfliktbearbei­
tung vermitteln wOrde, zur Entlastung der Lehrer zum Bel• 
spiel. 
Ich zitiere aus dem lnltlatlvtext: Diese Organisation trägt 
dazu bei, «Gewaltverhältnisse abzubauen sowie deren Neu­
entstehung zu verhindern. Dazu entwickelt sie Insbesondere 
Massnahmen zur Früherkennung und Prävention von Ge­
waltpotenzialen, zum Schutz der Lebensgrundlagen, zur 
friedlichen Beilegung gewalttätiger Auseinandersetzungen 
und sogar zum sozialen Wiederaufbau». Ich glaube, Sie 
könnten angesichts der heutigen gesellschaftlichen Situa­
tion, mit der wir konfrontiert sind, hinter all diesen Forderun­
gen stehen. 
Ich habe In der Kommission gesagt, dass mir die Grundan­
liegen dieser Leute, die den zivilen Friedensdienst fördern 
wollen, ausserordentlich sympathisch sind. Ich glaube, dass 
wir heute In unserer Gesellschaft frühzeitig, das helsst auch 
In den Schulen, etwas tun mossten, um mit Konflikten umge­
hen zu lernen - um zu lernen, das eigene Aggressionspo­
tenzial nicht zerstörend einzusetzen. Ich war deshalb In der 
Kommission der Meinung, dass man sofort einen solchen 
Vorstoss aufnehmen mQsste. Dass er jetzt verquickt wird mit 
dem zivilen Friedensdienst, dass dieser den Ruch hat, In 
Kombination mit der Armeeabschaffungs-lnitlatiye zu ste­
hen, gibt natarlich dieser Initiative hier keine Chance, das Ist 
mir völlig klar. 
Aber Ich möchte eigentlich unseren Sicherheitsminister, 
Herrn Bundesrat Samuel Schmid, auffordern, mit seinen 
Mannen und Frauen darüber zu diskutieren, wie das Grund­
anliegen umzusetzen Ist, nämllch hier In der Schweiz die 
Möglichkeit zu einer Ausbildung fOr alle zu geben, um Kon­
flikte zu verhaten und um Lehrern schlussendlich wieder 
Freude an Ihrem angestammten Beruf der Wissensvermitt­
lung zu geben. Das möchte Ich Ihnen mit auf den Weg ge­
ben, Herr Bundesrat. 
Tatsächlich leiden natarllch Schulinhalte und Wissensver­
mittlung unter diesen Konflikten, die wir heute auch In unse­
rem Land haben. Das Beste, was wir fQr ein gutes Klima 
bezOgllch Wirtschaftswachstum tun können, Ist, unseren 
Jungen eine ausgezeichnete Ausbildung zu geben. Wenn 
Energie und Kräfte während der Ausbildung absorbiert wer­
den, weil man nicht welss, wie mit Aggressionen und auf­
kommenden Konfllkten umzugehen Ist, dann variieren wir 
auf der ganzen Linie. 
Herr Bundesrat, das möchte Ich Ihnen als Sicherheitsminis­
ter mitgeben, damit auch diese Seite nochmals diskutiert 
wird. 

Slegrlst Ulrlch (Y, AG): Den lnltlantlnnen und lnltlanten ge­
genOber will Ich gerne einräumen, dass sie an ein Weltver­
ständnis anschllessen, das sich nicht länger leisten will, 
Krieg und Frieden als naturgegebene oder schicksalhafte 
Ereignisse zu betrachten, sondern an ein Weltverständnis, 
das Frieden - nicht bloss Stabllltät - als erreichbares le­
benswichtiges, realistisches Ziel und als Aufgabe unserer 
Generation betrachtet. Würde die Initiative nur von diesem 
Punkt her begriffen, ohne Begleitumstände und ohne Ge­
samtzusammenhang, so könnten Ihr vielleicht Wirksamkeit 
und Tauglichkeit, nicht aber der gute Wille abgesprochen 
werden. 
Doch Ist der Massstab, an dem die Initiative sich messen 
lassen muss, breiter. Auch die lnltlanten selber sind mit einer 
breiten Strategie angetreten: Im Zwillingsgespann mit der 
glelchZeltlgen Armeeabschaffungs-lnltlatlve bringen sie poli­
tisch und lnsb~ondere mit der Formulierung von Artikel 25 
Absatz 3 der Ubergangsbestlmmungen auch wörtlich zum 
Ausdruck, welches die politischen Zusammenhänge sind 
und was der zusätzliche Wunsch und Gedanke hinter der 

Initiative enthält. Die Initianten haben dies im Hearing vor 
der Kommission auch bestätigt. Damit Ist die Initiative schon 
von der Entstehung her belastet und teilweise Instrumentali­
siert. Als visionäre Schwester der von niemandem so richtig 
als visionär empfundenen Armeeabschaffungs-lnltlative soll 
sie das Gesamtbild etwas Innovativer machen. Doch wen­
den sich die beiden Initiativen, die Im Zwlegespann zu lesen 
sind, Im Kern In alter Manier gegen unsere auf mehrere 
Beine abgestQtzte Aussensicherheltspolltik. Diese mehreren 
Beine sind unter anderem das humanitäre, das militärische, 
das diplomatische und das frledenspolltlsche. Erst diese 
Mehrzahl von Beinen gibt einer künftigen Friedensarchltek• 
tur die nötige standfestlgkelt. Eine Gesamtarchitektur, die 
nur auf einem Bein steht, Ist wenig tragfähig. 
Darüber hinaus Ist die Initiative ausgesprochen angebotsorl• 
entiert. Sie schafft vor allem Ressourcen als Alternative zum 
Militärdienst und zum zivilen Ersatzdienst. Demgegenüber 
ist die zurzeit mindestens in ersten Ansätzen sichtbare Vor­
gehensstrategie des Bundesrates bedürfnlsorlentlert, und 
zwar mit Ihrer situationsgerechten Jeweiligen Mischung der 
richtigen Bausteine, der Früherkennung von Konfliktpoten­
zialen, der Menschenrechtspolitik, der HIife beim Aufbau de­
mokratischer Strukturen, der Entwicklungszusammenarbeit, 
der Vermittlungs• und Beratungstätigkeit, der Chancenwahr­
nehmung und namentlich mit dem neu geschaffenen Pool zi. 
viler Friedensexpertinnen und -experten. Diese Bausteln,e 
sollen Jeweils als Tell einer aussen- und slcherheltspolitl­
schen Strategie unseres Landes zu flexiblen Antworten kom­
biniert werden. Die Initiative lässt sich schwerlich In diese 
strategle einordnen; sie schafft Gräben, statt solche zu 

· Oberbrücken. 
Dabei Ist aber einzuräumen, dass die frledenspolitlsche 
Komponente - das möchte Ich ganz klar festhalten - unserer 
Aussen- und Sicherheitspolitik noch deutlicher auszubauen 
Ist. Der Hinweis auf den Einsatz der humanitären Organisa­
tionen ist erfreulich und zutreffend, ändert aber nichts daran, 
denn es geht hier um eine andere, zusätzlich notwendige 
Ebene der Friedensgestaltung. Hier brauchen wir neue 
Schritte mit lnterventrons- und Präventlonskräften Im zlvllen 
Bereich, mit einem nachhaltigen Ausbau der staatlichen In­
strumente wie auch parallel dazu der Entwicklung neuer zl­
vilgesellschaftllcher Strukturen und Netzwerke neben den 
staatlichen Macht- und Rechtsstrukturen. Wir brauchen so­
dann eine professionelle Koordination und Gesamtführung 
all dieser Bestrebungen im Hinblick auf konzertierte und 
massgeschnelderte Lösungen. 
Nach dieser politischen Gewichtung möchte Ich Sie bitten, 
einerseits die Initiative abzulehnen, andererseits das Kom­
mlsslonspostulat mit Überzeugung zu Oberweisen. Der Im 
Postulat verlangte Bericht schafft eine Übersicht Ober die 
Schwergewichte dieses Zweigs der Aussen• und Slcher­
heltspolltlk. Er schafft die Möglichkeit, dass das Parlament in 
einem Zeitpunkt, In dem noch Welchen gestellt werden, 
überhaupt einwirken kann; der Bericht veranlasst den Bun­
desrat, seine Ziele, Schwergewichte und Methoden bewusst 
und systematisiert darzulegen. 
Ich beantrage Ihnen deshalb, die Initiative zur Ablehnung zu 
empfehlen und das Kommissionspostulat zu überweisen. 

Cavalll Franco (S, Tl): E slcuramente posltlvo II fatto ehe al­
meno qul ci sla una certa dlscusslone. Al Conslgllo degli 
statl I nostrl senatorl, In modo parecchlo snoblstlco, hanno 
«ellmlnato» questa inlzlatlva popolare quasi senza dlscus• 
slone, non perche la proposta fosse poco interessante, ma 
semplicemente perche veniva daila parte sbagllata. E que­
sto un dlfetto fondamentale della polltlca qul da nol. SI pos­
sono proporre anche le cose mlgliorl, ma se gll autorl deila 
proposta vengono conslderatl come pollticamente non cor­
retti, non se ne discute neanche. 
111 O glugno scorso abblamo votato sul tema dell'uso del no­
stro esercito per degll Intervent! dl solldarleta all'estero. E 
stata una campagna molto lntensa. La Svlzzera latina ha 
detto «no». Ci sono state per cosl dlre due votazlonl diverse: 
nella SVizzera tedesca si ~ trattato sempllcemente dl un re-
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ferendum pro o contro Blocher, nella SVlzzera latlna sl ~ ln­
vece votato sul tema ehe era In dlscusslone, ed II no ~ stato 
un no di solidarletä. 
In tutte le trasmlsslonl massmedlatlche avute nella SVizzera 
latlna, questa lnlzlativa popolare, ehe dlscutlamo oggl, ~ 
sempre stata presentata come una specle di controprogetto 
al progetto del Conslgilo federale. Qulndl, In fondo, se volete, 
la SVlzzera latlna ha gla detto «sl» a questa lnlzlatlva con II 
suo no del 10 glugno, ehe era, lo rlpeto, un no dl solldarietä e 
slcuramente non dl chlusura. Questo non dobblamo dlmentl­
carlo se non vogllamo deludere ancora una volta questa 
parte del nostro paese. 
Qul ~ stato detto: Bisogna fare attenzlone, non blsogna man­
dare troppl glovanl all' estero, ehe hanno buon cuore ma ca­
plscono poco. Soprattutto II collega Eggly ha molto lnslstito 
su questo aspetto. Ora, lo ml ricordo dl tantl glovanl svlzzerl, 
ehe negll annl ottanta sl sono lmpegnatl In molte parti del 
mondo, soprattutto In America centrale. GII ultlml tre svizzeri 
ehe hanno dato la loro vlta per la pace sono tre glovani svlz­
zerl ammazzatl In Centro Amerlca daf terrorlstl filoamerlcani, 
e a quel tempo II slgnor Eggly non era dalla parte di quest! 
giovanl svlzzerl. Non dobbiamo dlmentlcarlo. Questo esem­
plo cl dlmostra ancora una volta quanto lmportante ~ II con­
tributo ehe questl glovanl possono dare aila pace e contro le 
guerre lmperiallstlche. 
Im Gegensatz zu Herrn Eggly glaube Ich, dass es sehr gut 
wäre, wenn sich sehr vlele junge Schweizer fOr einen Frie­
densdienst Im Ausland engagieren warden. Sie würden nicht 
nur die Welt besser verstehen und sehen, wie sie funktio­
niert, sondern sie könnten einen wichtigen Beitrag zum Frie­
den leisten. Wir dürfen nicht vergessen, dass die letzten 
Schweizer, die Ihr Leben für den Frieden hingegeben haben, 
drei junge Deutschschweizer sind, die In den Achtzigerjah­
ren In Zentralamerika durch proamerikanlsche Terroristen 
getötet wurden. !)amals waren viele derjenigen, die heute 
zur Initiative Nein sagen WOrden, eher auf der anderen 
Seite. Die offizlelle Schweiz hat damals zu diesen politi­
schen Morden geschwiegen.· 
Ich könnte eine ganze Reihe von historischen Beispielen 
bringen, die zeigen, dass zMle Einsätze für die Frledenser­
haltung viel nOtzllcher sind als militärische. Ich will dies nur 
an einem Beispiel zeigen, am Beispiel Kosovo. Was hat sich 
damals abgespielt? Man dachte damals, mit 4000 zivilen Be­
obachtern könne man den Frieden slcherstellen. Jene, die 
von Anfang an den Krieg wollten, erreichten, dass nur 2000 
zivile Beobachter eingesetzt wurden. Man hat dann das 
Massaker von Racak erfunden. Dann hat man In Ramboull­
let mit Bedingungen, von denen man wusste, dass die Ge­
genseite sie nicht akzeptieren konnte, die bedingungslose 
Kapitulation verlangt. Daraufhin hat man, um den Krieg be­
ginnen zu können, auch noch die restlichen 2000 zivilen 
Beobachter abgezogen. Darauf sind etliche Tausend Men­
schen sinnlos gestorben. Hätte man stattdessen die Zahl 
der zivilen Beobachter verzehnfacht, dann hätte dieser Krieg 
höchstwahrscheinlich nicht stattgefunden. 
Genau wie dieses Beispiel könnte Ich noch viele weitere Bel­
spiele bringen, um Ihnen zu zeigen, dass dies der wirksam­
ste Weg Ist, um Kriege zu vermelden. Aber leider wird die 
Mehrheit dieses Rates heute Nein sagen, nicht etwa, weil 
man denkt, das Ansinnen sei schlecht, sondern weil es von 
der falschen Seite kommt. Mehr oder weniger hat das auch 
Herr Slegrlst gesagt. Würde dieses Ansinnen von jemand 
anderem kommen, beispielsweise von einem Vertreter von 
Mitte-Rechts, dann warde man Ihm Beifall zollen und die Ini­
tiative wahrscheinlich zur Annahme empfehlen. 
Das Ist eine der vielen schlechten Gewohnheiten In unserer 
Politik. Das zeugt nicht von einer besonderen Seriosität; da 
sind Sie wahrschelnllch mit mir einverstanden. 

Teuscher Franziska (G, BE): Die Volkslnltlative «Solidarität 
schafft Sicherheit für einen freiwilligen zivilen Friedens­
dienst» fordert ein verstärktes Engagement der Schweiz Im 
Bereich der zlvlien Konfllktbearbeltung. Wenn ich all der 
Abstimmungspropaganda zur Mllltärgesetzrevlslon geglaubt 
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hätte, könnte Ich heute davon ausgehen, dass die Zustim­
mung zu dieser Initiative eine Selbstverständlichkeit wäre. 
Denn in einem Punkt waren sich Befürworter und Gegner 
vor zehn Tagen noch einig: Es braucht in erster Linie einen 
zivilen Beitrag der Schweiz auf Internationaler Ebene. «Lie­
ber zivile Hilfe statt militärische Auslandelnsätze» das 
schrieben nicht etwa die linken Gegnerinnen und G~ner 
der Militärgesetzrevlslon, sondern so betitelte die SVP Ihre 
Inserate. Wenn nun die SVP-Fraktlon heute die vorliegende 
Initiative ablehnt, dann hat sie politisch jede GlaubWOrdlgkeit 
verspielt. Aber auch die Befürworter des Militärgesetzes 
standen öffentlich für die zivile Konfliktbearbeltung ein. Aus 
den Voten der bürgerlichen Vorredner wurde aber klar: Die 
Argumentation für die zlvlle Konfliktlösung war nur taktisch 
gemeint und nicht ehrlich. 
Sie müssen heute endlich konkret zu dieser Frage Stellung 
nehmen, Sie müssen zeigen, wie ernst es Ihnen Ist. Es Ist 
politisch verwerflich, nur schöne Sprüche zu machen und 
dann bei konkreten Projekten zu kneifen. Die bürgerlichen 
Vorredner haben es gesagt: Es gibt eigentlich keine sachll­
chen Argumente gegen diese Initiative, aber die Initiative 
kommt aus der falschen Ecke. Die GSoA wird hinter der Ini­
tiative vermutet, und deshalb Ist die Initiative abzulehnen. 
Das ist Politisleren mit Scheuklappen, und das Ist fQr unsere 
Demokratie schädllch. 
Auch der Bundesrat hat die Initiative für den zivilen Frl&­
densdienst bei der Erarbeitung der Botschaft gar nicht ernst 
genommen. Die Botschaft Ist «hundslausig»I Der Bundesrat 
nimmt sogar Interpretationen des Begehrens vor, die dem 
Wortlaut der Initiative widersprechen. Weder hält die initia­
tive ein Recht fest, für alle In der Schweiz lebenden Perso­
nen bei Einsätzen Im Rahmen des zivilen Friedensdienstes 
teilzunehmen,. noch wird tnlt der Initiative der Zivlldienst ab­
geschafft. 
Selbstverständlich darf der Bundesrat Initiativen ablehnen. 
Bel der Ausarbeitung dieser Botschaft hat der Bundesrat 
den Respekt gegenüber den 120 ooo Stimmbürgerinnen 
und Stimmbürgern, welche die Initiative unterzeichnet ha-
ben, aber verloren; das finde Ich sehr bedenklich. · 
Ebenso bedenkllch finde Ich die Haltung der bürgerlichen 
Mehrheit In der Kommission. Sie sagt Nein zur Initiative, ver­
langt dann aber vom Bundesrat In einem Postulat (01.3268) 
einen ausfOhrllchen Bericht zu den Fragen des ZFD. Sie 
können die Fragen, die Im Bericht geklärt werden sollen, alle 
dem Postulatstext entnehmen. Eine total verkehrte Logik! 
Wenn die bürgerllche Mehrheit In der SiK die Arbeit ernst 
genommen hätte und es ihr mit der zivilen Hilfe ernst wäre, 
dann hätte sie zuerst eine solche Zusammenstellung verlan­
gen und erst dann, in Kenntnis der Sachlage, Ober die Initia­
tive debattieren müssen - und nicht In Unkenntnis der 
Sachlage. Bei der Volksinltiative «Solidarität schafft Sicher­
heit: f0r einen frelwllllgen zivilen Friedensdienst» ging es, 
wie bereits gesagt, In erster Linie eben darum, ein politisch 
unliebsames lnltlatlvprojekt möglichst rasch zu bodigen. 
Herr Hass Walter hat sieben oder acht Punkte aufgeführt, 
warum die CVP-Fraktlon diese Initiative ablehnt. Nach seiner 
Interpretation muss Ich davon ausgehen, dass man auch In 
der CVP-Fraktlon den lnltlatMext nicht richtig gelesen und 
nicht richtig verstanden hat. Konflikte gewaitfrel zu bearbei­
ten, In Krisenregionen auf zlvilgesellschaftllche Kräfte zu 
setzen, Ist die wirksamste Politik. Dazu braucht es eine Viel­
zahl von Massnahmen. Die Volksinitiative konkurrenziert 
keine der heutigen Massnahmen. 
Es Ist lächerlich, wenn z. 8. Herr Schlüer sagt, die Initiative 
WOrde die HIifswerke schädigen - der Bericht, den die SIK 
verlangt, wird es Ihnen zeigen, Herr Schlüerl in Deutschland 
z. 8. wird der zivile Friedensdienst zu einem wesentlichen 
Tell von den Hilfswerken mitgetragen. Die Initiative Ist eine 
richtige und wichtige Ergänzung zu den heute bestehenden 
Einrichtungen. 
Wenn Im EDA heute ein Friedenskorps aufgebaut wird, da­
mit man besser auf den staatlichen Bedarf bei Internationa­
len Einsätzen Im Rahmen von Uno- und OSZE-Mandaten 
reagieren kann, dann Ist das kein Grund, die Initiative abzu­
lehnen. Es Ist Im Gegenteil ein Grund, Ihr zuzustimmen. Die 
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Initiative bietet ein flexibles und sinnvolles Instrument, um In 
Konfliktsituationen zivile Lösungen zu unterstützen. 
Ich bitte Sie daher, heute auf die Karte der zivilen Lösungen 
zu setzen und der Volkslnltlatlve «Solidarität schafft Sicher­
heit: für einen frelwllligen zivilen Friedensdienst» zuzustim­
men. 

Polla Barbara (L, GE): l.'.lnltlatlve populalre dont nous d~bat­
tons aujourd'hul vlse donc li lntrodulre un service clvll volon­
talre pour la palx. Le GSsA qul est derrlere cette Initiative 
admet cette fols-cl que les confllts sont ln~vitables. II est 
~galement consclent que le servlce clvll pour la palx ne sau­
rait ~llmlner les causes de vlolence, mals II estlme qu'II pour­
ralt augmenter les chances de r~gler ces conflits autrement 
que par la vlolence. 
Le GSsA se base fort ad~quatement sur les exp~rlences qul 
existent d~jli allleurs dans les pays qul nous entourent, no­
tamment en France, et surtout en Allemagne oCI le servlce 
clvll pour la palx falt partie lnt~grante de la politique gouver­
nementale de d~veloppement. Comme le dit un document 
de la «Bundesregierung» du 7 ao0t 2000, le servlce clvll 
pour la palx, nouvel ~l~ment de la politlque de d~veloppe­
ment allemande, devralt en effet devenlr un plller de l'actlon 
future du «Deutscher Entwicklungsdienst». Car II ne sauralt 
y avoir de vrale polltlque de d~veloppement sans palx. C'est 
la ralson pour laquelle la «Bundesregierung» considere que 
la pr~ventlon et la gestlon des crlses, suscltant un lnt~rllt 
crolssant dans l'oplnlon publlque, jouent un rOle de premlere 
lmportance dans le d~bat International sur la politique de d~­
veloppement. 
C'est pour ces ralsons notamment que Mine Heldemarle 
Wleczorek-Zeul, mlnlstre allemande de la coop~ratlon et du 
d~veloppement, a crM un servlce clvll pour la palx qul a 
regu, en l'an 2000, 17 mllllons de marks du Ministare f~d~ral 
de la coop~ratlon ~conomlque et du d~veloppement. En Al­
lemagne, tres clalrement, le servlce civll pour la palx a ~t~ 
lmplant~ en coop~ration avec les autres instances existan­
tes, gouvernementales ou non, et en parallele li l'engage­
ment mllltalre. C'est donc posslble. En France, les choses 
sont molns avanc~es, mals on travaille aussl li une charte du 
servlce clvll pour la palx et au d~veloppement de l'lnterven­
tion clvlle volontalre, notamment pour les jeunes de 18 li 30 
ans. 
l.'.lnltlatlve s'est d'allleurs fortement lnsplr~e du travall fran­
gais. l.'.un des polnts essentlels qu'elle demande, c'est blen 
cette formatlon de base que soullgnalt Mme Garbanl pour 
tout volontalre rnsldant en Sulsse, ouvrant alnsl plus partlcu­
lierement aux jeunes - et c'est tres lmportant - la posslblllt~ 
de s'engager, que ce soft dans le cadre mllitalre ou dans le 
cadre clvll, ce dernler souvent pr~Mr~ d'ailleurs, en Sulsse 
romande notamment. 
J'al personnellement toujours soutenu, et je contlnueral de 
soutenlr l'lndlspensable engagement mllltalre, mals II y a 
aussl lleu de soutenlr actlvement l'engagement clvll, dans la 
mesure oCI les deux sont compl~mentalres et non antagonls­
tes. Mals, alors, oCI est le probleme? Evldemment, le pro­
bleme, ce sont toutes les autres Initiatives du GSsA, c'est 
l'autre Initiative, notamment celle dont nous avons tralt~ la 
semalne dernlere, l'lnltlative populalre «pour une politlque 
de s~curlt~ cr~dible et une Sulsse sans arm~e». II n'est juste 
pas cr~dlble de demander en mllme temps la suppresslon 
de l'arm~e et la cr~atlon d'un servlce clvil pour la palx, et de 
voulolr faire crolre que sa cr~atlon ne mettralt en rlen en 
cause l'engagement de l'arm~e pour le mllme type d'objec­
tif. Ce n'est juste pas cr~dlble et c'est blen pour cela que,. 
mol aussl, je rejetteral l'lnltlatlve en questlon. Mals je le re­
grette, car II est loln d'lltre Impossible qu'II exlste en falt r~el­
lement une place, dans notre pays, pour un servlce clvll pour 
la palx, coordonn~ par la Conf~d~ratlon, peut-lltre autrement 
que seien ce que propose l'lnltlatlve. Une chose est quand 
mllme s0re: on ne peut pas tout slmplement rejeter cette Ini­
tiative sans au molns avoir une ld~e plus pr~cise de ce qul 
se falt, lcl et allleurs, et de ce qul pourralt se faire de plus et 
de mleux en la matlere. 

Pardonnez-mol, Monsieur le Conselller Md~ral, mals on ne 
peut pas se satisfalre des arguments du Conseil f~d~ral 
pour rejeter l'lnltlatlve, arguments qul sont avant tout d'ordre 
structurel: «Nous le faisons d~jli», «cela co0teralt eher», 
«cela troubleralt lnutilement !'excellente organlsatlon ac­
tuelle» et «cela cr~erait des compllcatlons». 
Oul, je suls convalncue que la Suisse falt beaucoup pour le 
d~veloppement et la gestlon non violente des conflits, et j'en 
suls fiere. C'est pour mol une grande ralson de fiert~ de mon 
pays. Mals, non, cela ne doit pas nous empllcher d'envlsa­
ger de faire mleux. C'est li ce soucl que r~pond l'lnterventlon 
de M. Eggly, qul est devenue le postulat de la Commlsslon 
de la politlque de s~curlt~ du Conseil national. II ne s'aglt 
pas seulement de strat~gle polltlque du genre: «Dltes 'oul' 
au postulat, comme cela vous pouvez dlre 'non' en toute 
bonne consclence li !'initiative.» Non, II s'agit r~ellement 
d'obtenlr les Informations n~essalres qul pourralent ensulte 
servir de base li une am~lioratlon, qul raste toujours possl­
ble, de l'ensemble des engagements sulsses pour la palx. 
Je vous lnvite donc li rejeter l'lnltlatlve, li transmettre le pos­
tulat de la commisslon et li attendre - mals pas trop long­
tempsl - les Informations dont nous avons besoln pour 
envisager de renforcer encore notre engagement pour la 
paix, sl cela s'avere ad~quat, dans une vision d'engagement 
civil absolument compl~mentalre, et non comp~tltlve, par 
rapport li l'engagement mllitaire pour la palx. 

Vermot Ruth-Gaby (S, BE): Während des Abstimmungs­
kampfes um die Bewaffnung von Schweizer Soldaten Im 
Ausland haben wir, die linken Gegnerinnen und Gegner, Im­
mer wieder darauf hingewiesen, wie wichtig die zivile Frie­
densarbeit sei. Wir forderten mehr Leute, mehr Geld, mehr 
Wissen und mehr Ausbildung für diese Aufgabe. Die Befür­
worterinnen und Befürworter der Vorlage haben zugestimmt 
und beteuert, wie wichtig der zivile Einsatz und die Friedens­
vermittlung seien. Heute liegt uns eine Initiative vor. Empfeh­
len wir sie als Rat zur Annahme, so können endlich diese 
Versprechen eingelöst werden. 
Die Arbeit ziviler Friedensdienste Ist die zentrale Aufgabe In 
Konfliktgebieten. Konflikte können nicht mit Bomben und gu­
ten Worten gelöst werden. Konfllktarbelt Ist harte Arbeit, die 
von gut ausgebildeten und engagierten Menschen geleistet 
werden muss, die nicht aufgeben, wenn der Erfolg ausbleibt. 
Der Bundesrat empfiehlt die Initiative In seiner halbherzigen, 
schlechten Botschaft zur Ablehnung - mit der Ausrede, es 
seien schon sehr viele Friedensorganisationen In Konfliktge­
bieten tätig. Im März 2000 arbeiteten z. B. 437 zivile Organi­
sationen In Kosovo. Er nennt die Leistungen der Direktion f0r 
Entwicklung und Zusammenarbeit (Deza), des Katastro­
phenhilfekorps und weiterer vom Bund unterst0tzer Organi­
sationen. 
Der Bundesrat macht es sich entschieden zu leicht, denn 
darum geht es nämlich nicht. Die Deza macht Aufbau- und 
Entwicklungsarbeit, und die macht sie gut. Das gllt auch für 
die Katastrophenhilfe. Sie kommt Leuten zu HIife, die durch 
Katastrophen zu Schaden gekommen sind; auch das macht 
sie gut. Verschiedene Nichtregierungsorganisationen erbrin­
gen aktive Hilfe, und auch das Ist wichtig. Aber die Initiative 
fordert ausgebildete Friedensleute, Frauen und Männer, die 
Ober Wissen und Erfahrung In der konkreten Friedens- und 
Konfliktarbeit vertagen. Unter zivilem Friedensdienst ver­
steht man den Einsatz von Menschen, die wissen, wie man 
mit feindlichen Parteien verhandelt, Menschen, die sich ver­
tieft und professionell mit Konfliktlösungen befassen. Solche 
Personen gibt es nicht Im Überfluss. 
Der Bundesrat vermischt In seiner ablehnenden Antwort auf 
die Initiative verschiedene Dinge. Es geht bei dieser Initiative 
nicht um die Abschaffung der Armee oder um die Schwä­
chung des aktuellen Zlvlldlenstes. Zlvlldlenstleistende soll 
und wird es weiterhin geben. Sie arbeiten In der Schweiz ja 
vorwiegend In sozialen Institutionen und absolvieren einen 
«anderen MIiitärdienst». Mitglieder eines zlvllen Friedens­
dienstes m0ssen ein ganz anderes Pflichtenheft und eine 
weit differenziertere Ausbildung haben, als dies im Militär­
bereich denkbar Ist. 
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Als Europaratsmltglled bin Ich sehr oft In Krisengebieten in 
Serbien, Kosovo, Aserbaldschan, Tschetschenien tätig. 
Diese Krisenorte haben nur eine Chance, zur Ruhe zu kom­
men, wenn sich - neben der Entwicklungszusammenarbeit 
und Aufbauhilfe -- Vermlttlerlnnen und Vermittler und profes­
sionell ausgebildete Friedensmediatorinnen und Friedens­
mediatoren für diese Orte engagieren. Im Jahr 2000 hat der 
Bundesrat einen Expertenpool für die zivile Friedensförde­
rung geschaffen. Ein solcher Pool ist gut und recht, nur hat 
er einen Schönheltsfehler: Seine Existenz Ist nicht In der 
Verfassung verankert und gesichert. Ich befürchte, dass die­
ser Pool daher nur dann funktioniert, wenn genQgend Finan­
zen zur Verfügung stehen. Solche Einsätze ohne Verfas­
sungsauftrag werden In weniger begüterten Zeiten wohl sehr 
rasch als Qberfl0ssig aus dem Budget gestrichen. Gerade 
diese Unverblndflchkelt gilt es zu verhindern. 
Die lnltiantinnen und lnltlanten haben In den Übergangs­
bestimmungen wesentliche Steuerungsmöglichkeiten vorge­
schlagen, mit denen Leute, die sich für zivile Friedensarbeit 
zur Vertagung stellen, während ihrer Einsätze geschatzt 
sind. Genannt werden Kündigungsschutz, keine Verschlech­
terung der Arbeitsbedingungen und die Anrechnung der Bn­
sätze als Zivildiensttage. Man könnte das Ganze umkehren: 
Wer unter schwierigsten Bedingungen zivile Friedensarbeit 
leistet, holt sich für seine Arbeltsstelle hier sehr viele zusätz­
liche Kompetenzen, die nicht zu unterschätzen sind. 
Ich bitte Sie, zu dieser Initiative Ja zu sagen, weil die 
Schweiz noch immer keinen zivilen Friedensdienst hat wie 
etwa österrelch und Deutschland. 

Bemasconl Madelelne (R, GE): Une Initiative, un tltre: «La 
solldarl~ cree Ja soourtte: pour un service civil volontaire 
pour la palx». Un tltre vralment prometteur. Bien que cette 
Initiative provienne du GSsA, qul a pour objectlf la suppres­
slon de l'armee et en mAme temps demande un service civll, 
je crols que les buts sont forts et peuvent sensiblliser la po­
pulatlon. Nous pourrlons y adherer, sl ce n'est que la Suisse 
est tres engagee dans ce but-la. En effet, ces dernieres an­
nees, notre pays a mls et met tout en oeuvre pour la promoa 
tlon de la palx: par la cooperatlon, l'alde humanltaire, la 
creation d'organlsatlons. Notre engagement est donc IA et 
tres fort 
La straMgle d'actlon en faveur de la }:)alx 2000-2003 du De­
partement federal des affaires etrangeres demontre aussl 
clalrement la vole A sulvre. II ne taut pas oubller que la lol 
federale sur le servlce clvll offre deja la posslbillte a son arti­
cle 10. En outre, le Conseil federal, dans un communlque de 
decembre 2000, a decide de ia creatlon d'un Pool d'experts 
sulsse pour la promotion clvlle de la paix, qul repond au but 
vlse par l'lnitiative. Laissons donc faire les divers organis­
mes; iaissons-les faire leur travall egalement en tant que 
professlonnels. 
Que ce sott par les dlfferents servlces de la Confederation, 
que ce sott par des organlsations non gouvernementales, ce 
travall se falt, II peut constamment Atre ameliore. C'est pour 
cette ralson et par ie travafl qui est falt, et egalement par la 
determlnatlon de la Commlsslon de la polltlque de securite, 
qui n'exdut pas et qui souhaite reellement que l'on travallle 
dans le sens de la palx, que je vous invlte a soutenlr la pro­
posltlon de Ja majorlte de la commlssion et Je projet du Con­
seil federal, c'est-a-dlre rejeter cette Initiative, mais par 
contre accepter le postulat de la Commlsslon de la polltique 
de securlte pour un servlce clvfl volontalre pour la palx. 

Keller Robert r,J, ZH): Einer spricht, und keiner hört zu. Das 
Ist nicht verwunderlich, denn es handelt sich immer um das 
gleiche Thema In leicht veränderter Form. Die GSoA hat un­
zählige Initiativen eingereicht, die die Landesverteidigung 
beeinträchtigen. Was wollen die Initianten? Sie wollen mit 
dem zivilen Friedensdienst Im In- und Ausland Gewalt ab­
bauen, Gewalt verhindern, die Früherkennung und Präven­
Uon von Gewaltpotenzlaien ermöglichen, die Lebensgrund­
lagen schützen, die friedliche Beilegung von gewalttätigen 
Auseinandersetzungen ermöglichen, den Wiederaufbau un-
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terstützen und vorantreiben - das tönt gut, wir wollen das 
auch, aber mit anderen Mitteln. 
Der zivile Friedensdienst ist freiwillig, die Friedensdienstlels­
tenden werden angemessen - angemessen! - entlöhnt, eine 
gleichmässige Vertretung beider Geschlechter wird ange­
strebt, die Ausbildung Ist für alle - Ich habe das richtig ge­
lesen, für alle! - in der Schweiz wohnhaften Personen 
kostenlos und wird mit öffentlichen Mitteln finanziert Meiner 
Ansicht nach Ist das ein Fass ohne Boden. 
Denken wir nur an die Hunderttausende aus Konfliktgebie­
ten, die In unserem Land wohnen. Nicht leicht wäre auch die 
Organisation zu bewerkstelligen. So einfach wie das Frau 
Fehr Jacqueline sieht, an der Mittelschule die Leute auszu­
bilden, sehe ich das nicht Diese sind sonst schon überla­
stet. Unabhängig zu sein, eine geschlechtsparltätlsche Ver­
tretung anzustreben usw., das Ist eine schwierige Aufgabe. 
Bel fast allen dieser gleich lautenden Initiativen Ist eine 
Schwächung der Armee festzustellen. 
Wir brauchen uns aber nicht zu verstecken. Wir betreiben 
schon Entwlcklungszusammenarbelt, wir betreiben humani­
täre Hilfe und sind stark In der Internationalen Zusammenar­
beit engagiert, wir haben zivile Friedensexperten beiderlei 
Geschlechts. 
Die Gründe zur Ablehnung eines Gegenvorschlages: Der 
Staat muss ohne Kontrollmögllchkelt zahlen. Organisationen 
wie die Rettungskette Schweiz und das Katastrophenhilfe­
korps können auch ohne diese Initiative gestärkt werden. 
Unsere Armee leistet weltweit In verschiedenen Formen 
sehr gute Arbeit. Wir müssen Bestehendes verstärken und 
nicht schwächen. Sie können dann den Beweis erbringen, 
wenn es um die Mittel für die Armee gehl Das wird ja beim 
Budget der Fall sein. Wir wollen unsere Mittel stärken und 
nicht mit Ausgaben für neue Organlsalionen schwächen. 
Ich bitte Sie, die Initiative zur Ablehnung zu empfehlen. 

Rosslnl Stephane (S, VS): Contralrement aux dangers Invi­
sibles et fort aleatolres qul ont ete brandls lors de nos re­
cents debats sur l'armee, cette Initiative en faveur d'un 
service civll volontalre pour la palx nous permet d'apprehen­
der tres concretement et de manlere dynamlque notre pollti­
que de securlte et, surtout, notre volonte, affirmee a maintes 
reprlses dans ce Parlament, d'un engagement effectlf en fa­
veur de la palx. 
Nous pouvons aussl et d'emblee manifester notre etonne­
ment devant le peu de soutien effectlf, au-dela de la sympa­
thle que cette Initiative semble susciter, a en juger par 1a 
position du Conseil federal et le vote de la commlsslon, alors 
mAme que ceux qul s'y opposent nous ont vante la nooes­
site pour la Suisse d'avolr des actlons concretes en matlere 
de solidarite Internationale en faveur de la palx. Certes, 
quand on est responsable d'une armee, des soldats sont 
toujours preferables a des clvillstes. II n'empkhe qu'une po­
lltlque d'engagement pour la palx credible et efficace se dolt 
desormals d'entrer dans une autre loglque dynamlque, mo­
derne, construclive, respectueuse des asplratlons de la po­
pulatlon consclente de l'evoluUon de l'envlronnement geo­
polltlque et socloeconomlque A l'lnterteur duquel elle est 
amenee a prendre place et a se developper. 
Que demandent les auteurs de l'lnltiatlve et ses slgnatalres? 
Une veritable politlque, une polltlque actlve en faveur de la 
palx, une polltlque de la palx qui ne solt pas pleds et polngs 
lies A notre armee, une polltlque de la palx structuree, avec 
des objectifs et des moyens au servlce de la prevenlion des 
situatlons de vlolence, de la resolutlon pacifique des confllts, 
de la reconstructlon soclale. Attention, ce ne sont pas de 
simples utoplesl II s'aglt bei et blen d'une approche comple­
mentalre d'une polltique globale et coherente de securite. 
Pour y parvenlr, une approche nouvelle dolt Atre mlse en 
oeuvre par des personnes competentes, motivees, d0ment 
formees au mAme tltre que d'autres conQOlvent l'armee. 
Or, entrer plelnement dans une telle demarche est lllusolre, 
dans l'esprlt du servlce civll actuel. On ne peut fonder cette 
actlon ambltleuse sur des personnes qul ont «a rendre cre­
dible un confilt de consclence» et qu'on consldere d'abord 
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comme etant au purgatolre de l'armee. Non, le servlce clvil 
n'est pas le pardon lnherent au refus d'une loglque de 
guerre. Le service civll est un cholx de particlper et de s'en­
gager pour la solldarlte nationale et Internationale par une 
contributlon speclflque et constructlve. 
Dans cette perspectlve, l'on dolt conslderer que l'exlstant 
n'est qu'une deml-mesure lnscrlte dans la predomlnance du 
courant de l'objection de consclence, passant par l'evalua­
tlon de la consclence par des commlssions ad hoc, sortes 
d'lnstruments au servlce de la depenallsatlon. On ne sauralt 
se satlsfalre d'un vlslon aussl etrlquee, restrictive et depas­
see; on ne sauralt se satisfalre de pratlques parfois humlllan­
tes pour ia personne soumlse au verdlct de celles et ceux 
qul la jugent purement et slmplement. 
Pour ces ralsons, II Importe d'tltre coherent Assumons notre 
volonte d'engagement en faveur de la palx sans detour et 
surtout sans Interpretation abusive du texte de !'Initiative. 
Qu'II s'aglsse du Conseil federal ou de la majorlte de la com­
mlsslon, on joue quelque peu sur les mots; on se contente 
d'une analyse de texte polntilleuse, eludant malheureuse­
ment les vrales questlons et les vrals enjeux. Cette partle de 
cache-cache politlque est sans relatlon avec les veritables 
objectifs de l'initlative qul se veulent ambltieux, lnscrits dans 
un esprit d'ouverture et de solidarite. Une politique de secu­
rlte dolt par consequent c.oncretlser ces valeurs par des ac­
tes. 
Soutenons alnsl cette Initiative pour aller dans ce sens. 

Zäch Guido {C, AG): Die Idee eines zivilen Friedensdiens­
tes Ist nicht neu. Über zwanzig private Organisationen und 
Stiftungen bieten breit gefächerte Programme an. Insbeson­
dere Jugendliche sollen damit angesprochen werden. Die 
Einsätze haben ganz andere Ziele als staatliches Friedens­
engagement und vom Staat organisierte und bezahlte Frie­
densarbeit. Freiwillige Einsätze sind konkreter Austausch 
auf meist einfachem technischem Niveau und von relativ 
kurzer Dauer. Es geht um konkrete Mitarbeit als Hilfskraft. 
Die Organisationen werben sogar damit, dass keine speziel­
len Kenntnisse nötig seien. Diese Arbeit soll weiterhin der 
Privatinitiative vorbehalten bleiben. 
Ganz anders die staatliche und die vom Staat mitgetragene 
Entwicklungs- und Friedensarbeit. Sie besteht aus Einsät­
zen, in denen kompetente Spezlalisten und Personen, die In­
tensiv vorbereitet worden sind, Ihre Kenntnisse für ein 
konkretes Projekt einsetzen. Effizienz-, Kosten- und Projekt­
management spielen dabei eine grosse Rolle. Dementspre­
chend hoch sind die Anforderungen an die Beteiligten und 
die Kosten solcher Einsätze. 
Diese Arbeit soll auch weiterhin eine wichtige Aufgabe unse­
res Landes bleiben. Eine Vermischung dieser verschiedenen 
Dienstleistungsarten, wie sie die initiative vorschlägt, Ist 
nicht zweckmässlg. Es Ist nicht richtig, vom Staat finanzielle 
UnterstQtzung zu fordern, wenn der eigentliche Einsatz zwar 
konkrete Hilfe leistet, aber genauso gut von Personen vor 
Ort ausgefQhrt werden könnte. Zudem muss dle Gewähr be­
stehen, dass der Staat als Flnanzlerer eine konkrete und di­
rekte Mitsprache bei der Auswahl der auszuführenden 
Einsätze hat. Das vorgesehene Leitungsgremium vermag 
diesbezüglich nicht zu überzeugen. 
Eine Dienstleistung Im Interesse des Gemeinwohls macht 
aber durchaus Sinn. In der vergangenen Sondersession 
habe Ich eine Motion eingereicht (01.3263), die alle Männer, 
die nicht für die Armee oder den Bevölkerungsschutz benö­
tigt werden, zu einem Sozialjahr verpflichtet. Damit kann der 
Tendenz zu mehr dienstuntauglichen Personen entgegenge­
wirkt werden. Es Ist sinnvoll, wenn unsere Bürger die staatli­
che Gemeinschaft nicht nur mit Steuern, sondern auch mit 
persönlichem Engagement unterstützen. 
In meinem Vorschlag Ist eine organisierte und Intensive Aus­
bßdung vor dem eigentlichen Einsatz vorgesehen, die fOr 
Dienstieistende eine grosse Chance sein kann. Einsatzge­
biete wären z. B. die Landwirtschaft, die Landschaftspflege 
oder die Sozialdienste, vor allem aber die Pflege von Kran­
ken, Betagten und Behinderten. Diese Motion Ist offen for-

muiiert. Auch das Anliegen der Initianten würde darin Platz 
finden. Frauen soll eine freiwillige Dienstleistung offen ste­
hen. 
Ich bitte Sie, die Volksinitlatlve «Solidarität schafft Sicherheit: 
für einen freiwilligen zivilen Friedensdienst» zur Ablehnung 
zu empfehlen. Sie Ist einseitig auf eine spezifische Art der 
Dienstleistung ausgerichtet, sie stellt den zivilen Ersatz­
dienst Infrage, Indem sie eine Anrechnung der Tage ermögli­
chen würde, und sie konkurrenziert hochprofesslonelles, 
nachhaltiges staatliches Engagement. 

Lallve d'Eplnay Maya (R, SZ); Wer kann und wlli schon ge­
gen den Frieden sein? Wer kann und wlll also folgerlchtlg 
gegen einen freiwilligen zivilen Friedensdienst sein? Wohl 
kaum Jemand. Dennoch wird die vorliegende Initiative - und 
zwar nicht nur von rechts, sondern auch von links, wie man 
belsplelswelse den Protokollen der SIK entnehmen kann -
wohl nicht In der grundsätzlichen Zielrichtung, aber bel­
splelswelse aus inltiatlvtechnlschen GrOnden oder In Bezug 
auf ihre Umsetzungsfähigkeit oder aus GrOnden der Rechts­
gleichheit kritisiert. Meines Erachtens zu Recht. 
Die Initianten nehmen sich mit Ihrem Vorhaben der schwei­
zerischen Sicherheitspolitik an. Gut so, das Ist wichtig. Aber 
gerade deshalb gilt es vorerst auch zu prüfen, ob Oberhaupt 
entsprechender sicherheitspolitischer Bedarf besteht. Wlr 
mOssen uns also zuerst fragen, ob die Ziele unserer Sicher­
heitspolitik oder unsere die Sicherheit gewährleistenden Ein­
richtungen In Irgendeiner Form nicht zu genügen vermögen 
und deshalb zu ergänzen wären. Genau In dieser Frage 
rennt die Initiative offene Türen ein. Was auf den ersten Blfck 
Qberzeugend wirkt und süffig wie Wein den • Hals hinunter­
rinnt, Ist auf den zweiten Blick zum grossen Tell bereits über­
holt. 
Wer sich heute frledenspolltlsch engagieren wlll, hat In der 
Schweiz von offizieller wie von privater Seite her zahlreiche 
Ausbildungs-, Einsatz- und Betätigungsmöglichkeiten. Frie­
denssicherung Ist von den Sicherheitsverantwortlichen die­
ses Landes längst als ein bedeutender Faktor erkannt 
worden. Wer den Sicherheitspolitischen Bericht 2000 liest -
Sie haben In zustimmendem Sinne davon Kenntnis genom­
men -, oder wer den Aussenpolltlschen Bericht studiert, den 
wir unlängst besprochen haben, erkennt rasch, dass die För­
derung von Frieden und Sicherheit eines der Hauptziele der 
schweizerischen Sicherheits- und Aussenpollt(k Ist. 
Was die Einrichtungen betrifft, so steht die mllltärlsche und 
zivlle Pfllchtdlenstlelstung unseres Landes bekanntlich auf 
drei Beinen - ordentlicher Mllltärdlenst und als Alternative zi­
viler Ersatzdienst sowie Bevölkerungsschutz. Schon heute 
werden diese Pfllchtdienstlelstungen durch ein vielfältiges 
und umsichtig aufeinander abgestimmtes Instrumentarium 
an mllltärischen wie zivilen Mitteln ergänzt, mit dem sich die 
Schweiz - durchaus auch zum eigenen Vorteil - um den 
Weltfrieden bemüht. 
Sie können diesen Katalog der verschiedenen Mittel unter 
anderem In der bundesrätllchen Botschaft zur Initiative 
nachlesen. Er erstreckt sich von der Entwicklungszusam­
menarbeit über die humanitäre HIife bis zu frledensslchern­
den Einsätzen der Armee. Dazu kommt neuerdings das 
Kompetenzzentrum fOr Friedenssicherung, das primär prä­
ventiven Charakter hat, belsplelswelse in Bezug auf Konfllkt­
strateglenentwlcklung. Dazu gehört auch der Schweizeri­
sche Expertenpool fOr zlvlle Friedensförderung, eine Perso­
nal-reserve, die nach dem Mllizprlnzlp rasch und gezielt Im 
Rahmen von OSZE- oder Uno-Mandaten fOr Internationale 
friedenserhaltende, friedensslchernde oder friedensunter­
stOtzende Aktionen eingesetzt werden kann. Das helsst, 
eine weitere Dienstpflicht - eine Pflicht müsste es schon al­
lein aufgrund der Rechtsgleichheit sein - drängt sich nicht 
auf. 
In diesem Punkt möchte Ich den Bundesrat besonders un­
terstOtzen, aber auch ergänzen: Die eigentliche Schwach­
stelle der Initiative besteht nicht Im Umstand, dass das, was 
sie letztlich fordert - die vermehrte friedensslchernde Teil­
nahme der Schweiz In Konfliktsituationen, respektive die 
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Beschäftigung •mit präventiven Konfliktstrategien -, bereits 
getan und auch laufend ausgebaut wird. Schwach an der Ini­
tiative Ist vor allem, dass das von Ihr vorgeschlagene Vorge­
hen nicht der richtige Weg wäre. Ein Beispiel nur - es wurde 
bereits erwähnt: 
Die Vorstellung der Initianten, dass anstelle von geschulten 
und spezialisierten Einsatzkräften mit entsprechender Erfah­
rung mehr oder weniger ad hoc zusammengestellte Truppen 
von Leuten, die «Wissen und Praktiken gewaltfreler Konflikt­
bearbeitung vermittelt» bekommen haben, In Krisenherde 
entsandt werden können, Ist ein bisschen naiv. Ganz zu 
schwelgen davon, dass damit auch Doppelspurlgkeiten ver­
bunden sind. Nicht umsonst betonen zivile wie auch militäri­
sche Personen, die bereits In diesem Bereich tätig waren, 
dass die Aus0bung solcher Engagements höchste Profes­
sionalität und auch eine gewisse Lebenserfahrung voraus­
setzt. Genau Ober diese Professionalität verf0gen beispiels­
weise der Expertenpool oder auch die von den NGO einge­
setzten Personen. 
Es Ist auch Interessant, dass die Initianten dann im Ernstfall 
effektiv mit etwa 1 oo Personen rechnen, die eingesetzt wor­
den, von etwa 1500, die diese Ausbildung beanspruchen 
warden. Das helsst, die Quote der Leute, die effektiv von der 
Professionalität her eingesetzt werden könnten sowie auch 
effektiv vom BedOrfnls her wollten und eingesetzt warden, 
entspricht just der Anzahl Personen, die Im Moment In etwa 
den Expertenpool ausmachen •. 
Doch neben der rechtlichen und praktischen Beurteilung 
verlangt die Initiative auch eine politische Durchleuchtung, 
und das haben sich die lnltlanten selber zu verdanken. Denn 
wenn die Absenderschaft der Initiative die GSoA Ist, die mit 
den Unterschriften f0r diese Initiative glelchzeltlg fOr eine Ini­
tiative zur Abschaffung der Armee Unterschriften gesammelt 
hat, Ist das wohl nicht ganz zufällig - und wenn, war es In je­
dem Fall nicht sehr geschickt. 
Ist der freiwillige zMle Friedensdienst eventuell als Ersatz f0r 
den MIiitärdienst gedacht? Oder sollen In Anlehnung an den 
1 0. Juni 2001 bewaffnete friedensunterstatzende Einsätze 
verunmöglicht werden? 
Wir sind in der Schweiz auf dem richtigen Weg, denke Ich. 
Jüngste Mellenstelne sind die Abstimmung vom 1 o. Juni 
2001, das Kompetenzzentrum, der Expertenpool, die PrO­
fung des Bundesgesetzes Ober die Internationale Friedens­
politik und das Postulat, das eingereicht wurde und Ober das 
noch abzustimmen ist. 
Wer, durchaus zu Recht - da gehe Ich mit den Initianten 
grundsätzlich einig-, eine grundsätzllche Ausbildung fQr alle 
Im präventiven Verhalten In Konfliktsituationen fordert, soll 
dies tun, aber nicht als Tell der Sicherheltspolitlk, sondern 
als Tell der Grundausbildung, Im schulischen Alltag bei­
spielsweise oder am Arbeitsplatz. Auch Konflikterfahrung 
und -bellegung beginnen Im Kleinen, wenn sie Im Grossen 
wachsen sollen. Das Ist weder eine Frage der Sicherheitspo­
litik noch eine Frage der Aussenpoiltik, sondern das Ist eine 
Frage der Geseilschaftspoiltlk. 
Ich empfehle Ihnen deshalb, die Volksinitiative zur Ableh­
nung zu empfehlen und das Postulat zu Oberweisen. 

Fässler Hlldegard (S, SG): Herr Keller hat vorhin gesagt: 
«Bner spricht, und keiner hört zu.» Man könnte das weiter­
führen: Eine Gruppierung schreibt, und nur wenige lesen 
das Geschriebene. Diese Initiative enthält eine Forderung, 
die mir sehr gut gefällt. Es ist das Angebot einer Grundaus­
bildung, welche das Wissen und die Praktiken zur gewalt­
frelen Konfliktbearbeitung vermittelt und f0r alle Menschen In 
unserem Land kostenlos zugänglich sein soll. 
In den Schulen unseres Landes sind In den letzten Jahren 
viele Änderungen und Reformen vorgenommen worden. 
Werte wurden neu diskutiert, Lehrpläne umgestaltet und 
neue Unterrichtsformen fanden Aufnahme Ins Lehrreper­
toire. Unbestritten sind heute die folgenden Bildungsziele: 
Förderung der Selbstkompetenz, der Sozialkompetenz und 
der Sachkompetenz. Es geht also längst nicht mehr nur 
darum, Wissen und Können zu erwerben, sondern auch um 
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einen guten, selbstbewussten und solidarischen Umgang 
mit sich selbst und mit anderen. 
Im Berufsleben werden dieselben Kompetenzen gefordert. 
Es werden Kurse angeboten und auch verordnet, die zur 
Teamfählgkelt, zum guten Umgang mit Konflikten und Ähnli­
chem mehr befähigen sollen. Ich denke da zum Beispiel an 
Kurse zum Thema «non-violent communicatlon», also zum 
Thema gewaltfrele Kommunikation. Es gibt Organisationen, 
welche auf die Vermittlung von Wissen und Können zur ge­
waltfreien Konfliktlösung spezialisiert sind. Die Schule kann 
das nicht oder nur beschränkt tun, da gebe Ich Herrn Keller 
Recht. Sie Ist schon mit vielen Aufgaben belastet. Ihr Ange­
bot w0rde auch nicht ausreichen, denn auch f0r den Um­
gang mit Konfllktlösungsstrateglen und -technlken Ist lebens­
langes Lernen gefragt. Ein breit gestreutes Grundausbil­
dungsangebot erscheint mir sinn- und wirkungsvoll, auch zur 
Vermeidung von GewaltausbrOchen In der Schweiz, bei­
spielsweise an Orten wie auf Schulplätzen, bei Demonstra­
tionen oder Sportgrossanlässen. 
Es Ist nicht einfach, Konflikte gewaltfrel zu lösen. Kaum je­
mandem fallen dazu wirkungsvolle Strategien einfach so In 
den Schoss. Es braucht dazu geführte Anleitungen. Wenn 
möglichst viele Menschen hierin Ihre Sozial- und Selbstkom­
petenz verbessern können, Ist das eine Investition mit gros­
ser Rendite. Nutzen wir mit der Unterstatzung der Initiative 
diese Chance. 
Im Vorfeld zur Abstimmung vom 10. Juni 2001 wurde diese 
Initiative in der lateinischen Schweiz fast Oberall und Immer 
wieder als eigentlicher Gegenvorschlag zur Mllltärgesetzvor­
lage erwähnt und gehandelt. Es scheint also so zu sein, 
dass In der lateinischen Schweiz mit dem Nein zur Milltärge­
setzvorlage bereits ein Ja zu dieser Initiative ausgesprochen · 
wurde. Ich möchte Sie deshalb daran erinnern, dass jetzt 
mindestens die Vertreterinnen und Vertreter der lateinischen 
Schweiz die Gelegenheit haben, zu dem zu stehen, was Im 
Vorfeld zum 1 o. Juni 2001 In Ihren Regionen versprochen 
wurde. 
Unterstatzen Sie die Initiative. 

Freund Jakob (V, AR): Ich möchte Ihnen nur zwei von meh­
reren Punkten nennen, die fOr die Ablehnung der vorliegen­
den Initiative sprechen. Der erste betrifft die Grundausbil­
dung f0r die gewaltfrele Konfliktbewältigung, und der zweite 
die Anforderung an Friedensdienst leistende Im Ausland. 
1. Nach Aussagen der Initianten in der Sicherheitspoliti­
schen Kommission besteht in unserer Gesellschaft Hand­
lungsbedarf Im Bereich der zivilen Friedensförderung. Es sei 
wichtig zu lernen, wie wir mit Konflikten umgehen sollen. 
Dies gelte vorerst Im gesellschaftllchen Nahbereich - In der 
Schule, In der Freizeit, im Vereinsleben, Im Arbeitsleben, In 
der Beziehung usw. Diese Grundausbildung soll breit ange­
legt sein und allen In der Schweiz lebenden Personen unent­
geltlich zugänglich gemacht werden. 
Das Grundziel, auch Im zivilen Bereich mit Konflikten gut 
umzugehen, finde Ich sehr erstrebenswert. Es Ist aber ein 
falscher Ansatz, wenn man erst Im Erwachsenenalter - und 
erst noch auf Kosten des Staates - den Umgang mit ande­
ren und die gewaltfrele Konfliktbearbeitung erlernen will. 
Man braucht kein Prophet zu sein, um vorauszusagen, dass 
dabei dem Staat unermessliche Kosten entstehen werden 
und die Juristen und Gerichte trotzdem nicht arbeitslos wer­
den. 
Die natOrllchste, wirkungsvollste und g0nstlgste Lösung f0r 
dieses Problem Hegt In den beiden leicht abgewandelten 
Sprichwörtern: «In der Familie muss beginnen, was leuchten 
soll Im Vaterland» und «Was Hänschen nicht lernt, lernt 
Hans - wenn Oberhaupt - nur noch mit grossem Aufwand.» 
Diese Lebensweisheiten brauchen keinen Eintrag In der 
Bundesverfassung. 
2. Zu den Anforderungen an Friedensdienst leistende Perso­
nen Im Ausland: Die Initiative sieht vor, dass vor allem jene 
Personen zivilen Friedensdienst leisten können, die der Ge­
sellschaft anders als durch MIiitärdienst dienen möchten. 
Das fOhrt bei Friedenseinsätzen Im Ausland unweigerlich zu 



Aß 
00.059 Conseil national 810 19jufn 2001 

Schwierigkeiten. Die Schweiz kann es sich nicht leisten, Per­
sonal Im Ausland einzusetzen, das nicht den hohen Anforde­
rungen entspricht, wie sie beim Einsatz Im Schweizerischen 
Katastrophenhilfekorps gefordert werden. 
Schon In seiner Antwort auf die Motion Mugny 00.3241, 
«Schaffung eines zivilen Katastrophenhilfekorps», weist der 
Bundesrat darauf hin, dass sich die Hilfeleistungen der hu­
manitären HIife des Bundes und des SKH nach den BedOrf­
ntssen Im Elnsatzland richten, gezielt und kurzfristig erfolgen 
und In hoher Professionalität wie In Respektierung der loka­
len Gegebenheiten und unter Miteinbezug der einheimi­
schen Bevölkarung durchgefOhrt werden mOssen. 
Entsprechend erfolgt die Bewerbung ror das Schweizerische 
Katastrophenhilfekorps zwar frelwllllg, die Aufnahme Ist je­
doch das Ergebnis eines strengen Selektlonsverfahrens, das 
nicht nur berufliche, sondern auch persönliche Qualifikatio­
nen umfasst. Es braucht Personen, die sich In eine klare 
Hierarchie elnfQgen können, Sozialkompetenz bewiesen ha­
ben, fachllch und sprachlich Oberdurchschnlttllch kompetent 
sind und Auslanderfahrung mitbringen. Antimilitarismus al­
lein genagt nicht, um fOr den Friedensdienst Im Ausland ein­
gesetzt werden zu können. 
Darum beantrage Ich Ihnen, die vorliegende Volkslnltlatlve 
zur Ablehnung zu empfehlen. 

Wlttenwller Milli (R, SG): Mit dem Einreichen der beiden 
Volkslnltlatlven «fOr eine glaubWOrdlge Slcherheltspolitlk und 
eine Schweiz ohne Armee» und «Solldarltät schafft Sicher­
heit: fOr einen frelwllllgen zivilen Friedensdienst» konnte sich 
die junge Garde der Gruppe tor eine Schweiz ohne Armee In 
Szene setzen. Die GrOnderväter der·Armeeabschafferlnnen 
und Armeeabschaffer warnten sie vergeblich vor einer 
Neuinszenierung der Armeeabschaffungs-lnltlative. Laut der 
«Nauen ZOrcher Zeitung» wurde Ihnen sogar vorgeworfen, 
sie betrieben mit Ihren Meinungen eine Mythologfslerung 
des eigenen Erfolgs von 1989. Nun: Wer nicht hören will, 
muss bekanntlich fOhlen. 
Ich bitte Sie, die Initiative ohne Gegenvorschlag abzulehnen. 
Entsprach die Forderung nach Abschaffung der Schweizer 
Armee schon Im Kalten Krieg nicht den weltpolitischen Rea­
litäten, so liegt sie heute völlig quer In der Landschaft; dar­
Ober kann auch die von der GSoA geschickt konstruierte 
Verquickung der Abschaffung der Armee mit der BIidung ei­
nes zivilen Friedensdienstes nicht hinwegtäuschen. Denn 
ohne ausreichende Militärpräsenz Ist es auch Im Fall huma­
nitärer Katastrophen oft gar nicht möglich, Oberhaupt zlvile 
Hilfe zu leisten. Bei unserem Besuch der Swlsscoy-Soldaten 
In Kosovo wurde mir klar: Die Kfor Ist der einzige Garant, 
dass wirtschaftlich etwas geschehen und aufgebaut werden 
kann, um das menschllche Elend vor Ort zu lindem. 
Aber auch auf dem innenpolitischen Feld Ist die Entwicklung 
anders verlaufen, als die Exponenten der GSoA dies wahr­
haben möchten. Seit der Ablehnung der ersten Armee­
abschaffungs-lnltlatlve steht die Armee bereits vor einem 
zweiten Reformprozess. Auch die Sicherheitspolitik der 
Schweiz Ist seit 1989 bereits zum zweiten Mal neu formuliert 
worden. Wenn auch das Leltblld der «Armee XXI» erst In der 
Vernehmlassung Ist, so wissen wir doch, dass In unserer Ar­
mee, der Schweizer Armee der Zukunft, ein tiefgreifender 
Umbau des Wehrwesens In Angriff genommen wird. Im 
21. Jahrhundert soll die Armee In der Lage sein, zur Sicher­
heit unseres Landes und zur Stabllltät des strategischen 
Umfeldes einen wesentlichen Beitrag zu leisten. Parallel zur 
Armeereform wird Im Rahmen des Projektes «Bevölke­
rungsschutz» die zivile Zusammenarbeit ~el Katastrophen 
und Notlagen bearbeitet. Das Projekt «UberprOfung des 
Systems der Inneren Sicherheit» verläuft ebenfalls parallel 
zur Armeereform und In Abstimmung mit Ihr, wird aber spä­
ter abgeschlossen. 
In Artikel 58 der Bundesverfassung steht unter anderem: 
«Die Schweiz hat eine Armee.» Es Ist bereits heute gewähr­
leistet, dass Personen, die den obligatorischen Militärdienst 
mit Ihrem Gewissen nicht vereinbaren können, Zlvlldlenst 
leisten können und somit die Möglichkeit haben, auf Gable-

ten tätig zu sein, die den Förderungsbereichen der ZFD­
lnitlatlve entsprechen. Dass dafür In Zukunft genügend Mit­
tel gesprochen werden, braucht den lnltlanten keine Sorge 
zu machen. Die beiden Mllltärvorlagen wurden am 10. Juni 
2001 ja dank ihrer tatkräftigen Unterstatzung und den fast 
unerschöpflichen flnanzlellen Mitteln der Gegner von ganz 
rechts so knapp angenommen. 
Während der ganzen undemokratischen Diffamierungskam­
pagne wurde das Hohelled der humanitären zivilen Frle­
denspolltik ja In den höchsten Tönen gejodelt. Verdiente 
Vorbilder und Vordenker unseres staates wurden zuhauf zi­
tiert, so z. B. auch Gottfried Keller. Dort ging es vor allem um 
das Gewehr, das unverrOckt zwischen Bett und Schrank ste­
hen bleiben mOsse. Gottfried Keller schrieb: «Keine Regie­
rung und keine Bataillone vermögen Recht und Freiheit zu 
schatzen, wo der BOrger nicht Imstande Ist, selber vor die 
Haustor zu treten und nachzusehen, was es gibt.» 
Ich meine, man müsste bei Gesetzesvorlagen wie bei Ge­
schichten eine Gesamtobersicht präsentieren und nicht nur 
einzelne passende Punkte herauspicken. Gottfried Keller hat 
In «Das Fähnlein der sieben Aufrechten» eben auch noch 
gesagt: «GIOcklicherwelse gibt es bei uns keine ungeheuer 
reichen Leute, der Wohlstand Ist zlemllch verteilt; lass aber 
einmal Kerle mit vlelen MIiiionen entstehen, die politische 
Herrschsucht besitzen, und du wirst sehen, was die fOr Un­
fug treiben!» 
Ich bitte Sie, die Initiative ohne Gegenvorschlag zur Ableh­
nung zu empfehlen und die Aussagen von Gottfried Keller zu 
Herzen zu nehmen. 

Janlak Claude (S, BL): Ich habe am 8. Juni 2001 In diesem 
Saal gegen die Initiative «für eine glaubwOrdlge Sicherheits­
politik und eine Schweiz ohne Armee» gestimmt. Ich gehöre 
zu denen, die sich Im Abstimmungskampf fQr die bewaffne­
ten Auslandelnsätze eingesetzt und sich am 10. Juni 2001 
Ober das positive Ergebnis gefreut haben. 
Es fällt mir nicht zuletzt deshalb leicht, mich für die Initiative 
für einen freiwllllgen zivilen Friedensdienst auszusprechen. 
Darin liegt k~ln Widerspruch. Diese Haltung entspricht nicht 
nur meiner Uberzeugung, sondern sie Ist konsequent, wenn 
man eine aktive Aussenpolltlk der Schweiz befürwortet, die 
frledenserhaltenden BemOhungen hohe Priorität beimisst. 
Ich erinnere mich all der Äusserungen Im Abstimmungs­
kampf, die ziviles Engagement für den Frieden gelobt und 
betont haben, wie wertvoll die Arbeit der vielen Nichtregie­
rungsorganisationen sei. Ich erinnere mich an die Äusserun­
gen, die betont haben, dass dieses Engagement dort, wo 
zwar kein Krieg herrscht, aber von erheblichen Spannungen 
auszugehen Ist. notfalls auch des bewaffneten Schutzes be­
darf. Davon war und bin Ich Oberzeugt. 
Unbestreitbar Ist, dass die internationale Gemeinschaft In 
Konflikte eingreifen kann und soll, bevor sie zu Krisen oder 
kriegerischen Auseinandersetzungen führen. 
In der FrOherkennung von Konflikten und In der Vorbeugung 
gegen bewaffnete Auseinandersetzungen liegt die Stärke ei­
nes zlvilen Friedensdienstes. Die Präsenz gut ausgebildeter 
neutraler Beobachterinnen und Beobachter erhöht den 
Spielraum tar lokale FrledensbemOhungen. Die Bedeutung, 
die dem zivilen Friedensdienst zukommt, kommt aber auch 
In Situationen zum Tragen, bei denen Konflikte ausgebro­
chen sind und Kriege stattgefunden haben. 
Ich habe keine umfassende Kenntnis darOber, wer wo was 
leistet. Ich stotze mich auf Erfahrungen, die mir bekannte 
engagierte Frledensbewegte bei Einsätzen im ehemaligen 
Jugoslawien gemacht haben. Ich meine damit das Engage­
ment der «FrledensbrOcke Basel» in Kroatien und Serbien. 
Dieses Engagement Ist ein Beweis far hartnäckige Arbeit Im 
Alltag, bei der man sich durch ROckschfäge nicht entmutigen 
lässt und Erfolge verzeichnen kann. Das mag oft nur Im Klei­
nen möglich sein; der richtige und der einzige Erfolg verspre-
chende Weg Ist es allemal. · 
Es Ist ja nicht so, dass die Schweiz bei der Friedensförde­
rung nichts tun würde. Das Im FrOhjahr gegründete Kompe­
tenzzentrum Friedensförderung Ist ein Beispiel fOr das, was 
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getan wird. Dass das EDA dabei aktiv geworden Ist, Ist er­
freulich. Unter Beteiligung seiner Politischen Abteilung, der 
Deza, der Schweizerischen Friedensstiftung und Vertreterin­
nen und Vertretern verschiedener HIifswerke mit Verbindun­
gen zu Friedensorganisationen ist das Kompetenzzentrum 
Friedensförderung entstanden, das bei der Friedensstiftung 
angesiedelt lsl 
Weitere NGO sind eingeladen mitzuwirken. 
Das EDA Investiert 2, 1 MIiiionen Franken rar die ersten bei­
den Jahre. Insgesamt stehen Ihm f0r friedensfördernde Akti­
vitäten jährlich rund 40 Mllllonen Franken zur Verfügung. 
Auch das VBS stellt Mittel zur Verfügung. Nach meinen In­
formationen sind das rund 60 MIiiionen Franken. Das klingt 
eindrOcklich, das sind aber bezogen auf die Gesamtheit der 
MIiitärausgaben beinahe schon Peanuts, angesichts des 
weltweiten Bedarfs an Frieden förderndem Engagement si­
cher aber niemals ausreichend. Da sind nicht gerlngfOglge 
Korrekturen gefragt, sondern es bedarf einer grundsätzli­
chen Neuausrichtung. 
Die Volksinitiative ist nicht das Oeuvre weltfremder Idealis­
ten, sondern sie wird von einer Anzahl von Organisationen 
getragen, die Ober einen Leistungsausweis In praktischer Ar­
beit verfügen. Ich zähle nur ein paar auf: Schweizerischer 
Friedensrat, Christlicher Friedensdienst, Schweizerische Ar­
beitsgemeinschaft der Jugendverbände, Schweizerisches 
Arbeiterhilfswerk, Terre des Hommes Schweiz und andere 
mehr. 
Sie alle wollen die bereits heute bestehenden Bemühungen 
nicht konkurrenzieren, sondern unterstützen und ergänzen. 
Es soll kein neues Instrument geschaffen, sondern die 
Handlungsfähigkeit bestehender Akteure verbessert wer­
den. Ich zitiere aus der Broschüre der Interessengemein­
schaft ziviler Friedensdienst: «Zlvlle Konfliktbearbeitung 
muss sich auf staatliche Akteure, internationale Organisatio­
nen, HIifswerke, Friedens- und Flüchtlingsgruppen abstützen 
können.» 
Dieser Aussage kann nur beigepflichtet werden. Wer eine 
vermehrte Präsenz der Schweiz bei der Bewältigung von 
Konflikten wünscht und bereit Ist, auf Worte Taten folgen zu 
lassen, kommt nicht darum herum, jetzt Farbe zu bekennen. 
Ohne wirksame Instrumente sind die gewaltfreie Beilegung 
drohender Feindseligkeiten bzw. die Friedenssicherung 
nach überwundenen Gewalttätigkeiten nicht möglich. Viele, 
die sich für die bewaffneten Auslandelnsätze als Teil eines 
solchen Engagements eingesetzt haben - dazu gehört bei­
spielsweise die von mir erwähnte «FrledensbrOcke Basel»-, 
befürworten deshalb diese Volksinitiative. 
Ich bitte Sie, dies ebenfalls zu tun. 

Hollensteln Pla (G, SG): Schon 1994 verlangte Ich mit ei­
nem parlamentarischen Vorstoss (Postulat 94.3413) ein Leit­
bild für eine schweizerische Friedenspolitik. Der Bundesrat 
erachtete diese Forderung mit der Veröffentlichung seines 
slcherheltspolltlschen Berichtes von 1990 und des Armee­
leitbildes aber als erfüllt. Zwar wird die Friedensförderung 
als wichtiger Pfeiler genannt, aber praktisch ist bis heute 
nebst dem Beschluss, einen Expertenpool fOr die zivile Frie­
densförderung zu schaffen, ausser einer militärischen Aus­
richtung der Friedenspolitik nicht viel geschehen. Die Ein­
richtung des genannten Expertenpools Ist zwar sinnvoll, wird 
aber den viel weiter gehenden Bedürfnissen im gesellschaft­
lichen Bereich niemals gerecht. 
Die heute zur Diskussion stehende Volksinitiative bietet Ge­
legenheit. · mit der Friedenspolitik im zivllgesellschaftllchen 
Bereich Ernst zu machen. Die Initiative «Solldarltät schafft 
Sicherheit: fOr einen freiwilligen zivilen Friedensdienst» geht 
davon aus, dass es Immer Konflikte geben wird. Sie will ei­
nen Beitrag dafür leisten, dass mit frelwllllgen zivilen Frie­
denseinsätzen Konflikte vermehrt gewaltfrel und mit zivilen 
Mitteln ausgetragen werden. 
Mit der Einführung eines freiwilligen zivilen Friedensdienstes 
haben wir eines von verschiedenen möglichen Modellen vor 
uns, wie sie auch In anderen europäischen Ländern zurzeit 
diskutiert werden. Seit Jahren machen Menschenrechts-
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gruppen und andere Nichtregierungsorganisationen an Ort 
die Erfahrung, dass rar das Gelingen von gewaitfreler Frie­
densarbeit die Prä.Senz und Solidarität von internationalen 
Freiwilligen sehr wichtig sind. 
Die Internationalen Friedensbrigaden haben mit Ihrer Prä• 
senz In Konfliktgebieten eine jahrelange Erfahrung. Ihre Prä­
senz vor Ort hat schon manchen Ausbruch eines Konfliktes 
oder von Gewalttaten verhindern können. Vermittlungs- und 
Verhandlungsanstrengungen zwischen verfeindeten Konflikt· 
partelen sind langwierige und schwierige Prozesse. Hier 
setzt die Idee des zivilen Friedensdienstes an. 
Es geht aber nicht darum, bestehende zivile Organisationen 
zu konkurrenzieren oder In Konkurrenz zu diplomatischen so 
genannten Guten Diensten zu treten. Darum geht es nicht. 
Die Idee des zivilen Friedensdienstes kann hingegen eine 
wichtige Rolle in der Vor- und Nachbereitung von Mediation 
und Friedensschlüssen In Konfliktgebieten erfüllen. In der 
Umsetzung von diplomatisch ausgehandelten Vereinbarun­
gen sind reglerungsunabhänglge, unparteiische zlvllgesell­
schaftliche Organisationen gefordert. Dazu kann der zivile 
Friedensdienst einen sinnvollen Beitrag leisten. 
Mit der Schaffung eines Pools von Frelwilllgen können die 
zlvllgesellschaftllchen Ressourcen besser als bisher genutzt 
werden. Es geht darum, Solidaritätsbewegungen und Frie­
densgruppen optimal zu unterstatzen. Die Schaffung eines 
Pools Freiwilliger für die Friedensarbeit WOrde es ermögli­
chen, gut ausgebildete Leute auf Abruf zu haben und wo nö­
tig ohne grosse Bürokratie Einsätze zu ermöglichen, die klar 
eine gewaltfreie Konfliktlösung anstreben. selbstverständ­
lich würde mit bestehenden Organisationen zusammenge• 
arbeitet. Dabei kommen alle Trägerorganisationen aus der 
Zivi!gesellsch~ft mit einem Angebot an Dienstleistungen Im 
Bereich der zivilen Konfliktbearbeitung Infrage, wie etwa die 
HIifswerke, das Forum fOr Friedenserziehung, die Internatio­
nalen Friedensbrigaden oder auch Universitätsprogramme. 
Wichtig Ist zu erwähnen, dass der lnltlatMext frledens- und 
entwicklungspolitische Ansätze zulässt. Denn der lnltlatlvlext 
beschränkt sich nicht auf frledenspolltlsche Aktivitäten Im 
engeren Sinn. Deshalb haben auch die Hilfswerke Interesse 
an. der Schaffung dieses zivilen Friedensdienstes. Mit die­
sem neuen freiwilligen Friedensdienst kommen wir einem 
echten Bedürfnis nach. Nicht nur, weil viele Jugendllche In­
teresse an einem Friedenseinsatz haben; sondern vor allem, 
weit der Entwicklungsausschuss der OECD In seinen Richt• 
llnlen Ober Konflikt, Frieden und Entwlcklungszusammen­
arbelt schon 1997 auf die Drlngllchkelt des Ausbaus der 
Friedensarbeit auf polltlsch-gesellschaftllcher und sozlokul­
tureller Ebene hingewiesen hat. Ebenso darauf hingewiesen 
hat der Uno-Generalsekretär In seinem «Report on the 
causes of confllct and the promotlon of durable peace and 
sustalnable development In Afrlca». 
Den zivilen Konfllktlösungsmögllchkelten muss In Zukunft 
vlel mehr Bedeutung zugemessen werden. Frelwilllge zivile 
Einsätze sind zigfach bllllger als militärische Lösungsmög­
lichkeiten mit all Ihren Folgen. Das helsst, mit demselben 
Geld kann viel mehr fOr den Frieden getan werden. Der Text 
der Initiative beschränkt sich nicht auf Auslandelnsätze - wie 
Sie argumentiert haben, Herr Freund. Die Verankerung des 
zivilen Friedensdienstes In der Bundesverfassung ermög­
licht verschiedene Varianten zivllgesellschaftllcher Einsät­
ze - auch Im Inland. Von daher gibt es eigentlich keinen 
Grund fOr die SVP, diese Initiative abzulehnen. 
Ich komme zum Schluss. An der Lösung gewaltfreler Kon­
flikte hat zweifellos auch der Staat ein Interesse. Wenn dem 
so Ist, muss er auch ein Interesse haben, Instrumente zu 
schaffen, mit denen das zivilgesellschaftllche Potenzial von 
Solldarltätsbewegungen und Friedensgruppen optimal ge­
nutzt werden kann. Der zivile Friedensdienst Ist ein wichti­
ges Instrument, das erst noch nicht teuer Ist. 
Ich bitte Sie deshalb, die Initiative zur Annahme zu empfeh­
len und den Antrag der Kommissionsmehrheit abzulehnen. 

Eberhard Tonl (C, SZ): Selbstverständlich teile Ich die Ziele 
der Initianten: Konflikte sind friedilch zu lösen. Ich unter-
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stütze es, dass sich unser Land In der Friedensförderung 
und bei der friedlichen Konfliktbewältigung einsetzt. Diese 
Hiifslelstungen sollten aber durch eine gezielte und qualitativ 
hoch stehende AktMtät erreicht werden und nicht durch ei­
nen breiten Aktivismus. 
Ich lehne diese Volkslnltlative auch deshalb ab, weil sie zu 
Doppelspurlgkelten führt und Ihre Kosten nicht abgeschätzt 
werden können. 
Zuerst zu den Doppelspurlgkelten: Die Förderung von Frie­
den und Sicherheit Ist ein sehr wichtiges Ziel der schweizeri­
schen Aussen- und Slcherheltspolltlk. Taugliche Grundlagen 
und die flnanzlellen Mittel wurden In den vergangenen Jah­
ren vom Parlament geschaffen und auch vom Volk gutge­
helssen. 
Der Ausblldung und der Einsatzvorbereitung werden bereits 
heute eine besondere Beachtung geschenkt. Mit der Schaf­
fung eines Expertenpools fOr ausgebildete Spezialisten 
wurde hier bereits die Voraussetzung dafür geschaffen, dass 
bei Bedarf qualfflziertes Personal rasch und gezielt auch f0r 
Internationale Aktionen eingesetzt werden kann. 
Die Volkslnltlative verlangt aber nun, dass jede In der 
Schweiz wohnhafte Person kostenlos eine Grundausbildung 
Im Friedensdienst verlangen kann. Diese soll In Zusammen­
arbeit mit staatlichen Institutionen, Nichtregierungsorganisa­
tionen (NGO) und Privaten das Wissen und die Praxis der 
gewaltfrelen Konfliktbearbeitung vermitteln. Diese sehr of­
fene Formulierung führt zu Doppelspurlgkeiten In der Ausbil­
dung, weil sich jedermann In diesem Feld betätigen kann. 
Sie f0hrt zu einem quantitativen Ausbau der Friedensförde­
rung; darunter WOrde aber zweifellos die Qualität leiden. 
Doppelspurlgkelten worden auch bei den Einsätzen entste­
hen, wenn die Initiative angenommen w0rde. 
Die Initiative verlangt, dass der Friedensdienst auf Anfrage 
von NGO, staatlichen Institutionen und Internationalen Or­
ganisationen unbewaffnete Friedenseinsätze organisiert. Es 
wird nicht gesagt, ob diese Einsätze mit der aktuellen Aus­
sen- und Sicherheltspolitlk Obereinstimmen m0ssen. Es wird 
auch nicht gesagt, wer diese Einsätze koordiniert, wenn 
mehrere Organisationen tätig sind. Das f0hrt nabst den Dop­
pelspurtgkelten zu unkoordinierten Friedenseinsätzen und 
WOrde sich negativ auf die bewährte Internationale Zusam­
menarbeit der Schweiz auswirken. 
All diese Aktivitäten müssten mit öffentlichen Mitteln finan­
ziert werden; so verlangt es die Volkslnltlative. Diese erlaubt 
es also nicht, die Kostenfolgen abzuschätzen oder Im Griff 
zu behalten. Die sehr breit angelegte kostenlose Grundaus­
bildung fOr Jedermann sowie die unkoordinierten Einsätze 
hätten somit meines Erachtens Kosten In unbekannter Höhe 
zur Folge. 
Aus diesen Gründen empfehle Ich, die Volksinitiative zur Ab­
lehnung zu empfehlen. 

MOller-Hemml Vrenl (S, ZH): Am 12. Juli findet in Zürich auf 
dem B0rkllplatz ein Beneflzkonzert zugunsten eines Frie­
densprojektes In der Gemeinde Vushtrrl in Kosovo statt. Ver­
anstalter sind Junge, politisch aktive Leute, die sich In einem 
Verein organisiert haben, die sich tor die Anliegen von Min­
derheiten, für eine solldarlsche Asyl- und Flachtlingspolltlk 
einsetzen. Dazu gehört auch das Friedensjugendprojekt In 
Vushtrrl unter dem Kürzel «Kids». Vushtrrl liegt zwischen der 
Hauptstadt Prlshtlna und der geteilten Stadt Mltrovlca. Die 
Kleinstadt zählt gemäss Internationalen Untersuchungen zu 
den Orten mit den schlimmsten Kriegsschäden. Zerstört 
wurden nicht nur Häuser, sondern vor allem gesellschaftli­
che zusammenhänge, Famlllen, Menschen. 
Seit Mitte April dieses Jahres läuft In Vushtrrl das Frelwllll­
genprojekt von Service Civil International und der GSoA. 
Ziel Ist, der kriegsversehrten Bevölkerung In Vushtrrl zu hel­
fen, einen Weg aus der Traumatisierung In die gesellschaftli­
che Normalität zu finden. Im Rahmen der Projektarbeit wird 
ein Begegnungsort für Kinder und Jugendliche geschaffen, 
um so auch allein erziehende M0tter zu entlasten. Bis heute 
gibt es In Vushtrrl nichts dergleichen. Dieses Projekt gibt 
Schweizerinnen und Schweizern die Möglichkeit, mit Ihrem 

freiwilligen und zlvllen Engagement einen konkreten Beitrag 
zu gesellschaftlichem Wiederaufbau und Frieden zu leisten. 
Aktuell haben sich drei Frelwllllge f0r vier Monate verpflich­
tet; das nächste Team steht bereit. 
Service Civll International Ist als internationale Friedensor­
ganisation f0r die Realisierung verantwortlich, die GSoA be­
teiligt sich, verschiedene Hilfswerke und Organisationen der 
Interessengemeinschaft ZMler Friedensdienst unterstützen 
das Projekt finanziell. Auch die Schweizerische Arbeitsge­
meinschaft der Jugendverbände Ist mit einem Projektbeitrag 
dabei. 
Ich kenne aus meinem Balkan~Engagement Inzwischen 
viele Junge und ältere Schweizerinnen und Schweizer, die 
freiwillig einen professionellen zivilen Einsatz Im Rahmen ei­
nes Friedenswiederaufbau-Projektes leisten oder leisteten. 
«Kids», das Projekt In Vushtrrl, Ist ein Beispiel dafür. Dass 
nächstens via Beneflzkonzert an bester Lage In ZQrich dafür 
sensibilisiert und Geld gesammelt wird, beweist In unserem 
Land Ist dafür speziell ein Potenzial bei jüngeren Leuten vor­
handen. 
Deswegen frage Ich: Was kann der Schweiz, die sich unter 
dem Titel «Aktiv sein und Flagge zeigen» fOr eine profilierte 
Friedenspolitik stark macht, Besseres passieren, als Junge 
Menschen parat zu haben, die diesen Slogan konkret In die 
Tat umsetzen wollen? Was gibt es Besseres für die Schweiz, 
als dieses Potenzial durch Förderung und Aufbau eines zivi­
len Friedensdienstes gezielter zu nutzen und zu erweitern? 
Was gibt es fOr einen besseren Initiativen Schritt für die hu­
manitäre Schweiz, als sich mit einem Institutionalisierten zi­
vilen Friedensdienst In das entstehende europäische Netz­
werk einzuklinken? 
Sowohl auf Länderebene wie In der EU-Kommission und Im 
Europarat wird das Projekt ziviler Friedensdienst heute als 
ein konkretes Instrument von Konfliktprävention und zivilen 
Massnahmen ernsthaft angegangen, so zum Beispiel In 
Deutschland, wo dieser zivile Friedensdienst heute Tell des 
Regierungsprogramms Ist, wo Landeskirchen und HIifs­
werke zur Ausgestaltung und Umsetzung wesentlich beige­
tragen haben und wo In den letzten beiden Jahren gegen 
300 Friedensfachkräfte fOr Internationale Einsätze ausgebil­
det worden sind. 
Herr Bundesrat Schmid: Schweizerische Friedensarbeit, 
schweizerisches Aktivsein und Flagge-Zeigen stützen sich 
auf verschiedene Säulen. Gerade ,deshalb, weil Ich am 
1 o. Juni überzeugt Ja zur Beteiligung bewaffneter Schweizer 
Truppen an frledensunterstotzenden Einsätzen gesagt habe, 
und gerade auch, weil Ich mich stark fOr ein Ja zum Uno-Bei­
tritt engagieren werde, will Ich, dass die eigenen zivilen, 
schweizerischen Friedensinstrumente durch einen staatlich 
geförderten zivilen Friedensdienst ergänzt werden. 
Deshalb sage Ich Jetzt auch überzeugt Ja zur Initiative «Soli­
darität schafft Sicherheit f0r einen frelwllligen zivilen Frie­
densdienst». 

Gross Andreas (S, ZH): Ich habe allen -- vor allem auch den 
b0rgerllchen -- Kolleginnen und Kollegen genau zugehört 
und vorher schon die Debatte Im Ständerat genau verfolgt. 
Ich muss sagen: Ich komme zum Schluss, dass wir nach 
meinem Eindruck eine enorme Chance verpassen. Ich be­
daure, dass wir Immer noch In einer Zelt leben, wo der Inhalt 
eines politischen Vorstosses bereits erledigt Ist, wenn er den 
falschen Absender oder einen Absender hat, der vielen nicht 
passt 
Sie sind sich offenbar nicht bewusst, dass diese Volkslnltia­
tlve auch mit einer völlig anderen Position zur Armee kompa­
tibel Ist Diese Initiative allein führt nicht zur Abschaffung 
oder auch nur zur lnfragestellung der Armee. Selbstver­
ständlich sind Jene, die sie lanciert haben, der Meinung, es 
brauche keine oder zumindest weniger Armee. Aber selbst 
wenn man diese Prämisse nicht teilt, kann man dieser Initia­
tive zustimmen, bzw. man hätte sie mit einem Gegenvor­
schlag präziser In das allgemeine sicherheitspolitische 
Konzept einpassen können. Die Grundidee hätte man auf­
nehmen können. Denn wir verpassen hier eine enorme 
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Chance, wenn wir nicht sehen, dass diese Initiative ein Sym­
bol fOr die Tatsache Ist, dass es In unserem Land Zehntau­
sende von Jungen Leuten gibt, die bereit wären, sich auf 
frelwllliger Basis Im Ausland fOr die Interessen auch schwei­
zerischer Friedens- und Sicherheitspolitik zu engagieren, 
einfach In einem nlchtmllltärischen Zusammenhang und 
konzentriert auf Prävention und Nachbearbeitung in Konflikt· 
fällen. 
Sie wissen ganz genau, dass uns das Immer wieder pas­
siert: Wir werfen Jugendlichen z. B. oft vor, sie warden sich 
zu wenig um die Gesellschaft kOmmem. Hier haben Sie aber 
einen Ausdruck dessen, dass sie sich darum kQmmem wol­
len. Wieso nehmen Sie diesen Ball nicht auf und versuchen, 
Ihn so Ins Tor zu schlessen, wie es Ihnen vlellelcht eher 
passt, also mit einem Gegenvorschlag? 
Ich möchte die Vertreter der Kommission und den Bundesrat 
ganz konkret fragen: Weshalb hat man sich nicht darum be­
mOht, einen Gegenvorschlag auszuarbeiten? ich habe den 
Eindruck, viele von ihnen sehen sich so sehr Im Nebel des 
SchlachtgetQmmels - um es In dieser Sprache auszudrO­
cken -, dass sie das Wesentliche nicht mehr sehen, den 
Puck nicht mehr checken. 
Wir leben In einem Land, In einer Situation, die voller Miss­
trauen ist. Viele befinden sich Im Getammel und drohen mel• 
nes Erachtens In diesem Staub und diesem GetOmmel zu 
ersticken. Sollten wir als Parlamentarier nicht die Kraft, die 
Gelassenheit und vielleicht auch die Klugheit haben, die 
Nase etwas von der Scheibe zu nehmen und zu versuchen, 
das Ganze zu sehen, das Wesentliche auch In einem 
schwierigen Zusammenhang herauszuschälen und etwas 
daraus zu machen, was vlellelcht eher passt? Es ginge 
darum, die Grundidee, das sehr gute Grundanliegen, aufzu­
nehmen und sd «umzutopfen», dass es Ihnen vielleicht bes­
ser gefällt. 
Herr Eggly, wenn Ich Ihnen vorwerfen WOrde, Sie seien ein 
Liberaler, wäre das unglaublich. Wir mQssen uns doch nicht 
unsere tiefsten Überzeugungen vorwerfen, sondern unsere 
Kunst Ist es, ein Anlleaen ernst zu nehmen - auch wenn wir 
mit diesen tiefsten Uberzeugungen nicht einverstanden 
sind - und so umzugestalten, dass es mit verschiedenen 
Voraussetzungen vlellelcht eher kompatibel Ist als eine lnl• 
tlatlve, wie sie hier belsplelsweise formuliert Ist. 
Die Länge des lnltlatMextes und der. Detaillierungsgrad sind 
Ja gerade Ausdruck des Misstrauens, das auch viele BQrger 
gegenOber unserem Parlament haben. Diese Volksinitiative 
z. B. Ist praktisch eine Gesetzesinitiative. Sie Ist deshalb 
auch viel zu lang und viel zu detailliert, vergisst aber gleich­
zeitig Details. Sie ruft sozusagen nach einem Gegenvor­
schlag, der dieses Grundanllegen besser formuliert. Wes­
halb·haben Sie das nicht gemacht? Wir sollten doch um sol­
che Steilpässe froh sein und den Initianten nicht vorwerfen: 
«On sent l'obsesslon ... Vous Ates obsede par le liMralisme. 
Je ne partage parfols pas las consequences, mals 98 n'evite 
pas qu'on se retrouve dans une solutlon commune. Ich be­
daure sehr, dass auch Sie, Herr Eggly, In einen solchen Dis­
kurs verfallen, der eigentlich die Diskussion eher behindert, 
statt sie zu fördern. 

Eggly Jacques-Simon {L, GE): Monsieur Gross, vous avez 
bien ecoute les ralsons pour lesquelles j'etals contre cette 
Initiative, mais vous avez remarque aussl qu'en commisslon, 
les IIMraux ont falt passer un postulat Ce postulat demande 
au Conseil federal de volr ce qul peut Atre falt, mals avec 
une mattrise polltlque que l'lnltlatlve ne donne pas. 
Ma questlon est la sulvante: un contre-proJet ä cette Initia­
tive, comme 98, trlls vlte, c'etalt difficlle. Mals sl le Conseil 
federal s'engage ä expllquer oCJ on en est et montrer oCJ on 
peut aller, en collaboratlon avec las jeunes, avec las organl­
satlons etc. - quelque chose qui soit mleux que l'lnltlatlve -, 
est-ce qua vous Ates prät a soutenlr la demarche du Conseil 
federal et ä conslderer qu'on peut arrlver alnsl a un contre­
projet lndlrect peut-ätre, a une polltlque qul sera un contre­
proJet lndlrect? 
Vous dltes qu'on est en traln de gächer une chance. Mals 
est-ce que vous ätes d'accord que la chance, alle est tou-
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Jours la, devant nous, sulvant la manlllre dont le Conseil fe­
deral repond au postulat? 

Gross Andreas (S, ZH): Schauen Sie, Herr Eggly: Ich war 
erstens nicht Mitglied der Kommission. Ich habe also nicht 
gesehen, was Sie dort gemacht haben. Zweitens habe Ich 
das Postulat gesehen, und Ich unterstQtze es selbstver­
ständlich. Sie wissen aber Folgendes ganz genau, Herr 
Eggly: Wenn die Liberale Partei einmal die Stärke hätte, eine 
Volksinitiative einzureichen, und wenn der Nationalrat auf 
Ihre Volkslnltlatlve nur mit einem Postulat reagieren wQrde, 
dann wären Sie weiss Gott enttäuscht und nicht zufrieden! 
Sie wissen ganz genau, dass das Postulat ein viel zu schwa­
ches Instrument Ist, um als «Indirekter Gegenvorschlag» zu 
einer Volkslnitlatlve zu taugen. 
Ich sehe die guten Selten dessen, was Im VBS geleistet 
wird, ganz genau; mir mQssen Sie nichts vorwerfen. Ich 
welss auch, dass offenbar ein Gesetz fOr die zivile Konflikt­
und Gewaltprävention In Vorbereitung Ist. Genau dieses Pa­
ket aber hätte man In einen direkten Gegenvorschlag ein• 
bauen können. Das Ist eine verpasste Chance. Hier stossen 
Sie Zehntausende vor den Kopf, die gar nicht die Armee ab· 
schaffen möchten, die aber die zivile Friedenspolitik der 
Schweiz voranbringen können. Diesen Ball hätten Sie In der 
Kommission besser aufnehmen sollen. 

Leu Josef (C, LU): Persönlich kann Ich dem Anliegen der 
Volksinitiative «Solidarität schafft Sicherheit: tor einen freiwil­
ligen zivilen Friedensdienst» wenig Verständnis entgegen­
bringen. Die Initiative erweckt den Eindruck, Ihren Anliegen 
sei bis Jetzt .nicht oder kaum Rechnung getragen worden. 
Man ist geneigt zu sagen, die Initianten warden sich einmal 
mehr Im Bestreben versteigen, das Rad neu zu erfinden, 
aber dann nach Ihren Ideologischen Vorstellungen. 
Wenn Sie, Frau Fahr oder auch Herr Janlak, von breiter Un­
terstatzung und somit von einem grossen Bedürfnis spre­
chen, muss ich Sie aber fragen, was Sie dafOr tun, damit die 
von Ihnen erwähnten Institutionen umfassend wissen kön­
nen, was effektiv heute aufgrund unserer vorhandenen In­
strumentarien im frledenspolltischen Bereich schon geleistet 
wird. 
Ich muss auch die Behauptung zurQckwelsen, die Frau Fahr 
geäussert hat: «Wir dOrfen In der Friedenspolitik das Feld 
nicht einfach der Diplomatie Oberlassen.» Ich möchte Sie 
fragen: Ist denn unser Engagement Im Rahmen der OSZE, 
In der praktischen Arbeit des Katastrophenhilfekorps, Im 
Rahmen der Deza und von vielen Nichtregierungsorganisa­
tionen oder von verschiedenen Uno-Missionen Im Dienste 
der Solidarität und des Friedens so zu relativieren? 
Frau Fahr, Frau Fässler und Herr Janlak, Sie monierten, 
dass sich eigentlich Gegner und BefOrworter der Jüngsten 
Abstimmung zur MHltärvorlage darüber einig waren, dass 
der zivile Friedensdienst gefördert werden müsse. Dem 
kann Ich durchaus zustimmen. Meine Ansicht unterscheidet 
sich aber dahingehend, dass ich der Meinung bin, dass wir 
bereits Ober die nötigen Instrumente vertagen. Es liegt an 
uns, diese sinnvoll und adäquat lm Interesse unserer Sicher­
heit und auch der Sicherheit Europas auszugestalten. 
Mit Blick auf den 1996 eingeführten Zivildienst gibt es keinen 
Bedarf, eine teure Konkurrenzorganisation aufzuziehen. Ich 
möchte auch nicht, dass die Anrechnung der Friedens­
diensteinsätze an die Zivildienstpflicht dazu führen WOrde, 
dass der straffe Vollzug des Zivildienstes und die strengen 
Anforderungen durch die Mitwirkung Im zivilen Friedens­
dienst unterlaufen werden könnten. Das Szenario Ist durch­
aus realistisch, dass das, was der Zivildienst heute Im Inland 
leistet, ausgehöhlt wQrde, Indem diejenigen, die für soziale 
und andere Institutionen Dienst leisten, plötzlich Freude 
daran hätten, vermehrt Ins Ausland zu gehen. 
Das Zlvlldlenstgesetz lässt Ja, besonders Im Entwurf zur 
Revision, In besonderen Fällen nach wie vor auch Ausland­
elnsätze zu, aber das massen Leute mit einer gewissen 
Grundausbildung und mit entsprechender Berufserfahrung 
sein. Gemäss revidiertem Zivildienstgesetz gibt es auch die 
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Möglichkeit, Zivildienst . leistende vor solchen Einsätzen 
auszubilden. Aber das Ist keine obligatorische Ausbildung In 
der Breite. 
Wichtig erscheint mir auch, dass solche Einsätze mit dem 
EDA sauber abgesprochen und koordiniert sind, damit sie 
auch unseren aussenpolltischen Zielsetzungen entspre­
chen. Es hat sich aufgrund der Erfahrungen klar erwiesen, 
dass die Qualität eines zivilen Friedensdienstes wesentlich 
von der Qualität der Dlenstlelstenden abhängt. 
An die Adresse von Herrn Gross Andreas möchte Ich sagen, 
dass die Idee, Friedensdienst leistende In grosser Zahl Ins 
Ausland zu schicken, Irgendwann mit dem Grundsatz der 
Nachhaltlgkelt In Konflikt käme. Wenn wir nämlich das Prin­
zip der Hilfe zur Selbsthilfe ernst nehmen, mOssen auch 
ausländische Expertinnen und Experten versuchen, die Auf­
gaben In die Hände der Dlrektbetroffenen zu legen und sich 
selbst möglichst bald OberflOsslg zu machen. 
In diesem Sinne und aufgrund der gemachten Ausführungen 
bin Ich gegen diese Initiative, unterstOtze aber das Postulat. 

Aeppll Wartmann Regine (S, ZH): Das Schweizerische Ar­
beiterhilfswerk, dessen Präsidentin Ich bin, gehört zum brei­
ten, nicht Ideologisch ausgerichteten BOndnls derjenigen 
Organisationen, die diese Initiative unterstOtzen. Ich sehe 
mich deshalb veranlasst, auch noch für diese Initiative zu 
plädieren, obwohl das viele Vorrednerinnen und Vorredner 
bereits getan haben. 
In den vergangenen Wochen habe Ich für ein doppeltes Ja 
zu den Militärvorlagen gekämpft, Im Wesentlichen mit der 
BegrOndung, humanitäre Hilfe und bewaffneter Schutz der 
Zivilbevölkerung seien Aufgaben, die Immer mehr Hand In 
Hand gehen und parallel erfOllt werden mOssten. Ich bin ja 
auch nicht die Erste, die auf diesen Zusammenhang hin­
weist, aber Immerhin die Letzte auf der Liste der Rednerin­
nen und Redner. 
Die Initiative strebt ein umfassendes Programm zur Errei­
chung dieses Zieles an. Man kann vielleicht einwenden, das 
Programm sei zu breit und die Instrumente seien zu wenig 
präzis, aber das Ist beileibe kein Grund, gegen die Initiative 
zu sein. Letztlich geht es doch darum, der Friedenspolitik ei­
nen neuen, umfassenden Stellenwert einzuräumen - dazu 
gehören alle Aspekte, von der humanitären Hilfe bis zur 
Entwicklungspolitik, von der Gewaltprävention bis zur Ver­
söhnungsarbelt - und diesen zu einem Schwerpunkt der 
schweizerischen Aussenpolitlk zu erheben. 
In Deutschland zum Beispiel Ist der zivile Friedensdienst Be­
standteil der Reglerungspolltik und untersteht direkt dem Mi­
nisterium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick­
lung. Damit wird unterstrichen, dass es um ein aussenpolitl­
sches, ja sogar um ein aussenwlrtschaftspolitlsches und 
nicht nur um ein sicherheitspolitisches Anliegen geht. 
Ich sage nicht, dass es In unserem Land an Akteuren - so­
wohl staatlichen wie nlchtstaatllchen - fehlt, die sich für die 
Ziele einsetzen, wie sie die Initiative erreichen will. Deren Ar­
beit zu bOndeln, zu koordinieren und auszubauen Ist eines 
der Ziele der Initiative. Es geht also nicht um den Aufbau ei­
ner Konkurrenzorganisation, wie das mein Vorredner be­
fürchtet hat. 
Auf der anderen Seite verlangt die Initiative konsequenter­
weise die Ausbildung von Leuten, die zivile Friedensarbeit 
leisten. Dies Ist bekanntlich kein Sonntagsspaziergang, son­
dern setzt sehr viel Wissen und Fachkenntnis voraus, sei 
das In organisatorischen Belangen, sei das Im Umgang mit 
Konfliktparteien oder Im Agieren zwischen staatlichen und 
nichtstaatllchen Stellen. Der Präsident des IKRK könnte 
dazu ein Lied mit mehreren Strophen singen. 
Nehmen wir uns doch selber bei den Worten, die wir In den 
letzten Wochen mit grossem Elfer verbreitet haben, und un­
terstatzen wir diese Initiative. Sie Ist zumindest der Anfang 
zur Einlösung unseres Versprechens! 
Ich bitte Sie, den Minderheitsantrag Garbanl zu unterstatzen. 

Schmid Samuel, Bundesrat: Der Bundesrat beantragt, die 
Initiative für einen zivilen Friedensdienst zur Ablehnung zu 

empfehlen, und zwar unabhängig und unbeeinflusst von der 
hier oft beschriebenen Herkunftsfrage. 
Gemäss den Initianten Ist die Initiative für einen freiwilligen 
zivilen Friedensdienst zwischen der humanitären Hilfe und 
der Diplomatie anzusiedeln. Die Initianten wollen ein zusätz­
liches Instrument der Friedensförderung auf der Ebene der 
zivilen Akteure, wie das einer der Initianten In einer Kommis­
sionssitzung erläutert hat. 
Selbstverständlich teilt der Bundesrat das Ziel der Initianten, 
Konflikte friedlich zu lösen; ein weiter Tell unserer Politik und 
Aussenpolitik Ist auf diese Zielsetzung ausgerichtet. Aber 
der Rahmen, wie Ihn die Initianten hier vorschlagen, Ist nach 
unserem Dafürhalten nicht tauglich. Es geht Immerhin um 
Verfassungstext; auch hier muss eine gewisse HOrde ge­
setzt werden für Forderungen oder Postulate oder Deklara­
tionen, die In der Verfassung Eingang finden sollen. 
Alle In der Schweiz wohnhaften Personen sollen belsplels­
welse gemäss der Initiative Anspruch auf eine kostenlose 
Grundausbildung für diesen Friedensdienst haben; auf eine 
Grundausbildung, die Im Übrigen Qberaus offen umschrie­
ben Ist. Sie soll Wissen und Praktiken gewaltfreler Konflikt­
bearbeitung vermitteln. An sich Ist In dieser Zielsetzung die 
Initiative auch nicht kohärent. Teilweise sind es reine Visio­
nen, teilweise Deklarationen und teilweise dann organisato­
rische Anweisungen, die dem Staat für die Realisierung 
dieser Zielsetzung neu zur Vertagung gestellt werden soll­
ten. So wird beispielsweise In Artikel 57a Absatz 1 das In­
strument einer aktiven Friedenspolitik stipuliert. Aber dann 
wird sehr allgemein gesagt, welche Aufgaben man diesem 
Instrument zuweist. Wenn Sie das suchen, dann sehen Sie, 
dass In Absatz 2·sehr allgemein gesagt wird, dass man Im 
In- und Ausland dazu beitragen wolle, Gewaltverhältnisse 
abzubauen sowie deren Neuentstehung zu verhindern. 
Sie sehen auch, dass man Im Weiteren dort, wo man auf 
das Organisatorische zu sprechen kommt, In Absatz 6, die 
Definition nicht etwa einengt. Es helsst dort, dass der zivile 
Friedensdienst auf Anfrage von Nichtregierungsorganisatio­
nen, staatlichen Institutionen und Internationalen Organisa­
tionen unbewaffnete Friedenseinsätze organisiere. 
Wir schaffen hier eine Verfassungsgrundlage. Mit dieser Ver­
fassungsgrundlage soll der Gesetzgeber einen Rahmen und 
eine Basis erhalten, auf der er sich dann für diese Zielset­
zung verpflichten kann. 
Das wäre alles möglicherweise noch diskutabel, wenn wir 
nicht viel tauglichere Alternativen hätten. Das Ist den Initian­
ten nicht vorzuwerfen, denn seit der Einreichung der Volksin­
itiative Im September 1999 sind deren Anliegen durch die 
Tätigkeit des Bundes weitgehend Qberholt, und zwar aus fol­
genden GrOnden: 
1. Am 4. Dezember 2000 hat der Bundesrat das Konzept für 
einen schweizerischen Expertenpool für zivile Friedensför­
derung sowie die gleichzeitig beantragte Anpassung der 
Verordnung Ober den Einsatz von Personal bei friedenser­
haltenden Aktionen und Guten Diensten verabschiedet Bel 
diesem Expertenpool handelt es sich um eine Personalre­
serve aus qualifizierten, auf einen Einsatz vorbereiteten zivi­
len Expertinnen und Experten, die nach dem Mlllzprlnzlp 
rasch und gezielt - dann wenn nötig, für die Zelt und für die 
Aufträge, für die sie benötigt werden - auch zum Einsatz 
kommen können. 
Dieser Pool umfasst unter anderem Fachleute aus den Be­
reichen Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und Menschen­
rechte, Presse und Medien, Wahlen und Zivllpollzel, eben 
Nischen oder Spezialitäten, bei denen wir speziell unsere 
Erfahrung und unser Wissen einbringen können. Damit wer­
den die Voraussetzungen dafür geschaffen, dass bei Bedarf 
ein Kontingent von bis zu hundert zivilen Expertinnen und 
Experten gleichzeitig In verschiedene Missionen geschickt 
werden kann. 
2. Am 2. März dieses Jahres hat das EDA zusammen mit 
Schweizer NGO und der Schweizerischen Friedensstiftung 
das Kompetenzzentrum Friedensförderung gegrOndet. Das 
Zentrum Ist bei der Schweizerischen Friedensstiftung an­
gesiedelt und wird massgebllch vom EDA finanziert. Das 
Kompetenzzentrum Friedensförderung bietet die Chance, 
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schweizerische Aktivitäten In der Frledenspolltlk besser zu 
koordinieren, In sich abgestimmte Strategien zur Bewälti­
gung von Konfllkten zu entwickeln und eine kohärente Politik 
In der Zielverfolgung zu reallsleren. Das bereits vorhandene 
zivile frledenspolltlsche Potenzial In der Schweiz kann auf 
diese Welse wirksamer genutzt werden. 
Der Bundesrat hat die Bedeutung und die Notwendigkeit der 
zivilen Friedensförderung und auch die Bedeutung der Ko­
operation und der Koordination mit NGO erkannt und hat 
entsprechend gehandelt. Das zeigt sich auch darin, dass 
zurzeit das Zivildienstgesetz revidiert wird. Bel dieser Revi­
sion unter Federführung des EVD geht es Im Wesentllchen 
darum, erstens die Zulassungsverfahren klarer zu regeln, 
zweitens zu er , den Zivildienst an einem Stack zu 
leisten, drittens für den Zivildienst zu definie-
ren und viertens Rahmenbedingungen fQr mögliche Aus­
landelnsätze zu verbessern und dafür z. B. die Dauer bei 
Auslandelnsätzen um 50 Prozent zu verlängern. 
Im Sinne der Initianten sind schllessllch unsere drei Zentren 
In Genf tätig, nämlich das Zentrum für Slcherheltspolltlk, das 
Internationale Zentrum für humanitäre Minenräumung und 
das Genfer Zentrum für die demokratische Kontrolle der 
Streitkräfte. Die Aktivitäten dieser Zentren haben eine stabi­
lisierende und frledensfördernde Wirkung. Sie sehen also: 
Bereits heute bestehen In der Schweiz eine ganze Reihe 
von Institutionen und Instrumenten, die sich eingehend mit 
der zivilen Friedensförderung befassen. Es geht weniger 
darum, eine neue Struktur aufzubauen, als die bestehenden 
Instrumente zu koordinieren und sie auch gezielt, Im Sinne 
der unbestrittenen Zielsetzung, anwenden zu können. 
Der Bundesrat hat sich am vergangenen Freitag bereit er­
klärt, das Postulat 01.3268 der SIK-NR entgegenzunehmen, 
das einen ausführlichen Bericht verlangt Ober: Zlvlldlenste­
lnsätze Im Ausland; Einsatz und Erfolg von zivilen Friedens­
experten; Einsatzbereitschaft junger Leute Im Einsatz Im 
Rahmen von NGO; Koordination zwischen Privaten und 
staatlichen Organisationen; In diesem Gesamtzusammen­
hang verfolgte Ziele; Zivilschutzkonzepte In unseren Nach­
barstaaten. Auch die von Frau Vermot aufgeworfene Frage 
wird Im Rahmen der Behandlung dieses Postulates beant­
wortet werden. 
Schllesslfch noch eine Bemerkung zum Thema Ausbildung 
In Gewaltverminderung und GewaltverhOtung: Letztlich 
muss es das Ziel jeder humanistischen Gesellschaft sein, 
auf allen Stufen konfllktvermindernd, also friedensfördernd, 
zu erziehen. 
Damit kann Ich zusammenfassend festhalten, dass die Initia­
tive abzulehnen Ist. weil: 
1. die Zielsetzungen dieser GSoA-lnltlatlve bereits heute we­
sentßcher Bestandteil der Bemühungen unseres Landes Im 
Bereich der Internationalen Zusammenarbeit und unserer 
Friedensförderung sind; 
2. unkoordinierte Friedenseinsätze sich negativ auf die be­
währte und International beachtete Zusammenarbeit der of­
fiziellen Schweiz auswirken warden; 
3. wir für derartige Einsätze mehr und mehr hochprofessio­
nalislerte Spezialisten nötig haben; 
4. schon heute Personen, die aus Gewissensgründen keinen 
MIiitärdienst leisten wollen, die Möglichkeit haben, sich im 
Zivildienst zu engagieren. 
Im Übrigen widmen sich In der Schweiz 29 Einsatzbetriebe 
des Zivildienstes dem Abbau, der Früherkennung und Ver­
hinderung neuer Gewaltverhältnisse und der friedlichen Bei­
legung gewalttätiger Auseinandersetzungen. 
Schllessllch ein letzter Punkt: Die Kostenfolgen wurden hier 
mehrfach erwähnt Ich wurde gefragt, woher wir die In der 
Botschaft enthaltenen Zahlen hätten. Ich kann nur darauf 
verweisen, dass wir sie aus den Unterlagen der Initianten 
selber genommen haben und hier die entsprechenden Kon­
sequenzen ziehen mussten. 
Zu einzelnen Voten nur das Folgende: In den Ausführungen 
der Initianten wird In Bezug auf die Beaufsichtigung dieser 
Institution bloss ausgeführt, dass die Durchführung dieser 
Zlvlldlensteinsätze nicht primär eine staatliche Aufgabe sei, 
dass die Aufsichtsorgane höchstens administrativ der Bun-
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desverwaltung unterstellt seien, aber Inhaltlich absolut un­
abhängig zu arbeiten hätten; dass sich diese Kommission 
schllessllch aus Personen zusammensetze, welche In den 
Im lnitlatMext genannten Bereichen tätig seien; dass sie 
auch Ober Gesuche der Trägerorganisationen entscheide. 
Eine direkte Elnflussmögllchkelt des Bundesrates oder des 
Parlamentes auf diese Organisation Ist also mindestens 
nach Ansicht der Initianten, wie sie sie In Ihren Unterlagen 
darstellen, nicht gegeben. 
Ein weiterer Gegenvorschlag Ist nach unserem Dafürhalten 
nicht notwendig, weil wir einen Gegenvorschlag bereits lan­
ciert und realisiert haben. Wenn sich zusätzlicher Hand­
lungsbedarf ergeben sollte, dann wird sich dieser aus der 
Behandlung und Diskussion dieses Postulates ergeben. 
Ich bme Sie also, dem Antrag der Kommissionsmehrheit zu­
zustimmen, d. h., die Initiative zur Ablehnung zu empfehlen. 
Der Bundesrat erklärt sich bereit, das Postulat entgegenzu­
nehmen. 

Eintreten Ist obligatorisch 
L:entree en matiere est acquise de plein drolt 

Bundesbeschluss zur Volkslnltlatlve «Solldarltlt schafft 
Sicherheit: für einen frelwllllgen zlvllen Friedensdienst,, 
Arrete federal concemant !'Initiative populalre ccla aoll­
darlte cr6e la s6curlte: pour un servlce clvll volontalre 
pour la palx» 

Detailberatung - Examen de detall 

Tltel und Ingress, Art. 1 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Tltre et preambule, art.1 
Proposition de Ja commission 
AdMrer a la declslon du Conseil des Etats 

Angenommen -Adoptfl 

Art.2 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Minderheit 
(Garbanl, Cuche, Fässler, Fahr Marlo, Günter, Haerlng, 
Wyss) 
..•• die Initiative anzunehmen. 

Art.2 
Proposition de 1a commlsslon 
Majorite 
Adherer a la declslon du Conseil des Etats 
Mlnorfte 
(Garbanl, Cuche, Fässler, Fehr Marlo, Günter, Haerlng, 
Wyss) 
.... d'accepter l'lnitlative. 

Abstimmung - Vote 
F0r den Antrag der Mehrheit .... 99 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit .... 64 Stimmen 

Gesamtabstimmung - Vote sur /'ensemble 
(namentlich - nomlnatif; Benage - Annexe 00.059/1344.) 
Für Annahme des Entwurfes .... 100 Stimmen 
Dagegen .... 60 Stimmen 
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Solidarität schafft Sicherheit. 
Für einen freiwilligen 
zivilen Friedensdienst. 
Volksinitiative 
La solidarite cree la securite. 
Pour un service civil volontalre 
pour la palx. 
Initiative populaire 

Schlussabstimmung - Vote final 
Botschaft des Bundesrates 05.07.00 (BBI 2000 4879) 
Message du Conseß fed~ral 05.07.00 (FF 2000 4511) 
Berichtigung zur Botschaft 14.11.00 (BBI 2000 5509) 
(La correcllon ne concerne que le texte allemand} 
Ständerat/Conseil des Etats 22.03.01 (Erstrat- Premier Conseß) 
Nationalrat/Conseil national 19.06.01 (ZWeltrat- Oewdeme Conseil) 
Nationalrat/Conseil national 19.06.01 (Fortsetzung - Suite) 
Stinderat/Consell des Etats 22.oa.01 (Schlussabstimmung - Vota final) 
Nationalrat/Conseil national 22.06.01 (Schlussabstimmung - Vota final) 
Text des Erlasses (BBI 2001 2868) 
Texte de racte legislatlf (FF 2001 2731) 

Bundesbeschluss zur Volkslnltlatlve «SolldarHät schafft 
Sicherheit: für einen frelwllllgen zlvllen Friedensdienst» 
Arrite federal concemant !'Initiative populalre «La soll­
darlte cree la securlte: pour un servlce clvll volontalre 
pour la palx» 

Schwelger Rolf (R, ZG), f0r die Kommission: Ich habe zu 
zwei Vorlagen Bemerkungen der Redaktlonskommisslon an­
zubringen; es betrifft dies als Erstes die Volksinitiative «Soli­
darität schafft Sicherheit» (00.059). 

Die Radaktionskommission hat hier festgestellt, dass in der 
französischen Fassung der Fahne und in der Botschaft des 
Bundesrates bei Artikel 57a Absatz 6 erster Satz der Bun­
desverfassung eine unzutreffend verkürzte Fassung ge­
druckt worden Ist. Im deutschen Text heisst es: «Der zivile 
Friedensdienst organisiert auf Anfrage von Nichtregie­
rungsorganisationen, staatlichen Institutionen und Internatio­
nalen Organisationen unbewaffnete Friedenseinsätze.» Im 
Französischen sind zwei dieser Organisationen nicht er­
wähnt Diese werden ergänzt, und zwar mit den Worten 
«d'organlsations non gouvernementales, d'lnstitutions de 
l'Etat et». 
Die eidgenössischen Räte müssen, gestützt auf Artikel 27 
Absatz 1 ~VG, einen Bundesbeschluss so verabschieden, 
dass er den lnltlatMext so, wie er lautet, enthält. Der franzö­
sische Schlussabstimmungstext ist entsprechend korrigiert 
worden und entspricht nun dem deutschen und dem Italieni­
schen Text 

Abstimmung - Vote 
Für Annahme des Entwurfes .... 36 Stimmen 
Dagegen .... 5 Stimmen 
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Solidarität schafft Sicherheit. 
Für einen freiwilligen 
zivilen Friedensdienst. 
Volks Initiative 
La solldarlte cree la securite. 
Pour un servlce civil volontalre 
pour la paix. 
Initiative populaire 

Schlussabstimmung - Vote final 
Botschaft des Bundesrates 05.07 .00 (BBI 2000 4879) 
Message du Consell federal 05.07.00 (FF 2000 4511) 
Berichtigung zur Botschaft 14.11.00 (BBI 2000 5509) 
(La correctton ne concerne que le texte allemand) 
Ständerat/Conseil des Etats 22.03.01 (Erstrat- Premier Conseß) 
Nationalral/Conseil national 19.06.01 (Zweitrat - Oeuxleme Consell) 
Nationalral/Conseil national 19.06,01 (Fortsetzung- Suite) 
Ständerat/Conseil des Etats 22.06.01 (Schlussabstimmung - Vote ßnaQ 
Natlonalrat/Consell national 22.06.01 (Schlussabstimmung- Vota final) 
Text des Erlasses (BBI 2001 2868) 
Texte de racte leglslatif (FF 2001 2731) 

Bundesbeschluss zur Volkslnltlatlve «Solldarltiit schafft 
Sicherheit: für einen frelwllllgen zlvllen Friedensdienst» 
Arrete federal concemant !'Initiative populalre «La soll­
darlte cree la securlte: pour un servlce clvll volontalre 
pour la palx,, 

Abstimmung - Vote 
(namentlich - nomlnatif: Beilage - Annexe 00,059/1397) 
Für Annahme des Entwurfes .... 120 Stimmen 
Dagegen .... 68 Stimmen „ 1 .h ' 
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Proces-verbal de vote 

Bundesbeschluss zur Volksinitiative 'Solidarität schafft Sicherheit Für einen freiwilligen Zivilen Friedensdienst (ZFD)' 
Arräte federal concemant !'initiative populaire 'La solidarite cree la securite: pour un service civil volontaire pour 1a paix (SCP)' 

Gegenstand / Objet du vote: 
Gesamtabstimmung 
Vota sur l'ensemble 
Abstimmung vom / Vote du: 19.06.2001 12:10:56 
Abate 
AeDDII Warlmann 

1 Aeschbacher 
1 Antille 

BaaderCasoar 
BaderEMra 
Banaa 
Banaerter 

• Baumann Alexander 
Baumann Ruedi 
Baumann Steohanie 
Back 

1 Berberat 
i Bemasconf 
i Bezzola 
• Biaaer 

Bkmasca 
Binder 
Blocher 

• Borer 
• Bortoluzzl 
.Bosshard 
Brunner T onl 

1 Buanon 
1 Bühbnann 
• Bilhrer 

Cavalll 
Chaonuls 
Chevrier 
ChlffeUe 

i Christen 
1 Cina 

Cuche 
deDardel 
Decurtlns 

i Donze 
Dormann RDSemarie 
Dormond Marlvse 
Dunant 
DUDraz 
Durrer 
Eberhard 
Eoa111ZOOI 
Eoolv 
Ehrier 
1-nnAIMmer 
Estermann 
Evmann 
Fasel 
Fässler 

+ Ja/oul/ sl 
= nein / non / no 

* R Tl Fattebert + V VD Kolmel 
= S ZH 
+ E ZH 
* R VS 

Favre ffiii FehrHans 
Fehr Han&Jam H 

Kunz 
Kurrus 
Lachat 

+ V BL Fehr Jacauellne = S ZH Lallve d'E11inav 
+ C so Fehr Lisbeth + V ZH Laubacher 
= s so FehrMarlo = S ZH Leuoer 
+ R BE Fetz = S BS Leu 
+ V TG Flscher•Seenaen + R AG Leuteneaoer Haio 
= G BE Rlhn • V sz LeutenAnner Susanne 
* S BE Freund + V AR Leuthard 
+ L VD FrevClaude + R NE Loepfe 
= S NE FrevWalter • V ZH Lustenberoer 
+ R GE Gadient + V GR Maßlard 
+ R GR GalD + C BE Mattre 
+ V SG Garbanl = S NE Marletan 
* . Tl Genner = G ZH MartiWerner 
+ V ZH Giezendanner + V AG MartvKälin . V ZH Glaason . R FR Ma!mnß 
+ V so Glur + V AG Mathvs . V ZH Goll = S ZH Maurer 
+ R ZH Graf = G BL Maurv Pasouier 
+ V SG Grobet = S GE Meler•Scha!z 
+ V VD Gross Andreas = S ZH Menetrev Saverv 

= G LU GrossJost = S TG , Messmer 
+ R SH Gulsan + R VD Mever Therese 
* S Tl GOnter = S BE 1 Möroell 
= SFR Gutzwiller + R ZH ! Murnw 

·+ C vs Gvsin Hans Rudolf + R BL MilllerErlch 
= S VD Gvsin Remo = S BS MüUer-Hemml 
* R VD Haerlna Binder = S ZH Nabholz 
+ C vs Haller + V BE i Neirvnck 
= G NE Himmerie = S GR i Oehr0 

= S GE Hassler + V GR i Pedrlna 
+ C GR Heberleln + R ZH Pem 
+ E BE Heaetschweiler . R ZH 1 Pfister TheoDhil 
0 C LU Helm + C so 1 Polla 
= S VD Hass Berhard + • BE i Raaaenbass 
+ V BS Hass Peter # C ZG • RandAnner . R GE HessWalter + C SG Rechsteiner Paul 
+ C 0W Hofmann Urs = s AG Rachstelner-Basel . C sz Hollenstein = G SG Rennwald 
+ R AG Hubmann = s ZH • Rikrm 
+ L GE lmhaf + C BL i Robbianl 
+ C AG Janlak = s BL Rosslni 
+ R 111W Joder + V BE Ruev 
+ C LU Jossen = s vs Sandoz Marcel 
+ L BS Jutzet • s FR Schenk 
= G FR Kaufmann + V ZH Scherer Marcel 
= s SG Keller Robert + V ZH Scheurer RAmV 

• entschuldigt / excuse / scusato, abwesend / absent / assente 
hat nicht teilgenommen / n'ont pas vote / non ha votato 

+ R so 
+ V LU 
* R BL 
+ C JU . R SZ 
+ V LU 
+ C FR 
+ C LU . A ZG 
= s BL 
+ C AG 
+ C Al 
+ C LU 
= s VD 
+ C GE . C vs 
= s GL 
= s ZH . 

• Tl 
+ V AG 
+ V ZH 
= s GE . C SG 
= G VD 
+ R TG 
+ C FR 
+ V ZH 

: ffl 
= S ZH 
+ R ZH . C VD 
+ V BE 
= s Tl 
• R Tl 
+ V SG 
+ L GE 
+ C TG . R BS 
= s SG 
= s BS 
= s JU 
+ C ZH 
o C Tl 
= s vs 
+ L VD . R VD 
* V BE 
+ V ZG 
+ L NE 

o enth. / abst. / ast. # Der Präsident stimmt nicht/ Le president ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse/ Resultats: 
Gesamt I Complete / Tutto Fraktion / Groupe / Gruooo C G L R s E V 
Ja/oul/sl 100 ja/ oul/ sl 26 0 6 27 0 3 37 
nein / non / no 60 nein / non / no 0 10 0 0 48 1 0 
enth. / abst. / ast. 4 enth. / abst. / ast 4 0 0 0 0 0 0 
entschuldlat / excuee / scusato 35 entschuldlat / excuse / scusato 4 0 0 15 4 1 8 

Bedeutung Ja/ Slgnlficatlon de oul: 
Bedeutung Nein / Slgnlficatlon de non: 

Schliler 
Schmid Odllo 
Schmied Walter 
Schneider 
Schwaab 
Seiler HansMtw 
Siecrist 
Simoneechi-Cortesi 
Sommaruaa 
SDeck 
Spfelrnann 
SDuhler 
Stehl 
Stammluzl 
Steineaoer 
Stelner 
Strahm 
Studer Heiner 
Stumo 
Suter 
Teuscher · 
Thanel 
Theiler 
lillmanns 

~ 
Tsch=rt 
Vallender 
Veudroz Jean-Claude 
Veudroz Rene 
Vennol 
VoUmer 
Waber Christien 
Walker Felix 
Walter Hans!nrn 
Wandfluh 
Wasserfallen 
Weiaelt 
Weveneth 
Wldmer 
Wldrlo 
Wiederkehr 
Wlllenwiler 
WvssUrsula 
Zäch 
Zanettl 
Zanfl 
Zblnden 
TIAVAtf(S 

Zuoniller 

. 
1 
1 
0 
3 

+ V ZH 
o C vs 
+ V BE 
+ R BE 
= S VD 
• V BE 
+ V AG 
+ C Tl 
= s BE 
• V AG 
= • GE 
• V TG 
+ V ZH 
+ V AG 
+ R UR 
+ R SO 
= S BE . E AG 
= SAG 
+ R BE 
= G BE 
= S ZH 
+ R LU 
• s VD 
+ R BE 
- s BE 
+ R LU 
+ RAR 
+ C GE . R VD 
= S BE 
= S BE 
+ E BE 
+ C SG 
+ V TG 
+ V BE 
+ R BE 
+ A SG 
+ V BE 
= sw 
+ C SG 
= E ZH 
+ R SG 
= s BE 
+ C AG 
= s so 
o C ZH 
= s AG . • VD 
+ V ZH 
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Namentliche Abstimmung / Vote nominatif 
CONSEIL NA 1"IONAL 

Proces~verbal de vote 

Bundesbeschluss zur Volksinitiative 'Solidarität schafft Sicherheit Für einen freiwilligen Zivilen Friedensdienst (ZFD)' 
Arräte federal concemant !'initiative populaire 'La solldarite cree la securite: pour un service cMI volontaire pour la paix (SCP)' 

Gegenstand / Objet du vote: 
Schlussabstimmung 
Vote final 
Abstimmung vom /Vote du: 22.06.2001 08:41:39 
Abate +~Ti 
AeonD Warlmann = zii 

Fattebert + V VD 
Favre + R VD 

Aeschbacher = E ZH FehrHans + V ZH 
AntiHe + R VS Fehr Hans..JillTI = S SH 
Baadercasnar + V BL Fehr Jacoueiine = S ZH 
BaderEvlra + C so Fehr Lisbeth + V ZH 
Banoa = s so Fehr Marlo = S ZH 
Banoerter + R BE Fetz = S BS 
Baumann Alexander + V TG FJSCher-Seenaen + RAG 
Baumann Ruedl = G BE Föhn + V sz 
Baumann stenhanle = S BE Freund + V AR 
Beck + L VD FrAV Claude + R NE 
Berberat = s NE FrevWalter + V ZH 

i Bamasconl + R GE Gadlent + V GR 
Bezzola + R GR Gall o C BE 
Biooer + V SG Garbanl = s NE 

• Blnnasca . - Tl Genner = G ZH 
i Binder + V ZH i Giezendanner + V AG 
, Blocher + V ZH Glasson + R FR 
i Barer + V so Glur + V AG 

Bortoluzzi + V ZH i Goll = S ZH 
Bosshard + R ZH Graf = G BL 

• Brunn er T onl + V SG Grobet = S GE 
• Buanon + V VD Gross Andreas = S ZH 

Bühlmann = G LU GrossJost . S TG 
Bührer . R SH i Gulsan + R VD 
CavalD = s Tl • Gilnter = S BE 
ChaDDuls = s FR Gu1zwlller + R ZH 
Chevrier + C vs • Gvsln Hans Rudolf + R BL 
Chlffelle = s VD i Gvsln Remo = S BS 
Christen + R VD i Haerina Binder = S ZH 
Clna + C vs i Haller + V BE 
Cuche = G NE i Hämmerle = S GR 
deDardel = s GE Hassler + V GR 
Oecurtlns + C GR Heberlein + R ZH 

• 0onze = E BE • Heoetschweiler + R ZH 
Dormann Rosemarle 0 C LU Heim + C so 
Dormond Mlll'MIA = s VD i HAM Berhard + - BE 
Dunant + V BS Hess Peter # C ZG 
DUllraz + R GE HessWalter + C SG 
Durrer + C ow Hofmann Urs = SAG 
Eberhard + C sz Hollenstein = G SG 
Eaerszeoi + R AG Hubmann = S ZH 
Fnnlv + L GE lmhof + C BL 
Ehrler + C AG Janiak = s BL 
Enaelllelller + R tM Joder + V BE 
Estermann + C LU Jossen = s vs 
Fvrnann + L BS Julzet = s FR 
Fasel = G FR• Kaufmann + V ZHi 
Fässler = s SG Kaller Robert + V ZH 

Kofrnel 
i Kunz 
! KumJS 
Lachat 
Lalive d'Eolnav 

1 Laubacher 
i laUl)er 
• Leu 
i Leuteneocrer Halo 
· Leuteneooer Susanne 
Leuthard 
IMnfe 
LuslenhAmAr 
Maillard 
Maiire 
Marietan 
MartiWerner 
MartvKälin 
MaspoD 
Mathvs 
Maurer 
Maurv Pasauier 
Meier•Schatz 
Menetrev Sevarv 

• Messmer 
MAVM Therese 
Möraell 
Muanv 
MODer Erich 
Milller-Hernml 
Nabholz 
Neirvnck 
OehrR 
Pedrina 
Pein 
Pfister TheoJ>hU 
Polla 
Raaaenbass 

i Randanoer 
Rechsteiner Paul 
Rechsteiner•Basel 

• Rennwald 
i Riklln 

Robblanl 
i Rossinl 

Ruev 
SandozMarcel 

• Schenk 
1 Scherer Marcel 

Scheurer Remy 

+ ja/oul/sl 
= nein / non / no 

• entschuldigt/ excuse / scusato, abwesend / absent / assente 
hat nicht teßgenommen / n'ont pas vote / non ha votato 

+ R so 
+ V LU 
+ R BL 
+ C JU 
+ R SZ 
+ V LU 
+ C FR 
+ C LU 
+ R ZG 
= S BL 
+ C AG 
+ C Al 
+ C LU 
= S VD 
+ C GE 
+ C VS 
= S GL 
= S ZH 
• - Tl 
+ V AG 
+ V ZH 
= s GE 
+ C SG 
= G \10 
+ R TG 
+ C FR 
+ V ZH 
= G GE 
+ R ZH 
= S ZH 
+ R ZH 
= C VD 
+ V BE 

= s Tl 
+ R Tl 
+ V SG 
+ L GE 
+ C TG 
+ R BS 
= s SG 
= s BS 
= s JU 
+ C ZH 
= C Tl 
= s vs 
• L VD 
+ R VD 
+ V BE 
+ V ZG 
+ L NE 

o enth. / abst. / asl # Der Präsident stimmt nicht/ Le president ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse/ Resultats: 
Gesamt/ Complete / Tutto Fraktion/ Groupe / Gruooo C G L R s E V 
ja/ out/ sl 120 ja/oul/sl 27 0 5 41 0 1 45 
nein / non / no 68 nein / non / no 2 10 0 0 50 4 0 
enth. / abst. / ast. 5 enth. / abst. / asl 5 0 0 0 0 0 0 
entschuldigt/ excuse / scusato 6 entschuldigt/ excuse / scusato 0 0 1 1 2 0 0 

Bedeutung Ja/ Slgnfllcatlon de oui: 
Bedeutung Nein / Slgnfflcatlon de non: 

Schliier 
Schmid Odllo 
Schmied Walter 
Schneider 
Schwaab 
Seßer Hansoeter 
Sleorist 
Simoneschi-Cortesl 
Sommaruaa 
Speck 

Solelmann 
Souhler 
Stahl 
Stamm Luzl 
Stein..,,ner 

Ste!ner 
S!rahm 
S!uder Heiner 
S!umD 
Suter 
Teuscher 
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Trinnnez 
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Techunnert 
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Vaudroz Jean-Claude 
Vaudroz Rene 
Vermot 
Vollmer 
Waber Christian 
Walker Felix 
Walter Hanslörcr 
Wandfluh 
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Zanetll 
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-
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2 
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2 
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0 C VS 
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+ V BE 
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+ V ZH 
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= S BE 

= E AG 
= SAG 
+ R BE 
= G BE 

= S ZH 
+ R LU 
= s VD 
+ R BE 
= S BE 
+ R LU 
+ A AR 
+ C GE 
+ R VD • s BE 
= S BE 
+ E BE 
+ C SG 
+ V TG 
+ V BE 
+ R BE 
+ R SG 
+ V BE 
= s LU 
+ C SG 
= E ZH 
+ A SG 
= s BE 
+ C AG 
= s so 
o C ZH 
= s AG 
= • VD 
+ V ZH 
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Bundesbeschluss 
zur Volksinitiative «Solidarität schafft Sicherheit: 
Für einen freiwilligen Zivilen Friedensdienst (ZFD)» 

vom 22. Juni 2001 

Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft, 

gestützt auf Artikel 139 Absatz 5 der Bundesverfassung1 

und Ziffer III des Bundesbeschlusses vom 18. Dezember 19982 über eine neue Bun­
desverfassung, 
nach Prüfung der am 10. September 19993 eingereichten Volksinitiative «Solidarität 
schafft Sicherheit: Für einen freiwilligen Zivilen Friedensdienst (ZFD)», 
nach Einsicht in die Botschaft des Bundesrates vom 5. Juli 20004, 

beschliesst: 

Art.1 
1 Die Volksinitiative vom 10. September 1999 «Solidarität schafft Sicherheit: Für 
einen freiwilligen Zivilen Friedensdienst (ZFD)» ist gültig und wird Volk und Stän­
den zur Abstimmung unterbreitet. 

2 Sie lautet5, angepasst an die Bundesverfassung vom 18. April 1999: 

I 

Die Bundesverfassung wird wie folgt geändert: 

Gliederungstitel vor Art. 57 

2. Abschnitt: Friedens- und Sicherheitspolitik, Zivilschutz 

Art. 57-a (neu) Ziviler Friedensdienst 
1 Die Schweiz unterhält einen Zivilen Friedensdienst (ZFD) als Instrument einer ak­
tiven Friedenspolitik. 

2 Der Zivile Friedensdienst trägt im In- und Ausland dazu bei, Gewaltverhältnisse 
abzubauen sowie deren Neuentstehung zu verhindern. Dazu entwickelt er insbeson-

1 SR 101 
2 AS 1999 2556 
3 BBl 1999 8958 
4 BBl 2000 4879 
5 Die Volksinitiative ist noch während der Geltungsdauer der Bundesverfassung vom 

29. Mai 1874 eingereicht worden. Sie nimmt deshalb auf jenen Verfassungstext Bezug 
und nicht auf die Verfassung vom 18. April 1999. Der Originalwortlaut der Volks- . 
initiative verlangte eine Ergänzung der Bundesverfassung durch einen neuen Artikel 8b15 

sowie eine Ergänzung der Ubergangsbestimmungen der Bundesverfassung. 
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dere Massnahm.en zur Früherkennung und Prävention von Gewaltpotenzialen, zum 
Schutz der Lebensgrundlagen, zur friedlichen Beilegung gewalttätiger Auseinander­
setzungen und zum sozialen Wiederaufbau. 

3 Die Mitarbeit im Zivilen Friedensdienst ist freiwillig. Dienst Leistende werden für 
Einsätze sowie einsatzspezifische Aus- und Weiterbildung angemessen entschädigt. 
Bei den Friedensdienst Leistenden wird eine gleichmässige Vertretung beider Ge­
schlechter angestrebt. 
4 Der Zivile Friedensdienst bietet in Zusammenarbeit mit staatlichen Institutionen, 
Nichtregierungsorganisationen und Privaten eine Grundausbildung an, die Wissen 
und Praktiken gewaltfreier Konfliktbearbeitung vermittelt. Sie bereitet auf ZFD-Ein­
sätze vor und steht allen in der Schweiz wohnhaften Personen kostenlos offen. 

5 Der Zivile Friedensdienst sorgt für die einsatzspezifische Aus- und Weiterbildung 
von Friedensdienst Leistenden. Er berücksichtigt dabei persönliche Qualifikationen 
der Dienst Leistenden und Bedarf. 
6 Der Zivile Friedensdienst organisiert auf Anfrage von Nichtregierungsorganisatio­
nen, staatlichen Institutionen und internationalen Organisationen unbewaffnete Frie­
denseinsätze. Dabei arbeitet er eng mit lokalen Organisationen zusammen. 
7 Der Zivile Friedensdienst wird mit öffentlichen Mitteln finanziert. In der Regel be­
auftragt er geeignete Nichtregieningsorganisationen mit der Planung und Durchfüh­
rung von Einsätzen. 
8 Eine unabhängige, geschlechterparitätisch zusammengesetzte Kommission beglei­
tet wegweisend und kontrollierend die Ausgestaltung sowie Durchführung der 
Grundausbildung, der einsatzspezifischen Aus- und Weiterbildung sowie der Einsät­
ze des Zivilen Friedensdienstes. Darin arbeiten insbesondere Organisationen mit, die 
friedens-, frauen-, umwelt-, migrations- und entwicklungspolitische Anliegen vertre­
ten. 

II 

Die Übergangsbestimmungen der Bundesverfassung werden wie folgt ergänzt 

Art. 196 Sachüberschrift 

Übergangsbestimmungen gemäss Bundesbeschluss 
vom 18. Dezember 1998 über eine neue Bundesverfassung 

Art 197 (neu) Übergangsbestimmungen nach Annahme der Bundesverfassung 
vom 18. April 1999 

1. Übergangsbestimmung zu Art. 57a (Ziviler Friedensdienst) 
1 Einsätze sowie einsatzspezifische Aus- und Weiterbildung im Rahmen des Zivilen 
Friedensdienstes (ZFD) gemäss Artikel 51a der Bundesverfassung gelten als unver­
schuldete Verhinderung der Arbeitsleistung. Der Kündigungsschutz richtet sich 
nach den Bestimmungen über den Zivildienst. 
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2 Der Zivile Friedensdienst darf keine bestehenden Arbeitsplätze gefährden oder gel­
tende Arbeitsbedingungen verschlechtern. 

3 Solange in der Schweiz ein Zivildienst besteht, werden die im Rahmen der Grund­
ausbildung, der einsatzspezifischen Aus- und Weiterbildung und der Einsätze des 
Zivilen Friedensdienstes geleisteten Tage als Zivildiensttage angerechnet. 
4 Soweit binnen fünf Jahren kein Ausführungsgesetz zu Artikel 57a der Bundesver­
fassung in Kraft gesetzt worden ist, regelt der Bundesrat die Einzelheiten des Zivilen 
Friedensdienstes mittels Verordnung. 

Art.2 

Die Bundesversammlung empfiehlt Volk und Ständen, die Initiative abzulehnen. 

Ständerat, 22. Juni 2001 

Die Präsidentin: Fran~oise Saudan 
Der Sekretär: Christoph Lanz 
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Nationalrat, 22. Juni 2001 

Der Präsident: Peter Hess 
Der Protokollführer: Deli Anliker 



Arrete federal 
concemant ! 'initiative populaire «La solidarite cree la 
securite: pour un service civil volontaire pour la paix 
(SCP)» 

du 22juin 2001 

L'Assembleefederale de la Confederation suisse, 

w l'art. 139, al. 5, de la Constitutionl, 
w le eh. m de l'arrSte federal du 18 decembre 1998 relatif a une mise ajour de la 
Constitution federale2, 
w l'initiative populaire «La solidarite cree la securite: pour un service civil volon­
taire pour la paix (SCP)», deposee le 10 septembre 19993, 
w le message du Conseil federal du 5 juillet 20004, 

arrete: 

Art.1 

1 L'initiative populaire du 10 septembre 1999 «La solidarite cree la securite: pourun 
service civil volontaire pour 1a paix (SCP)» est valable et sera soumise au vote du 
peuple et des cantons. 

2 L'initiatives, adaptee a la Constitution du 18 avril 1999, a la teneur suivante: 

I 

La Constitution est modifiee comme suit: 

Titre precedant l 'art. 57 

Section 2 Politique de paix et de securite, protection civile 

Art. 57a (nouveau) Servicecivil pour 1a paix 
1 La Suisse entretient un service civil pour la paix (SCP) comme instrument d'une 
politique active de paix. 

2 Le service civil pour la paix contribue a la reduction et a la prevention des situa­
tions de violence, a l'interieur et a l'exterieur du pays. Dans ce but, il prend notam-

1 RS 101 
2 RO 1999 2556 
3 FF 1999 8140 
4 FF20004511 
5 L'initiative a ete deposee sous le regime de la constitution du 29 mai 1874 et ne se 

referait donc pas a la Constitution 4u 18 avril 1999. Dans la version deposee, eile 
demandait l'adjonction d'un art. gbis et l'adaptation des dispositions transitoires de 
l'ancienne constitution. 
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ment des mesures en vue de la reconnaissance precoce et de la prevention des po­
tentiels de violence, de la protection des conditions de la vie, de la resolution pacifi­
que des conflits violents et de la reconstruction sociale. 
3 La collaboration au service civil pour la paix est volontaire. Les personnes servant 
dans le cädre du service civil pour la paix sont indemnisees de maniere equitable 
pour les engagements ainsi que pour la formation et le perfectionnement specifiques. 
On veillera a ce que la proportion des hommes et des femmes soit equilibree parmi 
les engages. 

4 En collaboration avec des institutions de l'Etat, des organisations non gouverne­
mentales et des particuliers, le service civil pour la paix offre une formation de base 
qui foumit les connaissances et la pratique permettant 1a gestion non violente des 
conflits. Cette formation prepare aux engagements du service civil pour la paix et est 
offerte gratuitement a toute personne residant en Suisse. 
5 Le service civil pour 1a paix assure la formation et le perfectionnement specifiques 
des engages. II tient compte de leurs qualifications personnelles et du besoin. 

6 Le service civil pour la paix organise des engagements non armes pour la paix, a la 
demande d'organisations non gouvernementales, d'institutions de l'Etat et d'organi­
sations intemationaies. II travaille en etroite collaboration avec les organisations 
locales. 

7 Le service civil pour 1a paix est finance par des fonds publics. En general, il dele­
gue 1a preparation et l' execution des engagements a des organisations non gouver­
nementales appropriees. 

s Une comniission independante, dans laquelle les deux sexes sont representes pari­
tairement, suit et surveille 1a ~onception et l' execution de la formation de base, de la 
formation et du perfectionnement specifiques, ainsi que des engagements du service 
civil pour la paix. Y collaborent notamment des organisations qui defendent les 
interets pacifistes, des femmes, de l'environnement, des migrants, ainsi que de l'aide 
au developpement. 

II 

Les dispositions transitoires de la Constitution sont completees comme suit: 

Art. 196, titre median 

Dispositions transitoires selon l'arrete federal du 18 decembre 1998 
relatif a une mise a jour de la Constitution federale 
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Art. 197 (nouveau) Dispositions transitoires apres acceptation de la Constitution 
du 18 avril 1999 

1. Disposition transitoire ad art. 57a (Servicecivil pour la paix) 
1 Les engagements ainsi que la formation et le perfectionnement specifiques dans le 
cadre du service civil pour la paix (SCP), selon l' art. 57 a de 1a Constitution, equi­
valent a un empechement de travailler sans faute de la part du travailleur. La protec­
tion contre le conge est regie par les dispositions sur le service civil. 
2 Le service civil pour la paix ne doit pas compromettre des emplois existants ni 
entrainer une degradation des conditions de travail. 
3 Tant que la Suisse maintiendra un service civil, les jours accomplis pour la forma­
tion de base, pour la formation et le perfectionnement specifiques et pour les enga­
gements dans le cadre du service civil pour la paix seront pris en compte au titre de 
l' accomplissement du service civil. 
4 Si dans un delai de cinq ans, aucune loi d'execution de l'art. 57a de la Constitution 
n'est entree en vigueur, le Conseil föderal reglera les modalites du service civil pour 
la paix par voie d'ordonnance. 

Art.2 

L' Assemblee federale recommande au peuple et aux cantons de rejeter 1' initiative. 

Conseil des Etats, 22 juin 2001 

La presidente: Fran~oise Saudan 
Le secretaire: Christoph Lanz 
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Conseil national, 22 juin 2001 

Le president: Peter Hess 
Le secretaire: Ueli Anliker 



Progetto della Commissiooe di redazione per il voto finale 

Decreto federale 
concernente:l'iniziativ~ popolare 
«la solidarieta crea sicurezza: per un servizio civile 
vo~ontario per la pace·(SCP)» 

del 22 giugno 2001 

L 'Assembleafederale delta Confederazione Svizzera, 

visto l'articolo 139 capoverso 5 della Costituzione fedei:a)el eil numero III de).de­
creto federale del 18 dicembre 19982 su una nuova Costituzione federale; 
esaminata l'iniziativa·popolare federale «la solidarieta crea sicure:zza: per un servizio 
civile volontario per la pace (SCP)», depositata il 10 settembre 19993; 
visto il messaggio del Consiglio federale del 5 luglio 20004, 

decreta: 

Art.1 

1_ L'iniziativa popolare del 10 settembre 1999 «la solidarieta crea sicurezza: per un 
servizio civile volontario per la pace (SCP)» e valida ed e sottoposta al voto del po-
polo e dei ~ntoni. · 

2 L'ini2:iativa, adeguata alla Costituzione federale del 18 aprile 19995, ha il tenore· · 
seguente: 

I 

La Costituzione federale e modificata come segne: . 

T,itolo prima delrart. 57 

Sezione 2: Po,litica di pace e sicure~, protezione civile 

Art. 57a (nuovo) Servizio civile per Ja pace 

1 La Svizzera mantiene un servizio civile per la pace (SCP) come strumento di una 
politica attiva di·pace. · · 

l RS 101 
2 RU 1999 2556 
3 FF 1999 7744 
4 FF 2000 4247 
5 L'iniziativa popolare e stata depositata vigente la Costituzione federal~ del 29 maggio 

1874; si riferiva pertanto a tale testo e non alla Costituzione federale del 18 aprile 1999. D 
testo originale dell'iniziativa popolare chiedeva di completare la Costituzi.one federale 
con un nuovo articolo gbis, come pure di completare le disposizioni transitorie della Co­
stituzione federale. 

(00.059) 



Iniziativa popolare «la solidarieta crea sicurezza: per un servizio civile 
volontario per Ja pace (SCP)» 

2 II servizio civile per la pace contribui_sce nel Paese e all'estero alla riduzione e alla 
prevenzione delle situazioni di violenza. In particolare sviluppa misure per il rile­
vamento .e la prevenzione dei potenziali di violenza, per Ja protezione delle condi­
zioni di vita, per la soJuzione pacifica dei conflitti violenti e per Ja ricostruzione so­
ciale. 

3 La collaborazione al servizio ·civile·per la pace e volontaria. Chi presta· servizio nel 
servizio civile per la pace riceve un'equa indennita per gli interventi effettivi e per i 
periodi di formazione e aggiornamento specifici. Sara promossa una rappresentanza 
equa dei due sessi. 

4 II servizio civile per la pace, in collaborazione con altre istituzioni statali, organiz­
zazioni non govemative e. privati, offre una formazione di base ehe serve alla tra­
smissione di co~oscenze e pratiche sulla gestione non violen~ dei conflitti. Tale 

· formazione prepara alla partecipazione ad azioni de! servizio civile per Ja pace ed e 
gratuita e aperta a chiunque risieda in Svizzera. · 

s 11 servizio civile per Ja pace fomisce la fonnazione e l'aggiomamento specifici a 
chi presta servizio. Tiene conto delle qualifiche personali e del bisogno. 

6 II servizio civile per Ja pace organizza azioni non armate per Ja pace su domanda di 
organizzazioni non governative, di"istituzioni statali e di organiziazioni intemazio­
nali. In cio collabora strettamente con le organizzazioni locali. 
7 11 servizio civile per la pace e finanziato con fondi pubblici. Di regola affida Ja 
pianificazione e J'esecuzione degli interventi a organizzazioni non govemative ap­
propriate. 

8 Una commissione indipendente, · nella quale i due sessi sono nippresentati parita­
riamente, acco~pagna con direttive e controlli la strutturazione e la realizzazione 
della formazione di base, della formazione e dell'aggiomamento specifici, come pu­
re degli interventi del · servizio civile per Ja pace. In questo organo collaborano in 
particolare organizzazioni ehe difendono interessi pacifisti, delle donne, ambientali, 
dei migranti e dell'aiuto alJo sviluppo. 

II . 

Le di'.sposizioni transitorie della Costituzione federale sono completate come segue: 

Art. 196. titolo 

Disposizioni transitorie conformemente al decreto federale 
del 18 dicembre 1998 su una nuova Costituzione federale 

Art. 197 (nuovo) Disposizioni transitorie dopo l'adozione 
della Costituzione federale del 18 aprile 1999 . 

1. Disposizlone transitoria dell'art. 57a (Servizio civile per /a pace) 
1 Gli interventi nonche Ja fonnazione e I'aggiomamento specifici nel servizio civile 
per la pace (SCP) secondo l'articolo 51a della Costituzione equivalgono a un impe-

dimento del lavoro non addebitabile a colpa del lavoratore. La protezione contro i 
licenziamenti si impronta alle disposizioni sul servizio civile. 

2 II servizio civile per la pace non deve mettere in pericolo posti di Iavoro esistenti 
ne peggiorare condizioni di lavoro vigenti. 

3 Fintanto ehe Ja Sviz:zera manterra il servizio civile, i giorni dedicati alla formazio­
ne di base, alla fonnazione e all'aggiomamento specifici e agli interventi del servi­
zio civile per Ja pace sono conteggiati come giomi di servizio civile. 

4 Se entro cinque anni non e entrata in· vigore nessuna. !egge d'applicazione 
dell'articolo 51a della Costituzi~ne, il. Consiglio federale regola i dettagli del servi­
zio civile per la pace mediante ordinanza. 

Art.2 

L' Assemblea federale raccomanda al popolo e ai Cantoni di respingere I'iniziativa. 


